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Editorial 

Die 2. Welt forscht über die 3. Welt: die Abkopplung von Weltmarktzu­
sammenhängen, die Entwicklungstheoretiker den Ländern Afrikas, 

Asiens und Lateinamerikas zum Aufholen struktureller sozioökonomi­
scher Defizite empfehlen, war im Osten Europas Realität. Die weltge­

schichtliche Einordnung der eigenen wie der Situation der sogenannten 
Entwicklungsländer blieb allerdings in der DDR unter (schein-?) marxi­
stischen Prämissen vom Übergang via Kapitalismus (oder nichtkapitali­
stischen Weg) zum Sozialismus. Die Kritik an dieser Perspektivierung, 
die nicht nur die wissenschaftliche Reputation beschädigte, sondern 
auch in der praktischen Entwicklungspolitik Fehler abstützte, sollte 

gleichwohl die Leistungen der DDR-Entwicklungsländerforschung nicht 
verdunkeln: Ein Thema in der internationalen Diskussion herausgefor­

dert zu haben, bleibt ebenso ein Verdienst wie die empirischen Feldstu­
dien, die ein bemerkenswert großes Potential vorlegte (das sich zu 
leisten eben auch zu den politischen Prämissen der DDR gehörte). 

Man kan es guten Gewissens Dunkelmänner (und -frauen)tum nennen, 
wenn heute die wissenschaftspolitischen Deformationen und lnstrume­
natlisierungen und die (vielen heute erst) fragwürdigen Perspektiven, in 
der das Material geordnet wurde, ins Feld geführt werden, um eine auf 
Entwicklungspolitikberatung und -kritik orientierte Forschung und Lehre 
zu dezimieren. Die Situation des "Forschungsobjektes", das nicht mehr 

von der Systemkonkurrenz profitieren kann, ist viel zu eng mit der 
unseren verkoppelt, als daß wir uns diesen globalen Wirkungen durch 

das Ausdünnen von Studiengängen entziehen könnten. 
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THEMA 1: Zwischen Scylla unH Charybdis~ 
Ostdeutsche Entwicklungsländer­
forschung in der DDR und danach 

Günter Barthel (Leipzig): 

Die Asien-, Afrika-und Lateinamerikawissenschaften in der ehemaligen 
DDR 

Versuch eines Resümees 

1. Aufgabenstellung und Strukturen 

Verpflichtet einer langen Trad~ionskette 
existierten auch in der früheren DDR eine 
Reihe von Institutionen, die sich den zivili­
satorischen Leistungen und den Geschik­
ken der Völker und Staaten fernab Euro­
pas zugewandt hatten. 

Die mit dieser Materie Betrauten und Ver­
trauten wirkten an einer Vielzahl von Ein­
richtungen des Hochschulwesens, der 
Akademien und der gesellschaftlichen 
Organisationen. Als institutionelle Hauptträ­
ger traten die sogenannten regionalwis­
senschaftlichen Sektionen in Erscheinung, 
die an den höchsten Bildungsstätten ihr 
Domizil hatten. Im einzelnen waren es die 
Sektion Asienwissenschaften der Hum­
boldt-Universität zu Berlin, die Sektion Afri­
ka· und Nahostwissenschaften der Karl­
Marx-Universität Leipzig, die Sektion La­
teinamerikawissenschaften der Wilhelm­
Pieck-Universität Rostock und die Sektion 
Orient- und Altertumswissenschaften der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
sowie das lnsrnut Ökonomik der Entwick­
lungsländer der Hochschule für Ökono­
mie "Bruno Leuschner'' Berlin-Karlshorst. 

Wichtige Forschungskapazitten fanden 
sich darüber hinaus um einige anzudeu­
ten am Institut für Allgemeine Geschichte 
der Akademie der Wissenschaften in Ber­
lin, am Institut für Internationale Beziehun­
gen der Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaften der DDR Potsdam-Babels­
berg und am Institut für tropische Landwirt­
schaft der Karl-Marx-Universität Leipzig. 

Zu den Hauptaufgaben [1) der universitä­
ren Wissenschaftsbereiche zählte die stu­
dentische Ausbildung, die vor allem in den 
Studiengängen "Regionalwissenschaften" 
und "Sprachmittler" erfolgte. Die Haupt­
verantwortung hierfür oblag in erster Linie 
den Sprachlehrkräften, die ein sehr hohes 
Stundenpensum für die Vermittlung von 
Kenntnissen in den Regional- und Lan­
dessprachen bewältigen mußten. 

Soweit es das Zeitvolumen zuließ, waren 
die Forschungen darauf gerichtet, die in­
neren Gesetzmäßigkeiten des Ablaufs au­
ßerordentlich komplexer und komplizier­
ter gesellschaftlicher Prozesse in der Ver­
gangenheit und vor allem in der Gegen-
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wart aufzudecken. Angestrebt wurde. mit 
den Mitteln disziplinärer wie interdisziplinä­
rer Analyse die Geschehnisse vor allem in 
der Dritten Wett tm Rahmen von Untersu­
chungen zu Regionen und Ländern, zu 
Ereignissen und Konflikten sowie zu Per­
sonen und Problemen transparent zu ma­
chen. Gegenstand der wissenschaftlichen 
Beschäftigung waren sowohl - und zwar 
qualitativ und quantitativ dominierend • die 
Entwicklungsländer. aber auch die kapita­
listischen und sozialistischen Staaten der 
drei Kontinente. als auch breitgefächerte 
Detailstudien zu bedeutsamen Fragen ein­
zelner Felder des akademischen Ringens 
um Erkenntniszuwachs. 

Mit dem Ziel, die Potenzen der obenge­
nannten und anderer Institutionen bzw. 
ihrer Vorläufer stäker zu nutzen, ihren Ak­
tionsradius zu verbreitern und ihre Aus-

lstrahlungskraft zu eröhen, konstituierte sich 
- fachlichen Erwägungen folgend und in 
Umsetzung wissenschaftspolitischer Prä­
missen - am 24. März 1966 der Zentrale 
Rat für Asien-. Afrika- und Lateinamerika­
wissenschaften in der DDR. in seiner Kurz­
fonn ZENTRAAL genannt. Zu seinem er­
sten Vorsitzenden wurde LotharRathmann 
berufen. der bis 1986 die Geschicke die­
ses Gremiums lenkte und sich hauptsäch­
lich als Initiator interdisziplinärer Zusam­
menarbeit profilierte. 

Das Spektrum der Aufgaben des Rates war 
von Anfang an sehr vielgestaltig. In erster 
Linie ging es ihm und seinen Mitgliedern 
darum. die gegenwartsbezogene wissen­
schaftliche Forschung zu Asien, Afrika 
und Lateinamerika zu koordinieren und auf 
wesentliche Schwerpunkte zu konzentrie­
ren, die Veröffentlichung ihrer Resultate in 
eigenen Publikationsorganen sowie auf 
Konferenzen und Tagungen nationalen 
wie internationalen Zuschnitts zu garantie­
ren, die Entwicklung weiterer Forschungs­
kapazitäten planmäßig, d.h. in Abhängig-
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keit von den zentralen Vorgaben der wis­
senschaftlichen Pläne, und zielgerichtet zu 
stimulieren, die organische Verkettung 
verschiedener gesellschaftlicher Diszipli­
nen wirksam zu befödern. die Zusammen­
arbeit mit Einrichtungen der Praxis auf ein 
neues Niveau zu heben sowie die Koope­
ration der Akademien der sozialistischen 
Länder im Rahmen der multilateralen Pro­
blemkommission "Ökonomie und Politik 
der Entwicklungsländer'' mit Leben zu er­
füllen. (2] 

Anfang 1987 wurde - im Zusammenhang 
mit der Übernahme des Vorsitzes durch 
Günter Barthel - der ZENTRAAL aus 
einem Problemrat des Rates für außenpo­
litische Forschung in einen selbständigen 
wissenschaftlichen Rat umgewandelt. Die­
ser Schritt verringerte die unmittelbare Ein­
flußnahme des Ministeriums für Auswärti­
ge Angelegenheiten auf die Belange des 
Rates und räumte den Wissenschaftlern -
wenn auch nur in bescheidenen Grenzen 
- größere Freiräume mit Blick auf ihr For­
schungsprofil ein. Zugleich konnte die 
gleichberechtigte Einbindung der Philolo­
gen in die Arbeit des Rates auf eine höhere 
Stufe gehoben werden. 

Das originäre und unikate Profil des ZEN­
TRAALging zugleich einher mit einer mehr 
oder weniger abgegrenzten sowie von 
oben verordneten Arbeitsteilung mit dem 
seit 1973 existierenden wissenschaftlichen 
Beirat für Asien-, Afrika-und Lateinameri­
kawissenschaften beim Ministerium für 
Hoch- und Fachschulwesen. der sich als 
beratendes Organ des Ministers vor allem 
Fragen von "Erziehung und Ausbildung" 
der Studenten in der Grundstudienrich­
tung Regionalwissenschaften und den auf 
ihr aufbauenden zehn Fachrichtungen 
verpflichtet fühlte, und mit dem 1979 ge­
gründeten Nationalkorn itee für Asien-, Afri­
ka- und Lateinamerikawissenschaften der 
DDR. das sich hauptsächlich der interna-
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tionalen Repräsentation der in ihm vertrete­
nen Wissenschaftsdisziplinen auf Weltkon­
gressen etc. widmete. 

Der ZENTRAAL löste sich infolge des Rück­
tritts seines Vorsitzenden und des Votums 
seiner Mitglieder am 6. Dezember 1989 
auf. Der Beirat und das Nationalkomitee 
stellten im Frühjahr 1990 ihre Tätigkeit ein, 
ohne mit ihren Schritten spektakuläre Auf­
merksamkeit zu erregen. 

Das wissenschmtliche Leben innerhalb des 
ZENTRAAL spielte sich im wesentlichen 
auf zwei Ebenen ab, im Plenum und in den 
insgesamt sieben Arbeitsgruppen und vier 
Arbeitskreisen. Im Mittelpunkt der Plenarta­
gungen standen sowohl grundsätzliche 
Orientierungen, die Diskussion von Haup­
taufgaben und von Grundfragen des inter­
disziplinären Zusammenwirkens sowie die 
regelmäßige Beratung der dem ZEN­
TRAAL • im Planjahrfünft 1986 bis 1990 
insgesamt zehn - direkt zugeordneten 
Projekte des "Zentralen Forschungspla­
nes der marxistisch-leninistischen Gesell­
schaftswissenschaften der DDR". Zentren 
des Meinungsstreites. insonderheit in dis­
ziplinärer Richtung, bildeten die Arbeits­
gruppen und -kreise, die eine hohe Ver­
antwortung für das Erkennen strategischer 
Leitlinien in der Forschung und die diszipli­
näre Befruchtung der nach dem Regional­
prinzip aufgebauten Sektionen an den 
Universitäten trugen. 

Nach außen trat der ZENTRAAL beson­
ders in Gestalt seiner Pubhkationsreihen 
und in Form von Konferenzen aktiv in Er­
scheinung. 

Monographien erschienen vor allem im 
Rahmen von drei zeitlich aufeinanderfol­
genden und miteinander verzahnten Edi­
tionen, deren verlegerische Betreuung in 
den Händen des Akademie-Verlages, 
Berlin, lag. Herausgewachsen aus den 
1959 von Walter Markov begründeten 

hodhd111k '"1 """ 11191 

"Studien zur Kolonialgeschichte und Ge-
• schichte der nationalen ünd kolonialen Be­

fmltlngSb~ng", die insgesamt 11 Bär'l· 
den Raum boten, fortgesetzt zwischen 1966 
und 1970 unter der Bezeichnung "Studien 
zur Geschichte Asiens. Afrikas und Latein­
amerikas", die unter dem Triumvirat von 
Manfred Kossok, Walter Markov und Lo­
thar Rathmann herausgegeben wurden 
und neun Werke vorstellten, war es schließ­
lich die Reihe "Studien über Asien. Afrika 
und Lateinamerika", die 1971 mit Band 1 
"Nichtkapitalistischer Entwicklungsweg -
Aktuelle Probleme in Theorie und Praxis" 
ihre Geburt erlebte. im Zeitraum 1971-1986 
unter dem herausgeberischen Patronat von 
Lothar Rathmann stand und bis Anfang 
1990 die Veröffentlichung von insgesamt 
40 Bänden ermöglichte. Versuche. die Rei­
he unter neuem Namen und mit einem 
gesamtdeutschen Herausgeberkollegium 
fortleben zu lassen, scheiterten nach über­
nahme des Akademie-Verlages durch die 
VCH Verlagsgesellschaft mbH, Weinheim. 
endgültig. 

Ebenfalls auf eine lange Tradition zurück­
blicken konnte das "Jahrbuch Asien, Afri­
ka, Lateinamerika", das jährlich einmal die 
Produkte geistiger Arbeit in Form von Arti­
keln, Chronolog1en und Bibliographien of­
ferierte und die Geschehnisse des Vorjah­
res auf den drei Kontinenten Revue pas­
sieren ließ. Erstes Glied in der Kette war der 
Titel "Die nationale Befreiungsbewegung 
- Jahresübersicht 1963", der 1964 auf den 
Markt kam und vom Forschungszentrum 
zur Geschichte Asiens. Afrikas und Latein­
amerikas an der Karl-Marx-Universität Leip­
zig unter Leitung von Walter Markov bear­
beitet wurde. 1965 wurde dieses Werk vom 
Rat für Asien-. Afrika- und Lateinamerika­
wissenschaften an der Alma materlipsien­
sis und 1966 von der Sektion Asien-. Afrika­
und Lateinamerikaw1ssenschaften an der 
gleichen Hohen Schule übernommen. 
Seitdem erschien es unter dem neuen 
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Titel "Asien. Afrika. Lateinamerika- 1967 -
Bilanz, Berichte, Chronik, Zeitraum 1966". 
Seit 1969, mit dem Erscheinungsjahr 1970, 
78ichnete der ZENTRAAL, bis 1986 mit 
Lothar Rathmann als Herausgeber, für das 
Wachsen und Werden dieses Standard­
werkes verantwortlich. 

1989 erschien mit Band 26 die letzte Aus­
gabe dieses Wissensspeichers, dessen 
Edition seit 1969 in den Händen des Deut­
schen Verlages der Wissenschaften lag. 
Bemühungen zur Fortsetzung dieser Rei­
he unter dem Schirm der damaligen Sek­
tion Afrika- und Nahostw1ssenschaften in 
Leipzig waren zum Scheitern verurteilt, weil 
das notwendige Engagement des neuen 
Verantwortlichen ausblieb und eine den 
Verlag überzeugende neue Konzeption 
nicht unterbreitet wurde. 

Sechsmal im Jahr erscheint bis in die Ge­
genwart die Zeitschrift "asien. afrika, latein­
amenka" (AALA), die der ZENTRAALvon 
1973 bis 1990 herausgab und die nunmehr 
editorisch von Martin Robbe - zunächst im 
Auftrag der Akademie der Wissenschaften 
- betreut wird. Sie knüpft an die "Mitteilun-

gen des Instituts für Orientforschung" (MIO) 
an, die Richard Hartmann 1953 eingeführt 
hatte. Die AALA erfreut sich nach wie vor im 
In- und Ausland großer Nachfrage und 
rückt primär weitgehend aktuelle gesell­
schaftliche Prozesseasien-, afrika- und la­
teinamerikawissenschaftlicher Provenienz 
in das Zentrum ihrer Publizität. Der f'ledak­
tion der AALA. die ihren Sitz in Berlin hat, 
oblag auch die Verantwortung für die 
grundsätzlich fremdsprachlichen special 
issues "asia, africa. latinamerica", von de­
nen 26 Nummern vorliegen, für die Druck­
legung von Sonderheften der Zeitschrift. 
einer Möglichkeit, von der im zurücklie­
genden Zeitraum nur dreimal Gebrauch 
gemacht wurde, und für das Im AuftraQ der 
multilateralen Problemkommission "Öko­
nomie und Politik derEntwicklungsländer" 
in der DDR gedruckte englischsprachige 
"Information Bulletin", das 1989im 11. Jahr­
gang Verbreitung fand. 

Seit Januar 1992 erscheint die AALA bei 
Harwood Academic Publishers, einer 
Tochter der Gordon and Breach Science 
Publishers. S.A. 

2. Probleme und Widersprüche 

Es wäre, um es gleich vorweg zu sagen, in 
allerhöchstem Maße ahistorisch und un­
fair, die zurückliegenden vierzig Jahre nur 
unter dem Blickwinkel verständlicher Fru­
strationen und berechtigter Kritik sehen zu 
wollen. Denn unbeschadet einer vernich­
tenden ideologischen Bewertung muß vom 
unbestechlichen Zeitgenossen auch die 
Kehrseite der Medaille zur Kenntnis ge­
nommen werden. die ohne Zweifel zu er­
kennen gibt. daß an allen Einrichtungen, 
die sich mit Vergangenheit und Gegen­
wart der asiatischen. afrikanischen und la­
teinamerikanischen Völker beschäftigten, 
hart gearbeitet wurde. Eine Vielzahl von 
Publikationen und mehrere Generationen 

von ehemaligen Studenten stellen dem 
Fleiß, der Disziplin und der Seriosität der 
Mehrzahl der Wissenschaftler ein gutes 
Zeugnis aus. Hier gilt ohne Zweifel jene 
generalisierende Einschätzung von Cor­
nelius Weiss. der mit Nachdruck unter­
strich: "Die Wissenschaft in der DDR stand 
keineswegs auf so niedrigem Niveau, wie 
unmittelbar nach der deutschen Wieder­
vereinigung pauschal geurteilt wurde .... so­
wohl in den Akademieinstituten und Hoch­
schulen als auch zum Teil in Forschungs­
einrichtungen der Industrie (wurde) solide 
und international respektierte Forschungs­
arbeit geleistet." [3) Zu den Pluspunkten 
der vier Dezennien können • unter dialek-
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tischer Einbindung der wIssenschaftsfeint!­
lichen Faktoren - u. a. das Streben nach 
mehr begrifflicher Klarheit im Rahmen kol­
lektiver Diskussion, die Initiierung von grö­
ßeren Gemeinschaftsprojekten, die Ori­
entierung auf interdisziplinäres Zusammen­
wirken und die Installation fester, vertrag­
lich geregelter Bindungen an vergleichba­
re Einrichtungen in den Staaten Osteuro­
pas und in einzelnen Ländern Asiens, Afri­
kas und Lateinamerikas gerechnet wer­
den. Als bildungsökonomisch vorteilhaft 
erwies sich auch die feste Arbeitsplatzsi­
cherung für Absolventen. 

Generell muß man konstatieren, daß sich 
die Mitarbeiter der eingangs genannten 
Institutionen in ihrer Mehrzahl dem Ethos 
des Wissenschaftlers verpflichtet fühlten, 
sie mußten jedoch ihr Forscher- und Leh­
rerdasein unter den Bedingungen einer 
vormundschaftlichen Gesellschaft zu ge­
stalten trachten und waren tagtäglich mit 
den Wirkungen einer zentralistisch gesteu­
erten Wissenschaftspolitik konfrontiert. die 
• unabhängig vom persönlichen Wollen 
und Können der Akteure - unter ideologi­
schem Kuratel einer Partei stand. 

Zu den negativen Folgen der von oben 
einseitig ausgerichteten und unter stetem 
Mangel an monetären Mitteln betnebenen 
Wissenschaftsentwicklung zählen u. a. die 
permanente Bevormundung der Fachex­
perten durch Funktionäre aus dem Parte1-
~~d Staatsapparat, die Unterdrückung der 
für _den Erkenntnisfortschritt notwendigen 
Meinungspluralität und die weitgehende 
und bewußte Isolierung des wissenschaft­
lichen Personals von Partnern außerhalb 
der östlichen Hemisphäre. Wissenschaftli­
che Potenzen verkümmerten, Initiativen des 
einzelnen Subjekts stellten sich viele Barri­
eren entgegen und die Möglichkeiten zur 
rascheren Entfaltung des vorhandenen 
Potentials gerieten immer wieder in Wider­
spruch zu den eingeschränkten Re1semög-
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lichkeiten und zum Ausstattungsgrad der 
Bibliotheken mit Neuerscheinungen, von 
moderner Technik am Arbeitsplatz ganz 
zu schweigen.Hemmnisse spezifischer Art 
erg'3ben sich, um dies nur an einem Bei­
spiel zu exemplifizieren, für die Orientali­
sten u. a. daraus. daß ihnen ihr eigenes 
Fachorgan entzogen wurde, die Mitglied­
schaft in der Deutschen Morgenländischen 
Gesellschaft (DMG) als unerwünscht galt. 
eine eigene orientalistische Gesellschaft 
nicht gegründet werden durfte und die 
Bibliothek der DMG In Halle zu einem Dorn­
röschenschlaf besonderer Art verurteilt war. 
[4) 

Wie relativ solche generalisierenden Wer­
turteile über die Vergangenheit sind, sei 
nur am Rande vermerkt. Das früher stets 
beklagte Manko an Finanzmitteln kehrt sich 
heute angesichts einer Politik der knappen 
Kasse keineswegs In sein Gegenteil um. 

Und die permanente Unzufriedenheit mit 
der personellen Ausstattung in den zu­
rückliegenden Dezennien verliert vor dem 
Hintergrund eines Personalabbaus 1n den 
Afrika-, Asien- und Lateinamenkaw1ssen­
schaften der ehemaligen DDR nach der 
Wende um 60 bis 70 Prozent viel von ihrer 
Berechtigung. Dieser Exodus in den vor 
allem politisch stark eingefärbten Disz1pl1-
nen wird auch in keiner Weise durch den 
Wiederaufbau jener Fachgebiete aufge­
fangen, die man in der ehemaligen DDR 
entweder ganz ausradiert hatte oder nur 
bei kleinster Flamme vegetieren ließ. 

Die Eingriffe der Administration waren in 
jedem Fall bindend und zwangen die Wis­
senschaftler in ein Korsett. das der akade­
mischen Arbeit abträglich war. Einige Bei­
spiele mögen zur Illustration dienen: 

1) Besonders schmerzlich waren die Fol­
gen der Hochschulreform aus dem Jahre 
1968, die für die Asien-, Afrika- und Latein­
amerikawissenschaften u. a. den soge-
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nannten Konzentrationsbeschluß zeitigt~. 
der zum Ziel hatte. die Potenzen der kle1• 

_ nen DDR zu bündeln und bildungsöko~o­
misch einzusetzen. Die Konsequen_z die· 
ses Beschlusses lief aber darauf hinaus. 
historisch gewachsene Strukturen z~ zer­
stören, die Breite des wissenschaftli~h~n 
Lebens einzuschnüren und den D~ngi~­
mus zu erhöhen So wurden in Berlm die 
Afrikanistik und Arabistik stark beschnitten. 
während in Leipzig Japanologie, lndol~­
gie. Sinologie etc. verkümme~en. Oder in 
Leipzig verwehrte man den Agyptologen 
die Reisen an den Nil, während die Ber~1-
ner Meroetisten reichlich mit Zahlung~mit­
teln ausgestattet wurden. um weltweit be· 
achtete Ausgrabungen in Sudan zu be­

werkstelligen. 

keinesfalls mit einem Plädoyer für einen 
philologischen Studiengang früher~r Cou· 
leur gleichzusetzen. Die K?~binat1on ?9'· 
spielsweise einer orientalist~schen D1sz1-
plin mit Geschichte oder Wirtschaft oder 
Recht oder Kultur oder Soziologie • wi~ in 
den regionalwissenschaftlichen Studien­
richtungen praktiziert • entspr_~ch_ und 

entspricht gesellschaftlichen Bedurfnissen 
und erleichtert den Absolventen den Zu· 
gang zur Berufstätigkeit. S!e ging un? geht 
konform mit einem internationalen Wissen-

2) Rigid wurde auch die Vielfalt der Studi­
engänge beschritten. An die Stelle der 
traditionell stark philologisch untersetzten 
Fachrichtungen traten uniforme Ausbildun­
gen. die vom quantitativen Volum_e~ her 
einen mehr oder weniger einheitlichen 
Zuschnitt erhielten. Qualitativ gesehe~ 
waren die Folgen noch gravierender. weil 
die einseitige Bindung der Lehrinhalte an 
ein bipolares Weltbild und an gesellschaft~­
politische Sichtweisen seitens de_r Partei­
hierarchien in Moskau und Berlin sowie 
die vordergründige Beschäftigung mit der 
Gegenwart zur Vernachlässigung huma­
nistischer Bildungsziele führte. Durch. die 
Einführung eines einheitlichen Studien· 
planes für die Grundstudienrichtung Re­
gionalwissenschaften nahmen der staatli· 
ehe Dirigismus und die Durchsetzung des 
Unterrichtsstoffes mit einer nur ~och_ auf 
Machterhalt orientierten Ideologie einen 
Umfang an. der Schöpfertum unterb~nd 
und die Studenten im Sinne der Parteipo­
litik zu instrumentalisieren suchte. [5) 

schaftstrend. 

Derzeitige Bemühungen. sich au_sschließ· 
lieh an Wissenschaftstraditionen in der O~1-
entalistik zu orientieren, sind ein Schritt 
rückwärts, laufen den Erwartungen_ der 
Gesellschaft zuwider und programmieren 
für einen großen Teil der Magister und 
Diplomanden ein Profil. dem es an Nach­
frage ermangelt. 

3) Jeder Wissenschaftler, der da~ach trach_­
tete, seine Forschungsergebnisse spezi­
ell zu einem aktuellen Gegenstand zu pu­
blizieren, mußte immer wieder die Erfah· 
rung machen, daß der lan~e Arm der A_b· 
teilung Internationale Bez1e~unge". beim 
ZK der SED und des Ministeriums fur A~s­
wärtige Angelegen • falls für erforderlich 
erachtet . bis in den letzten Nebensatz 
hinein regierte. Einige Publikationen wur­
den untersagt, andere wurden auf das d~m 
"Zensor" genehme Maß gestutzt und wie­
derum andere wurden um ein Vokabular 
"bereichert", das die Ambitionen des Au· 

tors negierte. 

Die Zurückweisung Jeglicher politischer und 
ideologischer Einflußnahme auf ~en. Stu· 
dieninhalt sowie die Ablehnung Je~hcher 
Uniformität der Studienabläufe sind Jedoch 

4) Aus der Notwendigkeit. sprachliche Fer­
tigkeiten im Land der Muttersprachler zu 
verbessern oder das Feld der For~chu_ng 
vor Ort zu beackern, erwuchsen teilweise 
Zwänge, die auf eine Unterordnung unter 
das Regime der Auslandsvertr~tung~n der 
DDR im jeweiligen Gastland hinausliefen. 
Da eine freie Reisetätigkeit untersagt war, 
mußten Kompromisse eingegangen wer-
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den. die die Unabhäng1gke1t der w1ssen­
schaftlir.hen Analyse arp bP<>,..hnnten. 

5) Die fhemenstellung der Multilateralen 
Problemkommission "Ökonomie und Po­
litik der Entwicklungsländer" war Linien 
unterworfen, die nicht in den wissenschaft­
lichen Gremien geboren wurden, sie ent­
stand in enger Anlehnung an Orientierun­
gen, die sich mühelos auf die jeweilige 
Strategie der KPdSU zurückverfolgen lie­
ßen. 

Eine Folge hiervon war, daß Aspekte der 
mittelalterlichen Geschichte, der Keilschrift­
forschung, der Islamwissenschaften usw 
völlig ausgeklammert wurden, Probleme 
der Sprachen, Kultur und Literatur oft nur 
eine marginale Rolle spielten. Gerechter­
weise muß jedoch angemerkt werden. daß 
die Gründungsväter der Problemkommis­
sion tatsächlich und ganz im Sinne ihrer 
Auftraggeber nur "Ökonomie und Politik 
der Entwicklungsländer" im Auge gehabt 
hatten und dies auch im Namen • zwecks 
Abgrenzung gegenüber anderen Ambi­
tionen - fest verankerten. Insofern befand 
sich auch ein Allround-Gremium niemals 
im Visier der Verantwortlichen. 

6) Voll im Widerspruch zur eigenen Verfas­
sung der DDR stand die Praxis der "kader­
politischen Überprüfung" der Bewerber 
für einen Studienplatz. eine Assistenz bis 
hin zur Professur. Gefragt wurde nach 
Herkunft, "klassenmäßiger" Zuverlässig­
keit und "Westverwandtschaft", alles Fak­
toren, die mtt der wirklichen Eignung nichts 
zu tun hatten. Daß dieses diskriminierende 
Vorgehen nicht zum Kollaps der wissen­
schaftlichen Arbeit führte, hängt mit zwei 
wichtigen Elementen zusammen. Erstens 
wußten die meisten der für diese Tätigkeit 
Auserwählten um Tricks, um die Statistik zu 
schönen, und zweitens war das Reservoir 
der Bewerber so groß, daß die fachlich 
Schwächsten ohnehin keine Chance auf 
Zulassung bzw. Anstellung hatten. 

Bestimmte Aspekte einer solcherarl ver­
standenen Personalpolitik erlebten - na­
türlich unter anderen Vorzeichen und nach 
anderen Kriterien • nach der fnedlichen 
Revolution eine Auferstehung. 

Für den Außenstehenden mußte ange­
sichts der skizzierten Gegebenheiten der 
Eindruck entstehen. daß es sich bei den 
Asien-, Afrika- und Lateinamerikawissen­
schaften der DDR um ein homogenes 
Gebilde handelte und daß sich alle Ihre 
Angehörigen nur dem Marxismus-Leni­
nismus 1n der Pragung der SED verpflichtet 
fühlten.Dem war naturhch nicht so, aber 
das äußere Bild der eigenen Darstellung 
ließ solche oberflächlichen Bewertungen 
nicht unlogisch erscheinen. 

Bei einer Beurteilung darf generell nicht 
außer acht bleiben, daß nicht alle Mitarbei­
ter der reg1onalwissenschaftlichen Sektio­
nen und der 1nvolv1erten Institute außer­
halb der Universitaten Mitglieder der SED 
waren.Auch stimmt pauschal die Annah­
me nicht, daß nur die Parteim1tghedschaft 
zur Professur und zu Leitungsehren ver­
half. Prinzipiell muß man wohl davon aus­
gehen, aber Ausnahmen bestat1gten auch 
hier die Regel So stand dem großten Wis­
senschaftsbereich 1m Rahmen der 
Asien-, Afrika- und Late1namerikawissen­
schaften, dem LFB Nordafrika/Nahost an 
der Ldpziger Universität. über Jahre ein 
parteiloser, wie es so schon hieß: "bürger­
licher" Wissenschaftler vor. dem man zwar 
die Lettungsverantwonung übertrug, jedoch 
Reisen ins westliche Ausland versagte. 

Ebenso wenig entspricht es der histori­
schen Wahrheit. daß die Sprachen und 
ihre jeweiligen Vertreter nur ein Schatten­
dasein fristeten. Im Gegenteil, schon allein 
aus dem Zwang heraus, den Sprachunter­
richt abzusichern. stellten die Lehrkräfte für 
den Sprachunterricht häufig das entschei­
dende Rückgrat der betreffenden Wissen­
schaftseinheiten dar. Bestimmte Sprachen, 
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wie Arabisch. Portugiesisch, Spanisch. 
Chinesisch und Mongolisch, erfreuten sich 
gezielter Aufmerksamkeit von oben. In ei­
nigen Fällen wurden an wissenschaftlichen 
Institutionen extra Planstellen geschaffen. 
die als Dolmetscherreserve für das ZK oder 
das MHF galten. Kurz gehalten wurden die 
Philologien im engeren Sinne. nicht je­
doch die modernen Sprachen. die ja bei 
der Gestaltung der konkreten außenpoliti­
schen Beziehungen eine Conditio sine 
qua non bildeten. 

Besonders ungerechtfertigt ist die vielfach 
kolportierte Behauptung. wonach alle Dis­
ziplinen der Asien-, Afrika- und Lateiname­
rikawissenschaften Ziehkinder der Partei­
polhik gewesen wären. Selbstverständlich 
existierten solche Flaschenkinder. die sich 
der besonderen Förderung durch das ZK 
der SED erfreuten. Zu nennen wären in 
diesem Zusammenhang z. B. die China­
wissenschaften in Berlin. die Südafrikawis­
senschaften in Leipzig und die Kubawis­
senschaften in Rostock. In diesen Fällen 
lagen außerordentlich enge Bindungen 
vor, die sich ohne Aufwand aus den veröf­
fentlichten und noch mehr aus den nicht­
veröffentlichten Materialien dieser Diszipli­
nen herauslesen lassen. 

Es waren allerdings aber nicht nur die 
Philologien. die von zentraler Seite entwe­
der ganz gekappt oder nur auf Sparflamme 
gehalten wurden. sondern solcher Willkür 
sahen sich auch die Geographie, die Wirt­
schaftsgeschichte. die Ethnographie etc. 
ausgesetzt. 

Summarisch zeigt sich also ein differen-

Anmenrungen: 

ziertes Bild. das auf der menschlichen 
Seite von einer kleinen Gruppe bedin­
gungsloser Jasager über die Masse der 
Mitläufer und Opportunisten bis hin zum 
zahlenmäßig bescheidenen Häuflein der 
aufrechten Demokraten und Oppositionel­
len reicht. die für ihre Haltung Demütigun­
gen en masse einschließlich Haft hinneh­
men mußten. Diese Klassifikation ist si­
cherlich wenig originell. sie scheint sich 
mit Erfahrungen zu decken. die die Deut­
schen schon mehrfach in ihrer Geschich­
te. insbesondere zwischen 1933 und 1945 
sammeln mußten. Erste Einsichten in Stär­
ken und Schwächen des homo sapiens 
nach 1989 scheinen anzudeuten, daß die­
ses grobe Raster - von Extremen abstra­
hiert - auch in Gegenwart und Zukunft 
nicht ausgedient hat. Auf wissenschaftli­
chem Gebiet ist die Gruppierung um ein 
vielfaches schwieriger. weil das vorhande­
ne Wissen in jedem Falle größer war als 
das publizierte, weil die zur Schau gestellte 
Ideologie nicht selten einem Anpassungs­
druck folgte und nicht der tatsächlichen 
Einstellung, und weil die wirkliche wissen­
schaftliche Leistung bei Arbeiten mit Ge­
genwartsbezug - ist man tatsächlich daran 
interessiert sie kennenzulernen - erst 
unter einer verkrusteten Schicht überholter 
Parolen herausfiltriert werden muß. 

Günter Barthel. Prof. Dr. oec„ von 1987 -
1989 Vorsitzender des ZENTRAAL, lehrt 

Wirtschaft und Gesellschaft des moder­
nen Vorderen Orients und Nordafrikas 
am FB Orientalistik und Afrikanistik der 

Universität Leipzig 

[1] Vgl.Sch1nner. Gregor. Aufgaben und Probleme der weiteren Entwicklung der Asien-. Afrika-und 
Lateinamerikawissenschaftenanden Universitäten der DDR. In: asien. afrika, lateinamerika, Ber1in, Bd. 
2,HeftS.1974.S.709-715. 

[2)Vgl. Rathmann. Lothar/Wünsche. Renate, Aus der Art>eitdesZentralen Rates für Asien-, Afrika-und 
Lateinamerikawissenschaften in der DDR. In: asien. afrika, lateinamerika,Ber1in, Bd. 2, Heft 5, 1974, S. 
725-739. 
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[3) We1ss, Comellus, Die ostdeutschen L.änderin dergesamtdeutschenWissenschaltslandschaft. In: 
hochschuleost, Leipzig, 1/1993.S.21. 

[4]Zu einzelnen Aspekten siehe: Barthel, Günter, Die Orientforschung in der DDR - Bedingungen und 
Resultate. In: Hartmann, Angelika/Schliephake, Konrad (Hrsg.), Angewandte 1nterdisz1phnäre Orientfor­
schung - Stand und Perspektiven im westlichen und östlichen Deutschland. Deutsches Onent-lnstitut. 
Mittei/ungen,Nr.41,Hamburg 1991,S. 13-28. 
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im Dienst des proletarischen Internationalismus. In: Wissenschaftliche Zellschnft derKarl-Marx-Univer­
sifä.t Leipzig, Gesellschafts-und Sprachwissenschaftliche Reihe. Leipzig, 5/1975, S. 409-421. 
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Martin Robbe(Berlin): 

Verlorene Visionen? 
Entwicklungsländerforschung in der DDR 

Die DDR und die Entwicklungsländer wie­
sen eine gewisse Affinität zueinander auf: 
Beide waren nach dem Zweiten Weltkrieg 
"newcomer". Die DDR ging neben der 
BRD aus der Zerschlagung des Deutschen 
Reiches heNor. Die Entwicklungsländer 
verkörperten mit ihrer staatlichen Souverä• 
nität Erfolg im antikolonialen Ringen; zu­
gleich waren sie. als Erbe des Kolonialis· 
mus, mit Unterentwicklung belastet. Ent• 
wicklungsländerforschung in der DDR be· 
deutete so: Wissenschaftler in einem neu· 
en Staat wandten sich einem neuen Phä· 
nomen zu. Das barg die Chance in sich, 
Neuland zu erkunden. Und das Risiko. 
eigene Erwartungen an die Zukunft in den 
Forschungsgegenstand hineinzuzuproji· 
zieren. Beides lag. wie sich zeigen sollte. 
dicht beieinander 

Zunächst befaßten sich in der DDR Vertre­
ter der- den Begriff weit gefaßt• traditionel­
len orientalististischen Disziplinen mit afri· 
kanischen und asiatischen Ländern. Eini­
ge machten, mrtunter zögernd. doch mit 
persönlicher Anteilnahme auf das Neue 
aufmerksam. das dort heranreifte. Das 
brachte eine gewisse Kontinuität in die 
Wissenschaftsentwicklung. Zugleich war 

Neubeginn angesagt, mit sinnvollen Zie· 
len, verbunden jedoch auch mit der Zer· 
Störung von einigem, was erhaltenswert 
war (von wenigem im Vergleich zu dem, 
was nach der "Wende" in Ostberlin und 
den neuen Bundesländern der "Abwick­
lung" zum Opfer fiel). Worum ging es kon­
kret? Die DDR verstand sich als der andere 
und bessere deutsche Staat. Das bewog 
Wissenschaftler. sich unter historischen wie 
aktuellen Gesichtspunkten und häufig ge­
gen die BRD polemisierend mit Kolonialis­
mus und Neokolonialismus auseinander­
zusetzen. Und der revolutionäre Umbruch 
in Asien und Afrika ließ sich mit der traditio­
nellen Orientalistik nicht annähernd erfas­
sen. Vertreter anderer Disziplinen, haupt­
sächlich der Geschichte, aber auch der 
Völkerkunde. der Ökonomie, der Rechts­
wissenschaft und der Philosophie, sahen 
sich herausgefordert. Es begann dies 1952, 
und Walter Markov wirkte hier bahnbre­
chend. {1) Der 1966 geschaffene Zentrale 
Rat für Asien-, Afrika- und Lateinamerika­
wissenschaften stellte sich die Aufgabe, für 
den von ihm betreuten geographischen 
Bereich interdisziplinäre Arbeit DDR-weit 
zu organisieren. (2) 

Annäherung an den Gegenstand 

Eine Entwicklungsländerforschung im en­
geren Sinne begann sich in der DDrl im 
Zusammenhang mit diesen Prozessen In 
den sechziger Jahren herauszubilden. Sie 
hatte praktisch wie theoretisch nict-it gerin­
ge Hindernisse zu überwinden. 

Da war der Alleinvertretungsanspruch der 
BRD. Die DDR konnte seinetwegen erst 
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verhältnismäßig spät und nur schrittweise 
diplomatische Beziehungen zu Entwick­
lungsländern herstellen. Das begünstigte 
die Neigung, sich in der Kolonialismusfra­
ge vornehmlich und vordergründig der 
BRD zuzuwenden. (3) Die Beschäftigung 
mit der Entwicklungsländerproblematik 
blieb zunächst weithin theoretisch-unver-
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bindlich; ein Korrektiv, wie es eine größere 
Praxisbezogenheit hätte bieten können, 
gab es kaum. 

Dann war da eine Weltsicht vorgegeben. 
A.A. Shdanow hatte sie 1947 formuliert, 
nachdem Versuche, eine kooperative und 
demokratische Nachkriegsordnung hers­
zustellen. im Ansatz stecken geblieben 
waren. Der Ost-West-Konflikt stellte sich in 
ihr als das Gegenüber "zweier Hauptla­
ger", das, des "imperialistischen und anti­
demokratischen Lagers einerseits" und das 
des ·antiimperialistlschen und demokrati­
schen Lagers andererseits". (4) Als ent­
scheidend für gesellschaftliche Entwick­
lung galten Politik und Produktionsverhält­
nisse, bei sträflicher Vernachlässigung der 
Produktivkräfte. Das hatte die sozialistischen 
Länder die Anfänger der wissenschaftlich­
technischen Revolution verschlafen las­
sen und die Sowjetunion Ende der fünfzi­
ger. Anfang der sechziger Jahre (KPdSU­
Parteitage 1959 und 1961) dazu gebracht, 
in absehbarer Zeit den Kommunismus zu 
errichten und die USA überrunden zu 
wollen. Globale Probleme fanden kaum 
Beachtung; noch als die Berichte des "Club 
of Rome" erschienen, galten ihre Diagno­
sen und Warnungen vielen Wissenschaft­
lern in sozialistischen Ländern lediglich als 
hochstilisierte Krisensymptome des Kapi­
talismus. Entwicklungsländer paßten sich 
dieser Weltsicht nicht so recht ein. Lange 
Zeit wurde versucht, ihre Problematik auf 
die Polarität von "Kolonialismus" und "na­
tionale Befreiungsbewegung" zu reduzie­
ren. während es eine gewisse Scheu gab, 
sich solcher Begriffe wie "Unterentwick­
lung" und "Entwicklung" zu bedienen. (5) 
Entwicklungsländer, die sich dem Sozialis­
mus zurechneten -wie die VA China, Nord­
korea und Nordvietnam - galten nicht als 
solche, da, so eine Begründung, die Grund­
frage der Entwicklung in ihnen geklärt war. 
Als Rumänien den Entwicklungsländer-
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status für sich beanspruchte, galt das als 
Entgleisung. 

Nicht zuletzt sueß die Beschäftigung mit 
Entwicklungsländern auf einen weit ver­
breiteten Euro- und DDR-Zentrismus. Im 
Lehrbetrieb an Universitäten und Hoch­
schulen war sie, wenn nicht gesondert 
betrieben, in der lmpenalismustheorie bzw. 
Im Fach "Wissenschaftlicher Kommunis­
mus" angesiedelt. 

In den siebziger Jahren nahm die Entwick­
lungsländerforschung in der DDR. geför­
dert von SED und Staat, einen spürbaren 
Aufschwung. (6) In der Ausbildung von 
Studenten wie In ihrer Publikations- und 
Konferenztätigkeit wurde sie zunehmend 
prax1swirksam. Vor allem Diplomaten. Jour­
nalisten sowie Lehrer an gesellschaftlichen 
und staatlichen Einrichtungen interessier­
ten sich für ihre Ergebnisse. Die Partei- und 
Staatsführung indessen machte sich ge­
nerell wenig aus Wissenschaft. Gesell­
schaftswissenschaften waren für sie haupt­
sächlich Propaganda, und da gab sie vor. 
was zu propagieren war. Das berechtigt 
indessen nicht, die Wissenschaft von der 
Gesellschaft insgesamt als "Legitimations­
wissenschaft" abzutun. Viele Zweige eig­
neten sich dazu schlichtweg nicht. Und 
auch in den anderen wurde durchaus Wis­
senschaft betrieben. Nur zog die DDR­
Führung hauptsächlich Wissenschaftler zu 
Rate und förderte sie, von denen sie unge­
fähr das erfuhr, was sie erwartete. In den 
letzten DDR-Jahren begann sich das zu 
ändern. Aufmerksame Beobachter des 
politischen Establishments spürten. daß, 
zum offiziellen Optimismus kontrastierend, 
Wesentliches schief lief, und wollten sich 
kundig machen, offenbar auch, um wichti­
ge Informationen mit der gegebenen Vor­
sicht an die höchste Führung weiterzurei­
chen. 

Die DDR-Entwicklungsländerforschung ih­
rerseits agierte, zumindest nach außen hin, 
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ziemlich homogen. Außenstehende füh­
ren das gern auf staatliche Reglementie­
rung oder eine Rücksichtnahme auf au­
ßenpolitische Interessen zurück. Beides 
gab es. Im Zusammenhang damit auch 
Karrierismus. Doch in erster Linie hatten 
die Beteiligten eine gemeinsame politisch­
weltanschauliche Überzeugung. Die Poli­
tik der SED und der DDR war für ihre Arbeit 
richtungsweisend und sinnerfüllend. Im­
mer wieder bezogen sie sich auf Aussa­
geR der kommunistischen Weltbewegung 
und führender Politiker. Die Gemeinsam­
keit im Engagement auch ließ sie Eingriffe 
von Partei und Staat hinnehmen; Vorbe­
halte stellten sie nicht selten zurücK, um 
dem übergreifenden Anliegen nicht zu 
schaden. 

Das begünstigte Dogmatismus. "Am An­
fang war oas Wort", heißt es im Johannes­
Evangelium; hier. in der Entwicklungslän­
derforschung, war es der Marxismus bzw. 
das. was man Jeweils darunter verstand. 
Von ihm wurde auf das eigentlich zu Unter­
suchende geschlossen. So stellte sich das 
Autorenkollektiv des zweibändigen Wer­
kes "Grundfragen des antiimperialistischen 
Kampfes der Völker Asiens. Afrikas und 
Lateinamerikas in der Gegenwart", dem 
auch der Autor angehöne, das Ziel, wie es 
im Vorwort heißt. "den universellen Cha• 
rakter und die Allgemeingültigkeit der vom 
Marxismus-Leninismus aufgedeckten ge­
sellschaftlichen Entwicklung auch in der 
Vielfalt und Spezifik der Bedingungen und 
Erscheinugen. die heute in den Entwick­
lungsländern anzutreffen sind, sichtbar zu 
machen". (7) 

Zwangsläufig und durchgängig war der 
Dogmatismus nicht. Es gab echte Mei­
nungsverschiedenheiten, und zwar nich1 
nur zwischen Wissenschaftlern; nicht sei• 
ten bewegte sich der einzelne in einem 
konfliktreichreichen Spannungsfeld. In 
Beschäftigung mit seinem Gegenstand 
geriet er zu Einsichten, die sich vorgefaß­
ten Überzeugungen nicht einfügen moch· 
ten. Notfalls ließ sich das auch mit Zitaten 
kaschieren; die Klassiker des Marxismus 
eigneten sich durchaus als "Selbstbedie- -
nungsladen", wie Rudolf Augstein das im 
Hinblick auf die christlichen Evangelien 
feststellte ("Jeder kann finden, was er zu 
brauchen meint, Thomas Münzer wie Karl 
V .. Che Guevara wie Generalissimus Fran­
co") (8). Und kam jemand an einer be­
stimmten Äußerung nicht vorbei, konnte er 
ihr zumindest eine eigene Interpretation 
unterschieben. 

An die Öffentlichkeit drang davon lange 
Zeit wenig. Ein System von Gutachten ver­
hinderte dies weitgehend, wobei viel da­
von abhing, an welche Gutachter ein Ver­
lag, eine Redaktion oder ein Autor gerie­
ten; allgemein konnte man in der Abteilung 
Internationale Beziehungen des ZK der 
SED auf ein größeres Verständnis rech· 
nen als in einer Länderabteilung des Au­
ßenministeriums. Nicht zu unterschätzen 
sind Hemmungen, die Wissenschaftler 
hatten. ihre Auffassungen niederzuschrei­
ben; insgesamt war der Spielraum größer, 
als sie annahmen. (Der Autor weiß von 
einem Buch - er war Mitherausgeber und 
Mitautor-. das veröffentlicht wurde, ohne 
das ein Verlagslektor, geschweige ein 
Gutachter es gelesen hatte.) 

Unterentwlcklung - Entwicklung 

Von der Sache her war es schon nicht 
einfach - und ist es bis zur Stunde nicht-. 
sich der Entwicklungsländerproblematik 
sachgerecht zu nähern. Entwicklungslän­
der wiesen und weisen. letztlich aufgrund 
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ihrer Geschichte. Gemeinsamkeiten auf. 
Zugleich waren sie, die meisten dabei mit 
der Nichtpaktgebundenheit auf Eigenstän­
digkeit pochend, in den Ost-West-Konflikt 
hineingeraten. In ihren Reihen vollzogen 
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und vollziehen sich Differenzierungen auf 
verschiedenen Ebenen. 

DDR-Wissenschaftler sahen die Entwick­
lungsländer bei zunehmender Akzepzanz 
ihrer relativen Eigenständigkeit in einen 
weltweiten Übergang vom Kapitalismus 
zum Sozialismus einbezogen. der ihrer 
Meinung nach mit der russischen Oktober­
revolution 1917 begonnen hatte. Als des­
sen hauptsächliche und führende Kraft 
charakterisierten sie, zuweilen ziemlich 
selbstgerecht. anderen einen geringeren 
Platz in der Hierarchie revolutionärer Kon­
sequenz und Durchschlagkraft zuweisend, 
den Weltsozialismus. Bei den Entwick­
lungsländern, die neben der internationa­
len Arbeiterbewegung als eine revolutio­
näre Hauptkraft galten, interessierte vor al­
lem ihr Antikolonialismus und Antiimperia­
lismus. 

Diese Weltsicht war in hohem Maße dem 
Zeitgeist geschuldet: den Feindbildern des 
Kalten Krieges und dem Optimismus revo­
lutionärer Kräfte, die wähnten, die Dynamik 
in der Umgestaltung der Welt, wie sie sich 
in den fünfziger Jahren zeigte, werde an­
dauern. Bei "Unterentwicklung" hatten 
DDR-Wissenschaftler zunächst vornehm­
lich quantitative Aspekte im Auge; sie spra­
chen von "ökonomisch schwacher Ent­
wicklung", von "Zurückgebliebenheit" 
oder "Rückständigkeit". (9) Dahinter stan­
den prinzipielle Gesichtspunkte. Setzte, wer 
qualitative Faktoren ins Feld führte bzw. zu 
sehr betonte, sich nicht dem Verdacht aus 
- Frantz Fanon etwa kreidete man dies an 
(10) -, den "Süden" dem "Norden" entge­
genzusetzen oder etwas "Drittes" bzw. ei­
nen "dritten Weg" zu postulieren? Ende 
der siebziger. Anfang der achtziger Jahre 
gewann eine - ansatzweise schon zuvor 
vorhandene - differenzierende Sicht an 
Boden, die u.a. die strukturelle Heteroge­
nität in Kolonien bzw. Entwicklungsländern 
berücksichtigte. (11) 

Als verantwortlich für Unterentwicklung 
galten Imperialismus. Kolonialismus und 
Neokolonialismus. Hierzu erschienene 
Studi~n sind von bleibendem Wert (12) 
und aktuell angesichts einer konservativen 
Wiss~nschaft und Publizistik, die sich 
scheut. ihr unangenehme Sachverhalte 
beim Namen zu nennen. Allerdings blie­
ben manche Aussagen - da gibt es einen 
politisch-methodologischen Zusammen­
hang zur vorwiegend quantitativen Auffas­
sung von Unterentwicklung - zu pauschal 
und monokausal, 1m Einklang mit der Ta­
gespolitik verhaftete und emotional akzen­
tuierte moralische Anklagen. Doch auch 
hier brachen sich differenzierendere Sicht­
weisen Bahn. Wissenschaftler stellten. da­
von ausgehend, welcher Teil der Kap1tali­
stenklasse ihn mit welchen Mitteln prakti­
zierte, den Kolonialismus in den Stufen 
seiner Entfaltung dar. (13) Sie begannen 
nach den Ursachen für Stagnation in vor­
kolonialen Gesellschaften sowie für die 
"hausgemachte" Reproduktion von Un­
terentwicklung in souveränen Staaten zu 
fragen. 

Bei der Erörterung von "Entwicklung" ging 
es DDR-Wissenschaftlern hauptsächlich 
um die Gesellschaftsperspektive, d.h. um 
die Alternative von Kapitalismus oder So­
zialismus in Entwicklungsländern. Das hat­
te mit dem Selbstverständnis ihres Staates 
zu tun, d.h. mit dem Wunsch, den von die­
sem eingeschlagenen Kurs welthistorisch 
bestätigt zu finden. 

Den Kapitalismus in Entwicklungsländern 
ordneten DDR-Wissenschaftler ziemlich 
lange, auch wenn es ihn massenhaft gab, 
mehr oder weniger der Vergangenheit zu. 
Damit engten sie ihren Blick ein. Schon die 
Prozesse, die zur Eigenstaatlichkeit führ­
ten, konnten sie nicht in ihrer Komplexität 
erfassen. da sie ihren Zusammenhang mit 
dem Kolonialkapitalismus nicht hinreichend 
berücksichtigten. Und sie versperrten sich 
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den Blick auf die Zukunft der Entwicklungs­
länder. Erwartend bzw. darauf hoffend, daß 
sich die sozialistische Orientierung zuneh­
mend Bahn brechen werde. sahen sie 
nicht rechtzeitig, daß der Kapitalismus be­
reits zum Hauptweg für diese Länder ge­
worden war. 
Ende der siebziger, Anfang der achtziger 
Jahre setzte in dieser Frage eine Ernüch­
terung ein. Wissenschaftler fragten nach 
dem "innergesellschaftlichen Potential für 

den historischen Fortschritt" unter den 
Bedingungen einer kapitalistischen Ent­
wicklung (14), im Zusammenhang damit 
auch nach der historischen Dimension von 
Eigenstaatlichkeit. d.h. danach, wie auf dem 
Weg zu ihr Weichen gestellt wurden für 
Entwicklungen unter ihren Bedingungen. 
(15) Industrialisierung und Reformen, die 
auf ein gewisses Maß an sozialer Gerech­
tigkeit zielten, würdigten sie als Fortschritts­
möglichkeiten im Kapitalismus. 

sozialistische Orientierung 

Der Unabhängigkeitskampf der afrikani­
schen und asiatischen Völker vollzog sich, 
dies war lange Zeit nahezu ein Dogma In 
der DDR-Entwicklungsländerforschung, in 
zwei Etappen: Die erste führte zur Eigen­
staatlichkeit, die zweite setzte die soziale 
Befreiung auf die Tagesordnung, was nur 
bedeuten konnte, daß sich die staatlich 
souverän gewordenen' Völker dem Sozia­
lismus zuwandten. Wissenschaftler schenk­
ten letzterem. den sie in verschiedenen 
Reifegraden ausmachten • von der Orien­
tierung bis zur Realität·, große Aufmerk· 
samkeit. 

Hinter der Zwei-Etappen-These stand ein 
diskutables Anliegen. Eigenstaatlichkeit war 
für diejenigen, die sie errangen. ein Erfolg, 
doch für viele verbesserte sich mit ihr das 
alltägliche Leben kaum oder gar nicht, und 
inzwischen hat sich in etlichen Ländern 
manches verschlechtert. Wurde da sozia­
le Befreiung nicht zur Aufgabe? Doch eben­
so wäre zu fragen gewesen: War sie des­
halb auch schon realisierbar? Der Kapita­
lismus drängte nach Karl Marx und Fried· 
rich Engels dort, wo er am fortgeschritten­
sten war, zum Sozialismus; in Kolonien 
bzw. Entwicklungsländern war er demge­
genüber - wenn überhaupt - nur schwach 
entwickelt. 

Um aus der Verlegenheit. in die ihre eige­
ne Theorie sie brachte. herauszukommen, 
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beriefen sich Marxisten - auch die in der 
DDR - auf Äußerungen von Engels und 
W.I. Lenin, die sie, ersteren im Sinne des 
letzteren korrigierend, dahingehend inter­
pretierten, daß Völker. die sozialökono­
misch zurückgeblieben sind, unter Umge­
hung des Kapitalismus· auf einem nichtka­
pitalistischen Weg - zum Sozialismus ge­
langen können. Voraussetzung sei, daß 
der Sozialismus bereits in der Welt existie­
re und materiell wie geistig helfe. (16) Zu­
nächst war. die Entwicklungen in den mit­
telasiatischen Sowjetrepubliken, in China, 
Nordkorea und Nordvietnam vor Augen, 
von einem "Übergang" zu der neuen 
Gesellschaft die Rede. Dann, als sich her­
ausstellte, daß sich das. was sich dort voll­
zogen hatte, nicht wiederholen würde. 
sprachen Wissenschaftler von einem "Her­
ankommen" an den Sozialismus. Der An­
satz hierzu• eine Gemeinsamkeit auch mit 
sozialistischen Staaten - sollte der Antiim· 
perialismus sein, der in den Antikapitalis­
mus hinüberwächst. (17) Wann indessen 
ließ sich • wie zurückhaltend auch immer· 
von Sozialismus sprechen? Die Antworten 
hierauf fielen, je nachdem, wie bzw. wie 
weit man verbale Bekenntnisse von Füh· 
rungskräften mit den Ralitäten seines Län• 
des in Beziehung setzte, unterschiedlich 
aus. Im allgemeinen sah man in etwa 15 
Ländern eine sozialistische Orientierung 
gegeben. In Erörterung der Revolutionsty-

pen (nationaldem11<ratIsch, volksdemokra­
tisch, proletarisch-sozialistisch) und ih(er 
Etappen gab es nicht wenig Scholastik. 
Allgemein unterschieden Wissenschaftler 
zwischen Ländern, in denen "revolutionä­
re Vorhutparteien", die sich auf den Marxi­
smus-Leninismus stützten, und solchen. in 
denen aus den Zwischenschichten stam­
mende revolutionäre Demokraten an der 
Spitze standen. Bei letzteren machten sie 
bei den einen eine mehr bäuerliche, bei 
den anderen eine mehr proletansche Prä­
gung aus. Zugleich plädierten sie zuneh· 
mend dafür, in die Analyse der verschiede­
nen Entwicklungswege nicht das Tren­
nende, sondern das Einende in den Vor· 
dergrund zu stellen. 

Der Stand der Produktivkräfte spielte hier 
als Gradmesser von gesellschaftlichem 
Fortschritt kaum eine Rolle. Das hatte gute 
Gründe: Die Entwicklungsländer. die sich 
zu einer sozialistischen Orientierung be­
kannten, gehörten mehrheitlich zu den ärm­
sten. Einige Wissenschaftler sahen das 
wiederum als normal an. Sie räumten gar 
dem Sozialismus In den am wenigsten 
entwickelten Ländern, den LLCD. die größ· 
ten Chancen ein. Ihr Argument: Der revo­
lutionäre subjektive Faktor. so er existiere, 
treffe dort aufgrund der Unentwickeltheit 
der 0esamtgesellschaftlichen Verhältnisse 
zumeist auf keinen ernsthaften Widerstand. 
{18) Das stieß indessen auf Widerspruch. 
Gerhard Brehme meinte unter Berufung 
auf Lenin.es könne bei einer Unreife ge­
sellschaftlicher Verhältnisse leichter sein. 
eine Revolution zu beginnen, doch es sei 
schwerer. sie fortzusetzen und zum Sieg 
zu führen. Auch müsse man sich gegen­
über einer Position abgrenzen. wonach 
"der Sozialismus eine Philosophie der Ar­
men geblieben ist, und zwar nicht nur der 
armen Klassen. sondern auch der armen, 
der 'proletarischen· Völker". ( 19) 

Vielleicht wäre es wirklich möglich gewe­
sen, von vorkapitalistischen Verhältnissen 

zum Sozialismus zu gelangen. Dem Anti· 
1mperialismus wohnte schon eine gewisse 
Logik inne, ihn • wie dies Gamal Abdel 
Nasser in Ägypten demonstrierte - durch 
ein Mehr an sozialer Gerechtigkeit zu er­
gänzen und zu fundieren. Der springende 
Punkt innerhalb des marxistischen Ansat· 
zes selbst war: Engels war- im Unterschied 
zu Lenin - ausdrücklich davon ausgegan· 
gen • der gemeinsam mit Marx entw1~kel­
ten Theorie treu bleibend·. daß, um einen 
"abgekürzten Entwicklungsprozeß erfolg· 
reich in Angriff nehmen • zu konnen, "die 
kapitalistische Wirtschaft In ihrer Heimat und 
in den Ländern ihrer Blüte" uberwunden 
sein müsse. (20) Dies gerade war nicht 
geschehen. Der Sozialismus. statt zu funk· 
tiomeren, krankte zunehmend daran, daß 
er in Rußland und damit In einem unterent· 
wickelten Land begonnen hatte und es 
nicht gelungen war, daraus entstandene 
Defizite abzubauen. 

Wissenschaftler In der DDR hielten noch 
an der Möglichkeit einer sozialistischen 
Orientierung in Entwicklungsländern fest. 
als diese bereits stagnierte, ernste Rück· 
schläge erlitt und bereits dahinschwand. 
Das war nicht nur die allgemein-menschli· 
ehe Schwierigkeit, sich von einem lang 
gehegten und gut begründeten Irrtum zu 
verabschieden. Letztlich ging es um Grund· 
sätiiches: Wenn der Sozialismus in Ent· 
wicklungsländern nicht weiter vorankam. 
konnte er dann als Zukunft der Menschheit 
gelten? Arthur Miller spricht. um das Phä­
nomen zu deuten, von einem ·metaphysi­
schen Schwebezustand", "einem Schnitt­
punkt zwischen der Logik eines Arguments 
und der Unzuverlässigkeit seiner sich ab· 
zeichnenden Schlußfolgerungen". "Men­
schen mit Prinzipien vergraben sich ange· 
s1chts von Beweisen, daß ihr Glaube falsch 
ist. noch tiefer in ihre Überzeugung, um die 
drohende Verzweiflung abzuwehren. Die 
Hoffnung zu verlieren. bedeutet korrupt zu 
werden." (21) Der Zusammenhang zwi· 
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sehen dem Scheitern einer sozialistischen 
Orientierung in Entwicklungsländern und 
dem Zustand der eigenen Gesellschaft war 
für Wissenschaftler in der DDR bis zuletzt 
nahezu ein Tabu, wie sie auch kaum kon­
kret nach den tatsächlichen Potenzen der 
Gegenseite, des Westens. fragten. 

oderhalbkolonial abhängigen. gesellschaft­
lich rückständigen Länder nicht zur Ge­
setzmäßigkeit werden. registrierte Christi­
an Mährdel bereits 1980. Dort. wo erbe­
schritten werde, hingen Erfolge erheblich 
vom Vorankommen des Sozialismus in 
der Systemauseinandersetzung mit dem 
Imperialismus an den Hauptfronten ab. 

Zugleich setzten sich, auch bei Wissen- Daraus resultiere "ein hohes Maß an Wi-
schaftlern, die sich von überkommenen dersprüchlichkeit und Ungleichmäßigkeit, 
Überzeugungen noch nicht gänzlich ver- Instabilität und Umkehrbarkeil des gesell-
abschieden mochten, realistische Einsieh- schaftlichen Kurses solcher Länder in ihrer 
ten durch. Dernichtkapitalistische Entwick- Bewegungsrichtung zum Sozialismus.·• 
lungsweg konnte für die ehemals kolonial (22) 

Frage nach nichtmarxistischem Fortschrittspotential 

Untersuchungen zu geistigen Auseinan­
dersetzungen. gefuhrt um Gesellschafts­
veränderung, konzentrierten sich auf die 
Stichworte "Religion", "Nationalismus" und 
"Sozialismus". (23) Sie waren weithin auf 
schriftlich fixiertes angewiesen: nur aus­
nahmsweise hatten sie Zugang zu dem, 
was Menschen Im Alltag bewegte ("All­
tagsbewußtse1n"). Religion, dies zeigte sich 
im Bemühen um ihr historisches Verständ­
nis, war vielen Menschen ein Halt. denen 
der traditionelle Zusammenhang verloren 
ging. Sie konnte helfen, kolonialer Über­
fremdung zu begegnen. barg aber auch 
die Gefahr in sich. historisch überholtes zu 
konservieren. Auch Revolutionen berie­
fen sich auf sie. zumeist in Hinwendung auf 
in ihrer Ursprungszeit angelegte Intentio­
nen. lnsonderheit der Islam fand in seiner 
Reaktivierung ("Re1slamis1erung") - aller­
dings nicht seit ihrem Beginn zu Ende der 
sechziger Jahre. sondern seit ihrem ersten 
spektakulären Höhepunkt in der "islami­
schen Revolution" 1978/79 in Iran - zuneh­
mend Beachtung. (24) Der Nationalismus, 
der das "Eigene" verabsolutierend einem 
"Fremden", konkret: dem Kolonialismus. 

entgegensetzte. war im antikolonialen 
Kampf zum hauptsächlichen Leitbild ge­
worden: das verschaffte ihm Autorität auch 
danach. was eine Tendenz zum Dritte­
Welt-Kollektivismus (Bemühungen um 
"Authentizität") begünstigte. Sozialistisches 
Gedankengut hatte früh in den Ländern 
Eingang gefunden - darunter in Indien und 
Ägypten -. in denen eine kapitalistische 
Entwicklung reöativ weit gediehen war. 
Die Ausbreitung des Marxismus. von der 
es mitunter überzogene Vorstellungen gab. 
fand Interesse. (25) in zunehmenden Maße 
aber auch der nichtmarxistische Sozialis­
mus. verbunden mit der Frage, welches 
Fortschrittspotential in ihm enthalten sei. 
(26) 

War letzteres nicht eine heikle Fragestel­
lung? Beanspruchte der Marxismus nicht 
ein Fortschrittsmonopol? In den Augen 
der Orthodoxen unter seinen Anhängern 
wie seiner Gegener gewiß. Doch wuchs 
die Zahl derer, die sich mühten. ein realisti­
sches und damit breiteres Verständnis von 
Fortschritt zu entwickeln, was einschloß, 
nichtmarxistisches Gedankengut tiefer aus­
zuloten. 

Lautloser Abgang 

Diejenigen. die sich in der DDR mit Ent­
wicklungsländerforschung beschäftigten. 
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standen der "Wende" hilf- und sprachlos 
gegenüber. Ein Konzept, tragfähig in einer 

so kritischen Situation. gab es nicht; das 
bisherige war zu sehr auf die DDR zuge­
schnitten. die nun unterging. Rivalitäten. 
die es offenbar schon zuvor gab, die aber 
jetzt offen ausbrachen, verhinderten. daß 
sich die Betroffenen auf eine "Überlebens­
strategie" - wenn es eine solche über­
haupt hätte geben können - einigten. Als 
nichts mehr zu befürchten war, beklagten 
einige gequälte Seelen - es ist schwer. hier 
nicht ironisch zu werden - die staatliche 
Gängelung der Vergangenheit. Karrieri­
sten, bis dahin auf den Marxismus einge­
schworen, entdeckten binnen weniger 
Wochen oder Monate, daß dieser hoff­
nungslos veraltet war und sie bis dahin von 
den Erkenntnisquellen, die im Westen spru­
delten, abgeschnitten waren. 

Es war ein nahezu lautloser Abgang, den 
die DDR-Entwicklungsländerforschung 
vollzog. 

Inzwischen gibt es sie institutionell im Grun­
de nicht mehr. Auch personell wurde sie 
weitgehend "abgewickelt". Einige ihrer 
Vertreter, Rentner im Vorruhestand oder in 
der Arbeitslosogkeit, arbeiten weiter. An­
dere, vor allem jüngere - darunter zum Teil 
auf ihrem Gebiet hochqualifizierte -, such­
ten sich einen neuen Beruf, von dem sie 
sich eine Perspektive versprechen. Von 
denjenigen, die noch ein Arbeitsverhältnis 
haben, zumeist auf ein, zwei oder drei 
Jahre befristet, sind nicht wenige ängstlich 
darauf bedacht, sich nicht "zu weit aus 
dem Fenster zu lehnen"; das könnte den 
ohnehin nicht rosigen beruflichen Chan­
cen abträglich sein. 

Von dem, was war, läßt sich -wie versucht 
- nur eine Zwischenbilanz ziehen. Nicht 
nur, daß die zeitliche Distanz noch zu kurz 
ist, um mehr zu wagen; das hängt auch mit 
der Sache zusammen, um die es geht. 
DDR-Wissenschaftler beteiligten sich an 
einem Aufbruch in Neuland. der andauert. 
Vor allem im Bemühen. zu einem komple-
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xen Bild der Entwicklungsländer zu gelan­
gen, entwickelten sie originelle und frucht­
bare Ansätze, wobei die Krise. in die die 
DDR in den achtziger Jahren geriet. ihr 
Denken anregte. Diejenigen. die andere 
Wege gingen, sahen manches richtiger. 
Irrtümern erlagen auch sie. Insgesamt ge­
lang es bis zur Stunde nicht, die Entwick­
lungsländerproblematik theoretisch so "in 
den Griff' zu bekommen, daß sich daraus 
praktikable Schlußfolgerungen für ihre Lö­
sung ablerten lassen. Die inzwischen weit­
hin Entwicklungsländern gegebene Emp­
fehlung, bei der Lösung ihrer Probleme auf 
Ureigenes zurückzugreifen, enthält eine 
wohlfeile Absage an Bevormundung (die 
tatsächlichen Abhängigkeitsverhältnisse in 
der Weltwirtschaft tastet sie nicht an) wie 
das elegante E1ngestandnis, daß anderes 
nicht funktionierte. 

Es bleiben Fragen. vor allem politische 
und weltanschaulich-methodologische. 
Zwei nur seien genannt. 

Hätte ein Wissenschaftler in der DDR Politik 
gegenüber abstinent sein sollen? Als zoon 
politikon, wie Aristoteles den Menschen 
kennzeichnete, gewiß nicht. Doch in sei­
ner wissenschaftlichen Tätigkeit schon -
gerade im Interesse der Politik. Was nützt 
es Politikern. wenn sie von Wissenschaft­
lern erfahren. was sie hören wollen? Es 
verfestigt dies höchstens Selbsttäuschun­
gen. Der Wissenschaft hätte eine konstruk­
tiv-kritische Begenung mit der Politik als 
Korrektiv gut getan. 

Geht es in der Gesellschaft gesetzmäßig 
zu. so daß sich Voraussagen treffen las­
sen? G.W.F. Hegel war da skeptisch. 
"Wenn die Philosophie ihr Grau in Grau 
malt", schrieb er 1820, "dann ist eine Ge­
stalt des Lebens alt geworden, und mit 
Grau in Grau läßt sie sich nicht verjüngen, 
sondern nur erkennen; die Eule der Miner­
va beginnt erst mit der einbrechenden 
Dämmerung ihren Flug." (27) Diese Skep-
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sis mag überzogen sein - grundsätzlich hat 
sie einiges für sich. Es ist nicht vorauszu­
setzen, sondern immer wieder zu prüten. 
ob sich - und wenn ja, welche - Trends in 
der Gesellschaft ausmachen lassen. Me­
thodologisch unsauber in höchstem Maße 
war es, Wünschbares als gesetzmäßig 
darzustellen und nur die Tatsachen gelten 
zu lassen. die es stütz1en. Damit ist nichts 
gegen Wünsche. Visionen und Utopien 
gesagt. Der Mensch braucht sie. Er richtet 
mit ihnen seinen Blick auf das, was sein 
könnte. was ihm möglicherweise die Kraft 
gibt. es auch zu erreichen. Wo der Blick in 
die Zukunft fehlt - dies zeigt sich heute in 
vielen Entwicklungsländern (und nicht nur 

Anmertcungen 

dort)-, breiten sich Hoffnungslosigkeit, Fa­
natismus und Gewalt aus. Auch ist, solan­
ge man über das Gesetzmäßige si wenig 
weiß, von vornherein nicht sicher, ob sich 
das im Augenblick möglicherweise als Vi­
sion oder Utopie Geltende nicht doch. wenn 
der Mensch die nötige Kraft aus ihm schöpft, 
realisieren läßt. 
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Heinz-Dieter Winter (Berlin): 

Bemerkungen zum Verhältnis 
Politik und Entwicklungsländerwissenschaft in der DDR 

Nachfolgende Bemerkungen zum Verhält­
nis zwischen Außenpolitik und Entwick­
lungsländerforschung der DDR stützen sich 
vor allem auf persönliche Erfahrungen und 
Eindrücke. Akten und andere Quellen zu 
diesem Thema bedürfen noch der Aus­
wertung. Die Aussagen können auch des­
halb nicht umfassend sein, weil sie aus der 
Sicht eines ehemaligen Diplomaten und 
leitenden Mitarbeiters des Außenministeri­
um der DDR gemacht werden, der sich 
zwar sein gesamtes Berufsleben mit Ent­
wicklungsländern beschäftigt, in das wis­
senschaftliche Getriebe aber nur wenig 
Einblick hatte. 

Die Außenpolitik der DDR emob den An­
spruch, auf wissenschaftlichen Grundla­
gen zu beruhen. Das galt auch für den 
Bereich der Entwicklungsländer. Die wis­
senschaftliche Analyse von Entwicklungs­
prozessen in Ländern und Regionen nahm 
in der täglichen Arbeit der Mitarbeiter des 
Außenministeriums und der Auslandsver­
tretungen einen wichtigen Platz ein. Trotz­
dem wurde von Außenpolitikern selbst der 
Grad der Wissenschaftlichkeit der Arbeit 
als nicht ausreichend eingeschätzt. Die 
Ergebisse der analytischen Arbeit waren 
oft nicht befriedigend. 

Ein wichtiger Grund dafür war, daß die 
Zusammenarbeit des Außenministeriums 
mit wissenschaftlichen Institutionen - trotz 
aller Bemühungen von beiden Seiten -
zu wünschen übrig ließ. Hemmnisse erga­
ben sich vor allem aus der zentralistischen, 
von oben diktierten Führung von politi­
schen und wissenschaftlichen Prozessen 
in der DDR und der damit zusammenhän­
genden dogmatischen Einengung der 
Sicht auf das sich objektiv Entwickelnde. 
vorgefaßte Urteile erschwerten neue Sicht-
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weisen in Politik und Wissenschaft. Das 
widersprach auch marx1st1schen Kriterien 
der Wissenschaftlichkeit. 

Die Einschätzung der internationalen Lage, 
eingeschlossen die Situation im Entwick­
lungsländerbereich, wurde durch Be­
schlüsse der SED auf Parteitagen, Plenar­
tagungen des Zentralkomitees oder des 
Politbüros vorgenommen. In vielen Fällen 
wurden auch Einschätzungen der KPdSU 
übernommen. Wissenschaftlern und Poli­
tikern wurde dann die Aufgabe zugewie­
sen, die Richtigkeit solcher Beschlüsse im 
Nachhinein immer wieder zu begründen, 
zu bestätigen und übereinstimmend mit 
den Beschlüssen zu handeln. Dabei soll 
gar nicht gesagt werden, daß alle in sol­
chen Beschlüssen formulierten Erkennt­
nisse über die Lage in den Entwicklungs­
ländern zu ihrer Zeit falsch waren, es gab 
auch richtiges, zumal bei der Vorbereitung 
von Beschlüssen zuweilen Wissenschaft­
ler und Experten hinzugezogen wurden. 
Aber insgesamt ergaben sich daraus we­
sentliche Einschränkungen des wissen­
schaftlichen Erkenntnisprozesses und dar­
über hinaus nicht ausreichender wissen­
schaftlicher Vorlauf für die Politik. 

Hinzukam, daß die zentralistische Planung 
der wissenschaftlichen Forschung wenig 
Raum bot, schnell auf aktuelle internationale 
Entwicklungen zu reagieren. Wissenschaft­
liche Vorhaben wurden in mehrjährigen Per­
spektivplänen - in der Regel für jeweils 5 
Jahre - festgelegt. Die Grundrichtung wur­
de von der Abteilung Wissenschaften des 
Zentralkomitees der SED, die dem Sekretär 
für Ideologie unterstand, bestimmt. Das 
geschah, was die Entwicklungsländerfor­
schung betraf. in vieler Hinsicht losgelöst 
von der Bedürfnissen der Außenpolitik. 
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Und doch gab es für die Entwicklungslän­
derpolitik nutzbare wissenschaftliche Ar­
beiten. Dem gingen oft gute direkte Kontak­
te zwischen den entsprechenden Abtei­
lungen des Außenministeriums und Uni­
versitäten und anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen voraus. Auf solche Weise 
war es auch möglich, Themen in die lang­
fristigen Forschungspläne hineinzubrin­
gen. die für die Entwicklungsländerpolitik 
wichtig waren. 

So gab es gute Arbeitskontakte zwischen 
der Abteilung Naher und Mittlerer Osten 
des Außenministeriums mit dem regional­
wissenschaftlichen Fachbereich der Uni­
versität Leipzig, der sich mit Nordafrika. den 
arabischen Staaten und mit Iran befaßte. 
Ähnliches ist zu sagen für die Kontakte der 
beiden Afrikaabteilungen des MfAA und 
die Zusammenarbeit der Abteilung Süd­
und Südostasien mit dem entsprechen­
den Regionalbereich der Humboldt-Uni­
versität. Was diese Regionalbereiche für 
die Entwicklungsländerpolrtik so nützlich 
machte, war die komplexe Bearbeitung 
politischer, historischer, ökonomischer, 
rechtlicher und kultureller Fragen von Ent­
wicklungsländern. verbunden mit der ent­
sprechenden sprachlichen Ausbildung. 

Zur intemationa len Politik der Entwicklungs­
länder. besonders zu Fragen der Nicht­
paktgebundenheit, gab es ein enge Zu­
sammenarbeit zwischen dem Außenmini­
sterium und dem Institut für internationale 
Beziehungen der Akademie für Staat und 
Recht in Babelsberg. Hier hatte das Au­
ßenministerium auch größere Möglichkei­
ten, eigene Forschungsinteressen geltend 
zu machen. weil dieses lnstrtut in Doppe­
lunterstellung auch dem MfAA zugeordnet 
war. Trotzdem war auch hier die Flexibilität 
durch den langfristigen Forschungsplan 
eingeschränkt. Diese Zusammenarbeit 
wurde sowohl von den Länderabteilungen 
als auch Universrtäten und wissenschaftli­
chen Instituten geschätzt. Es wurden sogar 
Arbeitsvereinbarungen für ein oder meh­
rere Jahre unterzeichnet. Auf dieser Grund-
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lage fanden gemeinsame Arbeitsberatun­
gen oder wissenschaftliche Tagungen statt. 
Wissenschaftler erhielten Einblick in inter­
ne Analysen des Ministeriums oder der 
Auslandsvertretungen. 

In den regionalen Bereichen in Leipzig 
oder Berlin ausgebildete Studenten wur­
den in den diplomatischen Dienst über­
nommen. Wissenschaftler waren zeitwei­
lig als Diplomaten in Entwicklungsländern 
tätig. Die sprachliche Ausbildung - so In 
arabisch an der Leipziger Universität - trug 
ebenfalls dazu bei, daß die DDR-Diploma­
tie über fachlich und sprachlich hervorra­
gend ausgebildete Nahostexperten ver­
fügte, die z.B. in arabischen Ländern ein 
hohes persönliches Ansehen genossen. 

Zwischen den mit Entwicklungsländern 
befaßten Außenpolitikern und den auf die­
sem Gebiet arbeitenden Wissenschaftlern 
gab es in der Regel kein Gegeneinander, 
sondern es gab vielmehr auf beiden Seiten 
das Bemühen um ein Miteinander. Auf bei­
den Seiten gab es Bestrebungen. Hemm­
nisse und dogmatische Enge zu überwin­
den. Es gab auch gemeinsame Bemühun­
gen. die sich gegen Ende der B0er Jahre 
verstärkten, um zu realistischen Einschät­
zungen und neuen Einsichten zu gelan­
gen. 

So wie jede gesellschaftliche Sphäre in der 
DDR der führenden Rolle der SED unter­
lag. gab es natürlich auch eine Abhängig­
keit der Entwicklungsländerforschung von 
den Entscheidungen des Politbüros. Die­
se kam schon darin zum Ausdruck, daß die 
DDR sich ein wissenschaftliches Potential 
auf diesem Gebiet leistete, das vergleichs­
weise sehr groß und überdimensioniert 
war. Es entsprach wohl nicht den realen 
politischen und ökonomischen Möglich­
keiten der DDR. Das hängt damit zusam­
men. daß die DDR im Kampf um die inter­
nationale Anerkennung im afro-asiatischen 
Raum zunächst die günstigsten Bedingun­
gen hatte und mit asiatischen und afrikani­
schen Staaten 1969 (Kambodscha, Irak. 
Syrien u.a.) zuerst diplomatische Bezie-
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hungen aufnahm. Diese Länder hatten als 
"antiimperialistische Verbündete" immer 
einen hohen Stellenwert in der DDR-Poli­
tik. Die umfangreichen Mittel für Forschung 
und Lehre im Entwicklungsländerbereich 
konnten nur über die staatliche Planung. 
die letztlich vom Politbüro bestimmt wurde, 
zur Verfügung gestellt werden. Die Abhän­
gigkeit äußerte sich auch in der schon 
erwähnten langfristigen Forschungspla­
nung. 

Ob es aber Jemals eine direkte Einmi­
schung von Politbüro oder Regierung in 
inhaltliche Fragen der Entwicklungsländer­
forschung gab. erscheint zweifelhaft und 
müßte genauer untersucht werden. Das 
war wohl auch deshalb nicht notwendig, 
weil durch die Praktizierung der führenden 
Rolle der SED in den wissenschaftlichen 
Institutionen selbst ein hohes Maß ideolo­
gischer Selbstdisziplinierung vorhanden 
war. 

Die Entwicklung in einem bestimmten Ent­
wicklungsland oder in einer Gruppe von 
solchen Ländern wurde im Politbüro durch 
Beschluß aber immer dann bewertet. wenn 
dort ein bestimmtes wichtiges politisches 
Ereignis behandelt werden mußte, in der 
Regel Höhepunkte in den bilateralen Be­
ziehungen der DDR zu diesen Ländern. 
Dadurch war natürlich die negative subjek­
tivistische Beeinflussung künftiger wissen­
schaftlicher Forschung durch von oben 
vorgegebene Wenung gegeben. 

So hatten wohl die im Ergebnis der Reise 
Erich Honeckers 1979 nach Libyen. Ango­
la, Zambia und Mosambik sowie nach Äth io­
pien getroffenen Einschätzungen über die 
"sozialistische Entwicklung" bzw. "soziali­
stische Orientierung" der besuchten Län­
der auch die wissenschaftliche Forschung 
in eine Richtung gedrängt, die den reale 
Bedingungen in diesen Ländern nicht ge­
recht werden konnte. 

Hier bestand die eigentliche inhaltliche 
Abhängigkeit der Entwicklungsländerfor­
schung - und nicht nur dieser • von den 
pol~ikbestimmenden Gremien: in Panei-
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dokumenten der SED getroffene Einschät­
zungen wurden aus Disziplin oder ideolo­
gischer Überzeugung a priori als richtig 
angesehen. Und es war nicht selten der 
Fall, daß solche Einschätzungen in Lehre 
und Forschung auch dann noch beibehal­
ten wurden. wenn die reale Entwicklung 
schon ganz offensichtlich anders verlief, 
als die Beschlüsse es aussagten. Die au­
ßenpolitischen Experten vor Ort in den 
Entwicklungsländern wurden in der Regel 
mit den wirklich ablaufenden Entwicklungs­
prozesses und m It neuen Fragen als erste 
konfrontiert und haben das in ihren Analy­
sen an die Zentrale auch niedergeschrie­
ben. Aber aus den oben geschilderten 
Gründen heraus, konnte die Außenpolitik 
In der Regel keinen wissenschaftlichen 
Vorlauf von der Entwicklungsländerfor­
schung erwarten. Ihre politikberatende 
Rolle konnte also nicht ausgeprägt sein. Im 
Außenministerium z.B. gab es unter Ent­
wicklungsländerexperten bereits seit Ende 
der 70er Jahre Diskussionen darüber -
diese verstärkten sich In den B0er Jahren 
-, ob der Begriff "sozialistische Orientie­
rung" für arabische und afrikanische Staaten 
überhaupt zutreffend sein kann. Solche 
Diskussionen mag es unter Wissenschaft­
lern gegeben haben. aber die offizielle 
Lehrmeinung oder auch Publikationen pro­
pagierten weiterhin Begriffe, die nicht in 
Übereinstimmung mit realen Entwicklun­
gen waren. 

Die Außenpolitiker hätten es damals für 
sehr hilfreich gehalten, von Wissenschaft­
lern Forschungsergebnisse zu erhalten, 
die die wirkliche Entwicklung in Afrika und 
Asien zum Inhalt hatten. Aber das war zu 
einer Zeit, als in offiziellen Dokumenten 
noch davon gesprochen wurde, daß "der 
Sozialismus auf vier Kontinenten festen Fuß 
gefaßt hat", eben außerordentlich schwie­
rig. 

Andererseits wurde es von Außenpoliti­
kern als sehr wichtig für ihre Arbeit empfun­
den, wenn sich Wissenschaftler Ländern 
zuwandten, die sich auf kapitalistischem 
Wege entwickelten oder sich nicht in vor-
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gefaßte Schemata einordnen ließen. Dazu 
gehörten z.B. Arbeiten von Leipziger Wis­
senschaftlern zur Entwicklung im Iran. Ende 
der 80er Jahre verstärkten sich im Außen­
ministerium Bestrebungen. die perspekti­
vische Entwicklung von Beziehungen zu 
Entwicklungsländern auf neue Grundla­
gen zu stellen. Sie sollten unter dem Ein­
fluß von "neuem Denken" aus der Kon­
frontations- und Klassenkampfsicht heraus­
genommen werden. Nicht mehr Einord­
nungen wie "progressiv", "antiimperiali­
stisch" oder "kapitalistisch orientiert" soll­
ten als Kriterien für die mehr oder mindere 
Ausgestaltung von Beziehungen dienen, 
sondern die langfristige politische und öko­
nomische Bedeutung dieses oder jenen 
Landes in seiner Region, unabhängig von 
der sozialen Ausrichtung der inneren Ent­
wicklung. Traditionelle Zusammenarbeit 
sollte ihren Wert behalten. aber angepaßt 
an die ökonomischen Möglichkeiten der 
DDR. Uneffektives sollte beseitigt werden. 
Entwicklungshilfe sollte nicht mehr vorwie­
gend unter dem Gesichtspunkt "antiimpe­
rialistische Solidarität" vergeben werden. 
Allgemeinmenschl1che und humanitäre 
Faktoren sollten größere Bedeutung erhal­
ten. Ausgehend von solchen Überlegun­
gen haben Ende 1988 und Anfang 1989 
die Afrikaabteilung des MfAA zusammen 
mit W1ssenschaftlem des Babelsberger In­
stituts für internationale Beziehungen eine 
Konzeption zur Bedeutung Afrikas in den 
internationalen Beziehungen bis zum Jahr 
2000 und zur Gestaltung der Beziehungen 
der DDR erarbeitet. Dieses Dokument wur­
de vom Kollegium des Außenministeriums 
diskutiert und bestätigt. Es wurde vom Po­
litbüromitglied Herrmann Axen zur Behand­
lung in der Außenpolitischen Kommission 
übermittelt. Dort wurde es nicht behandelt. 
So konnte die Konzeption für die Politikge­
staltung keine gesamtstaatliche bindende 
Wirkung erhalten. 

Sowohl Außenpolitiker als auch Wissen­
schaftler stehen heute gewiß in der Pflicht. 
ihr theoretisches und praktisches Wirken 
auf dem Gebiet der Entwicklungsländer 
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kritisch zu betrachten. Aber es darf dabei 
nicht übersehen werden. daß die Lage der 
Gesamtheit jener Länder, um die es hier 
geht, katastrophale Dimensionen erreicht 
hat. und eine Perspektive der Verbesse­
rung der Lage nicht in Sicht ist. Intentionen 
und Ansprüche aus Ost und West, bei der 
Überwindung von Unterentwicklungen zu 
helfen, sind gleichermaßen gescheitert. 
Die Beendigung der Ost-West-Konfrontati­
on hat zu keiner Veränderung der Lage 
geführt - im Gegenteil, der Nord-Süd­
Gegensatz prägt sich weiter aus. In der 
Vergangenheit haben Politiker und Wis­
senschaftler aus Ost und West in gleicher 
Weise dazu beigetragen. daß die interna­
tionale Konfrontation der Blöcke auf Kosten 
der Völker der Dritten Welt ausgetragen 
wurde. 

Politik und Entwicklungsländerwissenschaft 
hatten die Geschicke der Dritten Welt in 
das grob vereinfachende und in vieler Hin­
sicht falsche Schema vom "dritten revolu­
tionären Hauptstrom" und des "antiimpe­
rialistischen Bündnisses" gezwängt. 

Westliche politische und wissenschaftliche 
Konzeptionen - vor allem jene. die poli­
tisch wirksam waren - waren nicht weniger 
grobschlächtig und falsch. Denken wir nur 
an die sog. "Dominotheorie" in Südostasi­
en oder die Auffassung von der Unmorali­
tät der Nichtpaktgebundenheit des John 
Foster Dullas_ 

Was das Verhalten von früher Ost und 
früher West gegenüber den Entwicklungs­
ländern betrifft, so gibt es keine Sieger und 
Verlierer. Es gibt nur Verlierer. Das sollte 
E!in wichtiger Ausgangspunkt für neue 
Uberlegungen und neues Wirken sein. 

Heinz-Dieter Winter, Dr. phil .. Botschafter 
a.D„ war DDR-Botschafter in Kambod­

scha 1968-1979. in Tunesien 1973-1975. 
Syrien und Jordanien 1976-1981 sowie 

bis 1990 Leiter der Abteilung Naher und 
Mittlerer Osten des DDR-Außenministe­
riums und Stellvertreter des Außenmini-

sters. lebt in Berlin 

Detlef Wahl (Rostock): 

Abwicklung und gegenwärtige Situation der Lateinamerikawissenschaften 
an der Universität Rostock 

Bis zum Jahre 1990 befand sich an der 
Rostocker Universität die Sektion Latein­
amerikawissenschaften, eine interdiszipli­
närstrukturierte Lehr- und Forschungsstät­
te, die in dieser Form im gesamten nord­
deutschen und baltischen Raum ein Uni­
kat darstellte und in Mecklenburg-Vorpom­
mern die einzige Institution war. die sich mit 
Problemen der Dritten Welt beschäftigte. 
Zur damaligen Sektion gehörten (immer 
mit Bezug auf Lateinamerika) die Wissen­
schaftsbereiche Ökonomie, Soziologie, 
Geschichte, Literatur, Philosophie /Politik, 
Indianische Sprachen und Kulturen sowie 
Hispanistik und Lusitanistik. Mit der Einrich­
tung verbunden waren ferner eine Zweig­
stelle der Universitätsbibliothek mit ca. 
43.000 bibliographischen Einheiten, eine 
Dokumentations-und Informationsstelle, ein 
umfangreiches zeitgeschichtliches Archiv 
sowie ein äußerst wertvolles Archiv latein­
amerikanischer Musik, das eine der größ­
ten Privatsammlungen in Europa darstell­
te. Die Sektion gab eine eigene Zeitschrift 
"Lateinamerika" heraus, die die am läng­
sten erscheinende Fachzeitschrift dieser 
Art in Deutschland war. Ferner existierten 
zahlreiche wissenschaftliche Kooperations­
beziehungen mit Universitäten, Institutio­
nen und Wissenschaftlern in Lateinameri­
ka, in West- und Osteuropa sowie im skan­
dinavischen Raum.Davon zeugte nicht 
zuletzt die große internationale Beteiligung 
an der im Mai 1989 durchgeführten Konfe­
renz zu Wegen des sozialen Fortschritts in 
Lateinamerika, an der auch zahlreiche 
Wissenschaftler aus der damaligen BRD 
teilnahmen. 

Nach der Wende wurde ein Prozeß der 
Umstrukturierung von Lehre und For­
schung eingeleitet und völlig neue Ausbil· 
dungsdokumente, an denen schon seit 
1988 gearbeitet worden war. an den frei 
gewählten akademischen Senat der Uni­
versität eingereicht. Dieser bestätigte am 
12.12.1990 sowohl die Ausbildungsdoku­
mente als auch die Umstrukturierung der 
Sektion in den Fachbereich Lateinamerika­
w1ssenschaften. 

Zur selben Zeit verdichteten sich die Hin­
weise darauf, daß seitens des Kultusmini­
steriums in Schwerin die Absicht bestand. 
die philosophische, w1rtschaftsw1ssen­
schaftliche und agrarwissenschaftliche 
Fakultät abzuwickeln. Dieses Vorhaben 
konnte - nicht zuletzt aufgrund zahlreicher 
Protestaktionen - verhindert werden, nicht 
aber die Abwicklung einzelner Fachberei­
che und Institutionen. Von der verfügten 
Abwicklung des Fachbereiches Latein­
amerikawissenschaften erfuhren die Mitar­
beiter und Studenten aus den Medien. Es 
handelte sich um einen rein administrati­
ven Akt, dem keinerlei Diskussion oder 
Evaluierung vorausgegangen waren, rea· 
lisiert auf der Grundlage politischer Vorur­
teile und Vorverurteilungen, deren Wahr­
heitsgehalt niemals überprüft worden war. 
Hinzukam. daß eine fachliche bzw. poli­
tisch-moralische Überprüfung der Mitar­
beiter ohnehin noch ausstand. 

Dieser Abwicklungsbeschluß entsprach 
nicht dem Geist des Einigungsvertrages, 
da es sich beim Fachbereich Lateinameri­
kawissenschaften nicht um eine Institution 
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handelte, die automatisch mit dem Erlö­
schen der DDR ihre Daseinsberechtigung 
verloren hatte. wie etwa Ministerien und 
andere Einrichtungen, deren Tätigkeit di­
rekt oder indirekt an die staatliche Existenz 
der DDR gebunden war. Ungeachtet einer 
notwendigen (und auch realisierten) kriti­
schen Wertung bisheriger Lehre und For­
schung sowie des Auftretens einzelner 
Personen, rechtfertigte die wissenschaftli­
che Ausrichtung des Fachbereiches kei­
neswegs dessen Schließung.Nach zahl­
losen Protesten auf nationaler und interna­
tionaler Ebene gegen diese Abwicklung 
sowie einem Hungerstreik unserer Stu­
denten wurde im Januar 1991 auf der 
Grundlage eines Beschlusses von Kabi­
nett und Landtag zur ordnungsgemäßen 
Weiterführung und Beendigung des Studi­
ums der immatrikulierten Studenten (Ver­
trauensschutz) sowie zur Weiterführung 
laufender Forschungsvorhaben vom Rek­
tor (in seiner Eigenschaft als Abwicklungs­
beauftragter des Kultusministers) eine Ar­
beitsgruppe eingesetzt, deren Aufgabe in 
der Neustrukturierung der Lateinamerika­
wissenschaften bestand. 

Diese Arbeitsgruppe legte auf der Grund­
lage realer Lehrbelastung fest. daß die La­
teinamerikawissenschaften 13 unbefristete 
Stellen erhalten sollen. In zahlreichen Voll­
versammlungen wurde darüber beraten, 
welche Mitarbeiter und Hochschullehrer 
hinsichtlich ihrer fachlichen und menschli­
chen Eignung für diese Stellen in Frage 
kommen. Dabei legten die Studenten und 
der wissenschaftliche Mittelbau eigene Prio­
ritäten listen vor, die im Ergebnis offener 
und demokratischer Diskussion entstan­
den und von der Arbeitsgruppe sowie vom 
Rektor akzeptiert wurden. 

Daraufhin erhielten alle für ein ur!:>efriste­
tes Arbeitsverhältnis vorgesehenen Mitar­
beiter ein Schreiben vom Rektor, daß sie -
unbeschadet der Abwicklung - in den 
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Dienst des Landes Mecklenburg-Vorpom­
mern übernommen werden und am La­
teinamerika-Institut (im Aufbau) der philo­
sophischen Fakultät tätig sind. Alle ande­
ren Kolleginnen und Kollegen erhielten 
auf neun (und nicht auf sechs!!!)Monate 
befristete Arbeitsverträge und volle Bezü­
ge (also keine Bezüge nach der Warte­
schleifenregelung). 

V0n Jahresbeginn 1991 an sprachen sich 
Universitätsleitung, akademischer Senat, 
Strukturkommission und Fakultätsratfürdie 
Weiterführung der Lateinamerikawissen­
schaften an einem personell stark redu­
zierten eigenständigen Institut aus, dessen 
Strukturen und Aufgaben auf der Grundla­
ge einer Konzeption in einem zu bilden­
den Beirat beraten werden sollten. 

Das Lateinamerika-Institut wurde beauftragt, 
eine Konzeption im Hinblick auf künftige 
Strukturen und Aufgaben in Lehre und 
Forschung zu erarbeiten, die bereits im 
Februar eingereicht und vom akademi­
schen Senat bestätigt wurde. Gleichzeitig 
legten Senat und Fakultätsrat fest, daß das 
Lateinamerika-Institut ab Wintersemester 
1991/92 eine völlig neu konzipierte Magi­
sternebenfachausbildung in Lateinameri­
kastudien/Entwicklungspolitik sowie ein 
fakultätsübergreifendes Zusatzstudium zum 
gleichen Thema anbieten kann. Obwohl 
seitens der Studienbewerber großes Inter­
esse an einer solchen Ausbildung bestand 
und noch besteht, wurde sie ohne Be­
gründung vom Kultusministerium unter­
sagt. 

Von dort kam im Juni 1991 eine Erklärung, 
die davon ausging, daß künftig ein Latein­
amerika-Institut nicht mehr existieren soll, 
dafür aber ein interfakultäres Zentrum für 
Lateinamerikastudien vorgesehen ist. 

Daraufhin wurde vom akademischen Se­
nat die Konstituierung eines Beirates be­
schlossen, dem vor allem international an-
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erkannte Wissenschaftler aus den Altbun­
desländern und Mitarbeiter sowie Studen­
ten des Lateinamerika-Instituts angehör­
ten. Nach gründlicher Vorbereitung trat 
dieses Gremium Im Mai 1992 zusammen 
und erarbeitete Empfehlungen, die sich 
nachdrücklich für den Erhalt der Latein­
amerikawissenschaften und die volle Durch­
setzung des Vertrauensschutzes für die 
immatrikulierten Studenten aussprachen. 
Die Empfehlungen sehen ferner vor, das 
Lateinamerika-Institut bis zum Auslauten 
der Studiengänge zu erhalten und dann 
ein dem Rektor oder dem Senat unmittel­
bar unterstelltes Lateinamerika-Zentrum als 
Nachfolgeeinrichtung zu bilden. Diese 
Empfehlungen erhielten im akademischen 
Senat Zustimmung und wurden an das 
Kultusministerium weitergeleitet. 

Für den Erhalt der Lateinamerikawissen­
schaften an der Universität Rostock hatten 
sich per Beschluß im Oktober 1991 bereits 
die Arbeitsgemeinschaft Deutsche Latein­
amerikaforschung (ADLAF) sowie der Eu­
ropäische Rat für Sozialforschung zu La­
teinamerika (CEISAL) mit Sitz in Wien aus­
gesprochen. Professor Dr. Kohlhepp, der 
damalige Vorsitzende der ADLAF. richtete 
in dieser Angelegenheit auch ein Schrei­
ben an das Kultusministerium. ohne aller­
dings je eine Antwort zu erhalten. 

Auch nach der Entlassung zahlreicher Mit­
arbeiter mit auf neun Monaten befristeten 
Arbeitsverträgen (am 1.10.1991) wurde von 
den verbliebenen Wissenschaftlern die 
Arbeit in Ausbildung, Forschung und inter­
nationaler Wissenschaftskooperation nor­
mal fortgesetzt. Das betrifft auch die Betreu­
ung von Diplomarbeiten und Dissertatio­
nen sowie die Erarbeitung von Publikatio­
nen. Aus Anlaß des 500. Jahrestages der 
Entdeckung und Eroberung Amerikas führ­
te das Lateinamerika-Institut im September 
1992 ein internationales Kolloquium durch, 
dessen Materialien 1992 veröffentlicht wurden. 

Bis August 1992 (also nach der eigentli­
chen Phase der endgültigen Übernahme 
des Universitätspersonals) wurden Univer­
sitätsleitung und Mitarbeiter des Instituts 
seitens des Kultusministenums in dem Glau­
ben gelassen, daß die letztlich zugesicher­
te Zahl von 9 Mitarbeitern im Rahmen ei­
nes temporär bestehenden Instituts, die 
die Ausbildung der immatrikulierten Stu­
denten bis Oktober 1995 ordnungsgemäß 
weiterführen sollten. definitiv ist. In der Be­
ratung im August 1992 wurden wir dann 
aber mit neuen Vorstellungen des Kultus­
ministeriums konfrontiert, die faktisch auf 
eine sofortige Liquidierung des LateIname­
rika-lnst1tuts und die Weiterführung ausge­
wählter Lehrveranstaltungen auf der Grund­
lage von Honorarvertragen hinausliefen. 

Eine dazu von Mitarbeitern und Studenten 
erarbeitete Stellungnahme, die zugleich 
einen entschiedenen Protest gegen die 
geplante totale Aushöhlung des zugesi­
cherten Vertrauensschutzes darstellte. 
wurde von der Universitätsleitung, vom 
akademischen Senat und vom Fakultätsrat 
nachdrücklich unterstützt. AufdieserGrund­
lage und angesichts einer drohenden Ver­
waltungsklage der Studenten des Latein­
amerika-Instituts mußte das Kultusministe­
rium einsehen, daß die von ihm entwickel­
ten Vorstellungen zur Weiterführung unse­
res Studienganges unter den gegebenen 
Bedingungen nicht durchsetzbar sind. 
Schließlich wurde zugesichert. das Latein­
amerika-lnstrtut bis 30.9.95 zu erhalten und 
für die bis dahin noch auszubildenden 
Studenten 4 befristete Stellen zu bewilli­
gen, von denen bereits zwei Wochen spä· 
ter nur noch drei übrig blieben. Ungeachtet 
dieser Zusagen wurden zunächst alle Mit­
arbeiter zum 1.10.92 gekündigt (mit Aus­
nahme eines Personalratsmitgliedes und 
einer Kollegin, die sich im Mütterschutz 
befindet). Bis zwei Tage vor Weihnachten 
blieben dann Mitarbeiter und Studenten im 
Ungewissen, ob es im neuen Jahr weiter-
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gehen würde oder ob der Vertrauensschutz 
erst mittels Gerichtsbeschluß über einen 
langwierigen Instanzenweg durchgesetzt 
werden müßte. Mit der Übergabe von be­
fristeten Arbeitsverträgen ist zwar zunächst 
einmal derVertrauensschutzmit einer kaum 
vertretbar kleinen Besetzung gewährlei­
stet, nicht aber die langfristige Fortexistenz 
der Lateinamerikawissenschaften an der 
Universität Rostock. 

Ab Januar 1993 sind folgende Mil.lrbeiter 
am Lateinamerika-Institut tätig: 
1. Doz. Dr. habil. Detlev Wahl, Institutsspre­
cher, Fachgebiet Soziologie 
2. Dozent Dr. habil. Verena Schöne, Stu­
dienorganisation, Fachgebiet Ökonomie 
3. Dozent Dr. habil. Wolfhard Strauch, Fach­
gebiet Geschichte 
4. Dr. Gustavo Abarzüa, Staats- und Völker­
recht 
5. Dr. Sybille Bachmann (bis 31.5.93), Re­
ligion und Kirche in Lateinamerika 
6. Sigrid Reuter (bis 30.9.93), Lektorin für 
Spanisch 
7. Dr. Britta Müller (beschäftigt über ABM 
bis 31.12.93), Migrations- und Asylproble­
matik. 

Gegenwärtig sind am Lateinamerika-Insti­
tut 43 Direktstudenten, Forschungsstuden­
ten und Aspiranten immatrikuliert. Alle an­
deren der noch im Sommer 1992 am Insti­
tut beschäftigten Wissenschaftler (mit zwei 
Ausnahmen, bei denen eine Übernahme 
in die Romanistik erfolgte) sind in der Zeit 
zwischen Oktober und Dezember 1992 
entlassen worden und gegenwärtig arbeits­
los. Die Zeitschrift "Lateinamerika" hat ihr 
Erscheinen einstellen müssen, die Doku­
mentations-/lnformationsstelle sowie das 
zeitgeschichtliche Archiv sind geschlos­
sen. Die Zweigstelle der Universitätsbiblio­
thek arbeitet noch. Anschaffungen sind 
aber nur noch im Rahmen der auslaufen­
den Lehrverpflichtungen möglich. Das Ar­
chiv lateinamerikanischer Volksmusik, das 
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sich in privatem Besitz eines ehemaligen 
Mitarbeiters befindet und am Lateinameri­
ka-Institut angebunden war, ist durch seine 
Entlassung weder für Mitarbeiter und Stu­
denten noch für die Öffentlichkeit nutzbar. 

Die jüngst getroffenen Festlegungen las­
sen für das Jahr 1995 das Ende der Latein­
amerikawissenschaften an der Universität 
Rostock vermuten. Damit würde eine Ein­
richtung endgültig ausgelöscht, die ob ih­
res wissenschaftlichen Profils. ihres unika­
len Charakters und des nachweisbar gro­
ßen Interesses an einem entwicklungspo­
litisch orientierten Studium durchaus einen 
Platz im Fächerkanon der Universität ha­
ben könnte und für das Land Mecklen­
burg-Vorpommern einen nicht unerhebli­
chen kulturpolitischen Wert besitzt. Ihre 
Zerstörung hat zu einem Zeitpunkt begon­
nen, wo der Nord-Süd-Konflikt eine viel­
leicht alles überragende Bedeutung erlan­
gen wird und die Problematik internationa­
ler Migration und weltweiter Kulturkontakte 
in den Altbundesländern sowie im euro­
päischen und nichteuropäischen Ausland 
gerade zur Stärkung von sogenannten re­
gionalwissenschaftlichen Studiengängen 
und Forschungsvorhaben führt. 

Ob es nach dem September 1995 eine 
Nachfolgeeinrichtung geben wird, sei es 
in Gestalt des durch den Beirat empfohle­
nen Lateinamerika-Zentrums oder in der 
Form eines vom Wissenschaftsrat vorge­
schlagenen interdisziplinären Zentrums zur 
Erforschung der indigenen Kulturen Ame­
rikas, wird im finanzschwachen Mecklen­
burg-Vorpommern auch vom vorhande­
nen Geld abhängen, aber nicht nur vom 
Geld. 

Detlev Wahl. Dozent Dr. habil., Entwick­
lungsländersoziologe, ist Sprecher des 

Lateinamerika-Instituts der Universität 
Rostock 
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Christian Pommerening(Leipzig): ' 

Vertretenes Schweigen - Afrikanistik in Leipzig 

"Es gehört zu den schmerzlichsten Erlah­
rungen, Entlassungsschreiben den Kolle­
ginnen und Kollegen zu übergeben, de­
ren persönliche und fachliche Eignung 
unbestritten ist. Einige Zeit wird es dauern, 
bis diese Erfahrungen verarbeitet sind." 
Prorektor Günther Wartenberg (1) 

Vor nicht allzulanger Zeit erwähnte der 
Rektor der Universität Leipzig Comelius 
Weiss in einem Interview (2) die Afrika- und 
Nahostwissenschaften auf die Frage, was 
die Studierenden in Leipzig halten könnte. 
Dieselbe Frage stellen sich Studierende. 
weil sfe beispielsweise für Afrikanistik ein­
geschrieben sind. Das Sommersemester 
1993 beginnt am 14. April und ich versuche 
seit Tagen, eine Frage an Radio Jerewan 
zu stellen: Gibt es ein Studium ohne Profs? 

Es hat bisher keine Berufung stattgefun­
den. Lediglich eine C3 kann vertreten wer­
den. Ansonsten gibt es auch keine Profs 
"alten Rechts'' mehr. Von den noch vor 
einem Jahr (3) 23 lehrenden sind 5 ver­
blieben. Und das kam so: 

In einem Sommer der Wunder 1992 sollten 
die Stellen laut Strukturplan ausgeschrie­
ben und besetzt sowie die Nichtberück­
sichtigten entlassen werden. Das Wun­
dern begann im Oktober beim Studieren 
des mit Streichungen versehenen Vorle­
sungsverzeichnisses, da vor allem entlas­
sen wurde. Lehrveranstaltungen fielen aus 
oder wurden gekürzt. Weitere Entlassun­
gen folgten während des Semesters. Der 
Berufungsvorschlag für Geschichte wurde 
vom Minister abgelehnt und die Professur 
neu ausgeschrieben, nun unter dem Titel 
Geschichte und Kulturgeschichte, was den 
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Strukturplan revidiert. Die zugehörige Mit­
telbaustelle wurde - aus welchen Gründen 
auch immer - nicht besetzt. Seitdem ist 
nichts passiert. Ihre Neuausschreibung sei. 
so Prorektor Wartenberg, noch nicht mög­
lich. Aus den Streichungen im Lehrange­
bot wurden Löcher. Von vor einem Jahr elf 
können noch fünf afrikanische Sprachen 
angeboten werden. 

Es gab bei der Afrikanistik drei politische 
Kundigungen. Einern Parteilosen wurde 
"Propagandatätigkert. für die DDR" vorge­
worfen. Die Begründung eines anderen 
enthält widerlegbare Behauptungen. Nach 
erfolgreicher Klage eines der Betroffenen 
lehnt die Universitätsleitung eine Beschäf­
tigung durch Lehrauftrag Jedoch trotz der 
katastrophalen Situation ab. Ich kann zwar 
die Arbeit der Personalkommission hier 
nicht bewerten, doch feststellen, daß für 
die Beurteilung der Afnkanistlnnen mehr 
Zeit als bei anderen Bereichen notwendig 
war. und die daraus erfolgten Kündigun­
gen viele Fragen offen lassen. 

Für das kommende Semester konnten zwei 
Gäste gewonnen werden, die Blockvorle­
sungen halten. Ich weiß aber nicht, welche 
Stelle sie damit vertreten sollen. Freude 
kann darüber ohnehin nicht aufkommen. 
denn während der soeben zu Ende ge­
gangenen Semesterpause wurden zwei 
weitere Afrikanisten entlassen; der eine, 
weil er wohl bisher vergessen wurde; der 
andere. obwohl er eigentlich eine Stelle 
hatte. Eine Professur ist immer noch nicht 
ausgeschrieben. Gegenwärtig arbeiten 
zwei Berufungskommissionen. Doch erst 
wenn die C4 leibhaftig besetzt ist, kann mit 
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der baldigen Verwirklichung des Struktur­
planes gerechnet werden, was nicht heißt, 
daß dies zu Beginn des Wintersemesters 
abgeschlossen ist. Zu konstatieren bleibt, 
daß folgende Gebiete der Afrikanistik nicht 
präsent sind: Sprachwissenschaft, Kultur­
wissenschaft. Literaturwissenschaft, Öko­
nomie, Soziologie, Staatsrecht, Philoso­
phie/Religionen. 

Es wurde propagiert. daß diejenigen, die 
keine der ausgeschriebenen Stellen er­
halten haben, bedarfsgekündigt werden. 
Solange die Stellen nicht besetzt sind, soll­
ten sie die Lehre aufrecht erhalten. Das ist 
mißlungen, da, losgelöst von der Beset­
zung der Stellen, nahezu alle entlassen 
wurden. Irgendwie wurde hier die Reihen­
folge verwechselt. Der Prozeß der Um­
strukturierung und Erneuerung ist ad ab­
surdum geführt. Vielleicht muß es als Akt 
der sozialen Gerechtigkeit verstanden wer­
den, wenn Studierende die Universität ver­
lassen. 

Es hat nichts genützt. daß der bis Februar 
93 amtierende, kommissarische Fachbe­
reichsdirektor (mittlerweile ebenfalls gekün­
digt) selbst Afrikanist ist. Es wurde (anders 
als bei der Orientalistik) keine Kündigung 
zurückgenommen. um wenigstens die lau­
fenden Vorlesungen und Seminare zu 
Ende zu führen. Gespräche von Seiten der 
Studierenden waren ebenfalls ergebnis­
los. Die Universitätsleitung ist nicht gewillt, 
für die Situation an der Afrikanistik Verant­
wortung zu übernehmen. Da der Minister 
bekanntlich keine Fanpost liest, brachten 
auch Briefe von westdeutschen Afrikani­
sten nichts ein. Entgegen anderen Be­
hauptungen waren sie keine von Leipzig 
aus organisierten Proteste. Als versucht 
wurde, für das Sommersemester Vertre­
tungen zu organisieren. gab es aus West­
deutschland Absagen wegen der Kompe­
tenz der in Leipzig Entlassenen. 

Der Strukturplan sieht für die Afrikanistik 
vier Profs, fünf Stellen im Mittelbau und 
zwei Drittmittelersatzstellen (DME) vor. Das 
mag eine ausreichende Ausstattung für 
einen regionalwissenschaftlichen Studien­
gang sein, vorausgesetzt, die Stellen ste­
hen nicht nur auf dem Papier. Drei Stellen 
firmieren unter dem Titel Wirtschaft und 
Gesellschaft, der offen läßt, ob eine Stelle 
eher soziologisch, ökonomisch, kulturwis­
senschaftllch. religionswissenschaftlich 
oder anderswie orientiert ist. Es kann ver­
mutet werden, daß mit einer Stelle mög­
lichst zwei Fachgebiete abgedeckt wer­
den sollen. Dies spräche für die Universa­
lität der Betreffenden. Der derzeit Beschäf­
tigte vertritt die Richtungen ökon. Geogra­
phie/ Geoökologie. 

Die Reibungen zwischen den Fachgebie­
ten des Fachbereiches Orientalistik/Afrika­
nistik sind groß. wie auch innerhalb der 
Fachgebiete. Sie sind jeweils in sehr unter­
schiedlicher Weise vom planmäßig durch­
geführten Personalabbau betroffen. Bei­
spielsweise bekommen Sinologie und In­
dologie ihren alten Status von vor 1968 als 
Regionalwissenschaften wieder. Altorien­
talistik und Religionsgeschichte werden als 
Magister-Hauptfächer etabliert. Den klassi­
schen Wissenschaften wie Sprach- und 
Kulturwissenschaften wird größerer Raum 
eingeräumt. In naher Zukunft soll die Japa­
nologie neu aufgebaut werden. Ihre vier 
Stellen sind im Strukturplan des Fachbe­
reiches verankert. Niemand weiß, wann 
sie ausgeschrieben werden. Sie könnten 
dem Fachbereich also zeitweise in ande­
rer Weise zugute kommen. Dagegen spre­
chen offenbar höhere Gründe. 

Ebenso groß sind Mißtrauen und Unsi­
cherheit. Als ein Student in einer Versamm­
lung fragte, warum denn solche Fächer 
wie Japanologie und Antarktiswissenschaf­
ten auf Kosten der bestehenden aufgebaut 
werden sollen, schaute die Mehrheit ver­
unsichert und fragte sich betreten, warum 
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das neue Fach erst jetzt bekannt wird. Da 
gab es nichts zu lachen, auch nicht nach 
Erklärung der Satire. 

Der Strukturplan steht trotz des m inisteriel­
len Eingriffs sonst nie zur Debatte. Ich halte 
es für wichtig, daß er öffentlich diskutiert 
wird, obwohl die Zeit der Entscheidungen 
längst vorbei ist. Bemerkenswert ist, daß 
gerade für die Fachgebiete mit den am 
Fachbereich meisten Studierenden die 
Lehre durch Entlassungen und zögerliche 
Stellenbesetzungen besonders beein­
trächtigt wurde. Die Auswirkungen sind 
nur in der Afrikanistik so dramatisch wie 
beschrieben. 

Für Prorektor Wartenberg sind die Tatsa­
chen aber kein Anlaß, das Studium als 
gefährdet zu betrachten. Er verschwendet 
weihrauchartig das 'Wir setzen uns dafür 
ein, daß schnell berufen wird'. Natürlich 
garantiert er allen den Studienabschluß. 
aber nicht schriftlich. Und auch die Art des 
Abschlusses ist strittig. Inhalt des Studiums 
Afrikanistik ist nämlich u.a. eine Vertiefungs­
richtung. Im letzten Studienführer der Uni­
versität Leipzig (4) stehen Sprachwissen­
schaft, Geschichte, Ökonomie, Kulturwis­
senschaft und Soziologie zur Auswahl. So 
ist es auch in der Magisterordnung veran­
kert. rne Vertiefungsrichtung nimmt den 
überwiegenden Teil des Hauptstudiums 
in Anspruch. Die Wahl der Spezialisierung 
sollte spätestens nach dem dritten Seme­
ster erfolgen. Frühere Studienjahrgänge 
wählten bereits zu Beginn ihres Studiums. 
Die Vertiefungsrichtung ist auf dem Stu­
dentenausweis vermerkt. Prorektor War­
tenberg geht davon aus, daß nur Afrikani­
stik (ohne Vertiefungsrichtung) immatriku­
liert wurde und somit nur ein allgemeiner 
Abschluß in Afrikanistik garantiert werden 
könne. Den gibt es aber nicht. Sicher soll er 
geschaffen werden. Doch zur Zeit sind alle 
Hände gebunden, die Studienordnung auf 
den Strukturplan abzustimmen, vielleicht 
Afrikanistik als Diplomstudiengang zu kon 
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zipieren. Doch auch von einer allgemei­
nen Ausbildung kann heute nicht die Rede 
sein. Die Leipziger Afrikanistik ist derzeit ein 
Etikettenschwindel. Ich beklage nicht ein 
Mangelprogramm, sondern die Programm­
losigkeit. 

Ich beneide niemanden mit einer festen 
Anstellung. Diejenigen, die geblieben sind, 
mögen sich bestätigt fühlen, daß sie sich in 
der letzten Zeit richtig verhalten haben. Für 
die Studierenden trifft In besonderer Weise 
zu. daß gemeinsame Interessen selten ar­
tikuliert wurden. 

Spätestens jetzt stellt sich dte Frage, was 
aus der Leipziger Afrikanistik werden soll. 
Für mich ist es sehr fraglich. ob im kom­
menden Herbst überhaupt neu immatriku­
liert werden kann. Wie das Studium aus­
sieht, wenn irgendwann alle Stellen be­
setzt sind, weiß ich nicht. Bis jetzt muß ich 
mich auf den Studienführer verlassen: "Das 
Studium der Afrikanistik besteht in einer 
multidisziplinär und komplex gestalteten 
Beschäftigung mit Sprachen, sozial- und 
geisteswissenschaftltchen Problemen des 
subsaharischen Afrika - sowohl im histori­
schen als auch aktuellen Kontext." (5) Dar­
in einbezogen waren beim Entwurf der 
Studienordnung die verbliebenen Mitar­
beiterinnen des 1990/91 abgewickelten 
Bereiches "Grundfragen der nationalen 
Befreiungsbewegungen". (Die Sektion 
befürwortete die Abwicklung.) Sie wurden 
mit ddr Begründung weiterbeschäftigt, wich­
tige Lehrveranstaltungen ,n die laufenden 
Ausbildungsgänge einzubringen, aber 
trotzdem bald entlassen, z.T. ohne ihre 
Kurse zu Ende führen zu können. 

Geplant war auf Vorschlag von Prorektor 
Wartenberg die Gründung eines lnstitus 
für Entwicklungsstudien. Der Duisburger 
Politologe Franz Nuscheler erstellte dafür 
ein Strukturkonzept, daß die Kombination 
der Afrikanistik (u.a.) als Kultur- und Sprach­
wissenschaften mit den Entwicklungsstu-
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dien vorsieht. Der Vorschlag wurde von 
der Universitätsleitung prinzipiell gebilligt 
und liegt dem Ministerium vor. Eine Reak­
tion liegt nicht vor. (6) 

Ich halte es für wichtig, daß die Afrikanistln­
nen sich nicht auf einen Rückzug in die 
Sprach- und Kulturwissenschaft eingelas­
sen haben. Verbal findet das auch die 
Unterstützung von Minister Hans Joachim 
Meyer, wie ein Brief vom 19.3.92 belegt: 
"So trete ich jedem Versuch entgegen, 
Asien- und Afrikaforschung lediglich als 
philologische Disziplinen zu betreiben. 
Ausdrücklich wird die Erforschung der 
Geschichte, Kultur und Wirtschaft asiati­
scher und afrikanischer Regionen geför­
dert, es werden Probleme der Entwick­
lungsländer einbezogen." 

Das Ausbildungskonzept in seiner Ver­
knüpfung von klassischen mit modernen 
Wissenschaften bei einer soliden Sprach­
ausbildung ist einmalig in der Bunderrepu­
blik Deutschland. Die Qualität der Ausbil­
dung beweisen letztendlich die Absolven­
tinnen. Die Erfahrungen aus Leipzig finden 
beim Ausbau der Afrikanistik in Bayreuth 
Berücksichtigung. 

Das Afrika-lnstrtut wurde im Oktober 1960 
gegründet, nachdem die Universitätspar­
teileitung ihre "Empfehlung für die weitere 
sozialistische Entwicklung der Asien- und 
Afrikawissenschaften an der Karl-Marx­
Universität" gegeben hatte. (7) Damals hieß 
es: "Für den Auf- und Ausbau der Asien­
und Afrikawissenschaften an der Karl-Marx -

Anmerkungen: 

( 1) Universität Leipzig. Januar 1993, S.1 
(2) Kreuzer. Die Leipziger Illustrierte 10/92, S. 14 

Universität erachten wir es für notwendig, 
daß die wissenschaftliche Beschäftigung 
mit dem Neuen und Gegenwärtigen in der 
Sprache. Literatur, Geschichte, Wirtschaft, 
den Staats- und Rechtsverhältnissen so­
wie der Kultur der Länder Asiens und Afri­
kas im Mittelpunkt von Lehre und For­
schung steht. Gleichzeitig halten wir aber 
die Pflege und Weiterentwicklung des Al­
ten. sowohl für das Verständnis des Neuen 
als auch für die Weiterführung der Traditi­
on für wichtig." Heute wird nach dem Motto 
'Bewahrenswertes erhalten und zu Un­
recht Zerschlagenes wiedererrichten!' ver­
fahren. Damals wie heute geht es um eine 
gezielte, grundsätzliche Änderung im Be­
treiben und Vermitteln der Wissenschaf­
ten. Darin sind die Situationen miteinander 
vergleichbar. Das Bekenntnis zu der vor­
her geleisteten wissenschaftlichen Arbeit 
haben beide Vorstellungen gemein; da­
mals während der Aufwertung der Afrikan­
stik, heute während ihrer Abwertung, die 
nicht im stillen Abschiednehmen enden 
soll. Doch wenn die Studierendenzahlen 
nicht steigen, kann es leicht passieren. daß 
auf die Afrikanistik eines Tages völlig ver­
zichtet wird. Die vergangenen Monate ha· 
ben bewiesen, daß die Afrika- und Nahost­
wissenschaften für die Universität Leipzig 
nicht wichtig sind. 

Christian Pommerening ist Student am 
FB Orientalistik/ Afrikanistik der Universität 

Leipzig und vertritt die Fachschaft im 
Uni-StuRa 

(3) Vorlesungsverzeichnis UrnversrtätLeipzig Sommersemester 1992, S. 340-346 
(4) Studienführer der Universität Leipzig. Loseblattsarrmlung, Stand 30. 10.91, Leipzig 1990 ff. 
(S)ebenda 
(6) Arndt Hopfmann, Amd Krause, Hartmut Schilling: Entwicklung und Abwicklung. In: Utopie Kreativ, 
Heft21 ·22(1992), S. 143-155 
(7) gekürzt in: Universitätszeitung(Leipzig) 16.3.1960, S.3-4 
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DOKUMENTATION 

LeipzigerÜberlegungen- Überlegungenzu Leipzig 

Strukturmodell für den künftigen Fachbereich Orientalistik und Afrikanistik 
an der Universität Leipzig 

[Oktober 1990] 

Vorbemerkungen 

1. Der künftige Fachbereich Orientalistik und Afrikanistik ist die Nachfolgeinst1tu1ion der 
bisherigen Sektion Afrika- und Nahostwissenschaften (ANW). Die Kommission, die das 
Modell seiner künftigen Struktur entworfen hat, bestand aus den Professoren Dr. W. 
Reuschel (Arabistik), Dr. R. Moritz (Sinologie), Dr. D. Tre,de (Ethnologie), Dr. A. Krause 
(Entwicklungsstudien), Dr. E. Blumenthal(Ägyptologie), Doz. Dr. U. Schmidt(Afnkanistik), 
d.h. aus den Vertretern aller Wissenschaftsbereiche der Sektion ANW, und dem bishe· 
rigen Sektionsdirektor Prof. Dr. R. Arnold; die Leitung hatte E. Blumenthal. 

2. Ihrem Auftrag entsprechend hat die Kommission ein Konzept erarbeitet, das sich primär 
an sachlichen Erfordernissen orientiert. Dafür waren die älteren Traditionen der Univer­
sität Leipzig, vergleichbare westdeutsche und ausländische Einrichtungen, aber auch 
positive Erfahrungen der Sektion ANW maßgebend. Statt eine ideale Struktur zu konstru­
ieren, wurde, soweit sich das rechtfertigen ließ, von den gewachsenen Beständen 
ausgegangen, um soziale Härten zu begrenzen. 

3. Die Sektion ANW war durch ihren Gegenstand 1n nahezu allen Wissenschaftsberei­
chen eng mit der Politik der DDR gegenüber den Entwicklungsländern verflochten. Da 
auch der künftige Fachbereich zwangsläufig eine entwicklungspolitische Dimension 
haben wird, sind sich die Kommissionsmitglieder darin einig, daß in allen Fachrichtungen 
eine selbstkritische Rückbesinnung und ein Neuansatz nötig sind. Die Entscheidung 
über Eignung und Nichteignung der Mitarbeiter für einen Neuansatz überläßt sie einer 
künftigen Personalkommission. Mit den Zusätzen "vakant" und "läuft aus" zu den 
Positionen des Strukturmodells soll lediglich angedeutet werden, welche Kräfte derzeit 
nicht vorhanden sind und welche Stellen gestrichen werden sollen. wenn ihre Inhaber in 
absehbarer Zeit ausscheiden; der Zusatz "einrichten" bezeichnet eine neu zu schaffen­
de Stelle. 

4. Die Kommission geht davon aus, daß jede vorhandene oder anzustrebende Fachrich­
tung mit maximal einem Lehrstuhl besetzt sein sollte, dem durchschnittlich 2-3 Stellen für 
habilitierte und promovierte Mitarbeiter zugeordnet sind (z.B. Arabistik, Afrikanische 
Sprachen). Daneben bestehen Lehrgebietemit 1-2 habilitienen oder promovienen Mitar-
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beitem (z.B. Turkologie, Zentralasienkunde). Um die vorgesehenen Veränderungen zu 
verdeutlichen, ist dem Strukturmodell eine Aufstellung der bisherigen personellen Aus­
stattung der Sektion ANW hinzugefügt worden. 

5. Da bisher kein sächsisches Hochschulgesetz vorliegt. das die unterschiedlichen 
Anstellungsverhältnisse regelt, hat sich die Kommission darauf beschränkt, die erforder­
lichen Stellen für die ordentlichen Professoren, die wissenschaftlichen Mitarbeiter im 
Angestellten- oder Beamtenverhältnis und uie Gastlektoren mit befristetem Arbeitsvertrag 
zu benennen. Die anderen Mitarbeiter des akademischen Mittelbaus bzw. a.o. Professo­
ren und Dozenten werden nach ihrer Qualifikation (Habilitierter/8-Promovierter. Promo­
vierter/A·Promovierter) benannt. nach der sie sich In die jeweiligen Planstellen einstufen 
lassen. 

6. Die Sektion ANW ist Ende der 60er Jahre durch den Zusammenschluß geisteswissen­
schaftlicher Institute entstanden (Orientalisches lnstrtut. Afrika-Institut. Ostasiatisches lnsti· 
tut, Indisches Institut. Julius-Lips-lnstitut für Ethnologie und vergleichende Rechtssoziolo­
gie; das Agyptologische Institut und der von dem Religionsgeschichtlichen Seminar 
gebliebene Lehrstuhl für Religionsgeschichte kam später hinzu). Bereits in den 60er 
Jahren waren dem Orientalischen Institut und dem Afrika-Institut Historiker, Ökonomen, 
Juristen und Soziologen hinzugefügt worden: 1975 wurde ein eigener Lehrstuhl und 
Forschungsbereich Grundfragen der nationalen Befreiungsbewegung gegründet. In der 
so entstandenen multidisziplinären Struktureinheit wurden Regionalwissenschaftler für 
die Forschung und für politische und gesellschaftliche Institutionen, später auch Sprach­
mittler ausgebildet. Da sich dieses Konzept in seiner bisherigen Praxis nicht bewährt, 
sondern ein einseitiges Weltbild und dessen außenpolitische Konsequenzen legitimiert 
und gefördert hat. wird folgende Umstruturierung vorgeschlagen: 

• Die traditionellen orientalistischen und afrikanistischen Disziplinen einschließlich der 
vorläufig auf die Schwerpunkte Asien und Afrika bezogenen allgemeinen Disziplinen 
Ethnologie und Religionsgeschichte sind in sechs Instituten zu re-etablieren: 

• Orientalisches Institut 
• Institut für Afrikanistik 
• Ost· und Südasien-Institut 
• Institut für Ethnologie 
• Ägyptologisches Institut 
• Religionsgeschichtliches Seminar. 

Da Sinologie und Indologie in der 3. Hochschulreform der DDR unverantwortlich dezi­
miert wurden. soll das von ihnen gebildete gemeinsame Institut aus Gründen der Tradition 
und der Bedeutung ihrer Gegenstände personell weiter gestärkt werden. 

• Bei der Ausbildung von Arabisten Afrikanisten, Sinologen und Indologen soll nicht nur 
die Kenntnis mittelalterlicher bzw. antiker Sprachen. Kulturen und Geschichte, sondern 
auch der modernen Gesellschaften vermittelt und dabei besonderes Gewicht auf regio­
nalspezifische Ökonomie und Recht gelegt werden. Entsprechende Lehrstühle bzw. 
Lehrgebiete sollen daher in den Instituten erhalten bleiben oder geschaffen werden. 

- Die die Regionen übergreifenden. stark von den Mutterwissenschaften Ökonomie, 
Soziologie. Rechtswissenschaft bestimmten Lehrstühle und Lehrgebiete sollen aus den 
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Instituten herausgelöst und einer eigenen entwicklungspolitischen Struktureinheit zuge­
ordnet werden. 

7. Die Existenz eines solchen interdisziplinären Institutes für Entwicklungsstudien an der 
Universität ist angesichts der weltpolitischen Situation unabdingbar. Es sollte neu struktu­
riert und personell ausgestattet werden, wobei auf Wissenschaftler aus den bisherigen 
regionalwissenschaftlichen Lehr· und Forschungsbereichen und dem bisherigen Lehr­
und Forschungsbereich Grundfragen nationaler Befreiungsbewegung der Sektion ANW 
und anderen entwicklungspolitisch orientierten Fachwissenschaftlern der Universität 
zurückgegriffen werden soll. Im Hinblick auf die oben (Punkt 3) angedeutete ideologische 
und politische Determinierung ist aber gerade hier die Berufung eines starken Anteils von 
Fachleuten aus Westdeutschland oder dem westlichen Ausland erforderlich. Das neue 
Institut soll dem Fachbereich Orientalistik und Afrikanistik oder einem künftigen politik- und 
sozialwissenschaftlichen oder wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereich zugeordnet 
werden oder eine selbständige Struktureinheit bilden. 

8. Diesem Konzept, demzufolge 

- Arabisten, Afrikanisten und künftig auch Sinologen neben der traditionellen Ausrichtung 
auf Sprache, Kultur und Geschichte von Vergangenheit und Gegenwart auch in Wirt· 
schaft und Recht ihrer Regionen ausgebildet und die zugehorigen Lehrstühle bzw. 
Lehrgebiete in den Instituten verankert bleiben oder werden sollen. während 

- die Vertreter der regionenübergreifenden Soziologie, Ökonomie, Politologie, Rechts· 
wissenschaft und Entwicklungspolitik in dem Institut für Entwicklungsstudien zusammen­
geführt werden sollen, 

stehen zwei Varianten der Punkte 6 (Ende) und 7 gegenüber. die Jeweils von einem 
Mitglied der Kommission vertreten werden. 

Variante I beruht auf der Überzeugung, daß regionale Besonderheiten der Entwicklungs­
länder zwar beachtet werden müssen, daß sie aber untrennbar mit den überregionalen 
Fragen verbunden sind und als Teilaspekte des Nord-Süd-Verhältnisses nur in weltpoli­
tischen und weltwirtschaftlichen Zusammenhängen betrachtet werden können. 

Sie sieht daher vor: 

- Lehre und Forschung Im Orientalischen Institut, Im Institut für Afrikanistik und Im Ost- und 
Südasien-Institut organisatorisch auf Sprache, Kultur und Geschichte, also die traditionel· 
len Ph1lologien, zu beschränken, ohne dabei die besondere Akzentuierung der Gegen­
wartsphänomene aufzugeben; 

• die auf Ökonomie und Recht der Jeweiligen Regionen spezialisierten Wissenschaftler 
aus den jetzigen regionalwissenschaftlichen Struktureinheiten zu lösen und an dem 
Institut für Entwicklungsstudien den Vertretern der jeweiligen allgemeinen Disziplinen 
zuzuordnen, wie es für die Soziologen auch in dem von der Mehrheit getragenen 
Strukturmodell vorgesehen ist. In der Ausbildung müßte dabei die Verbindung den 
Philologen sowohl mit den allgemeinen Sozial· und Wirtschaftswissenschaften der 
Entwicklungsländer als auch der jeweils zugehörigen Region erhalten bleiben: 

• das Institut für Entwicklungsstudien mit dieser komlexen Besetzung durch Fachwissen-
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schaftler von überregionaler und regionaler Kompetenz darüber hinaus für allgemeine 
oder spezielle Nebenfach- oder Zusatzausbildung von nicht-orientalischen bzw. nicht­
afrikanischen Soziologen. Wirtschaftswissenschaftlern. Politologen, Juristen und Interes­
senten aus Wirtschaft. Entwicklungshilfe usw. zu öffnen. 

Dabei müßte allerdings gewährleistet sein, 

- daß die durch Kombination von philologischer und sozial- bzw. wirtschaftswissenschaft­
licher Ausbildung erreichte und weithin anerkannte Leipziger Spezifik erhalten bleibt; 

-daß die zahlenmäßig große Konzentration von sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Disziplinen an dem Institut für Entwicklungsstudien nicht dazu führt. daß bewährte 
Spezialisierungen zugunsten der allgemeinen Disziplinen gestrichen werden: 

- daß in der wissenschaftlichen Grie11tierung dieses Instituts trotz seiner übergreifenden 
Aufgaben keine Metatheorien gepflegt werden und der Bezug zur konkreten und re­
gionalspezifischen Situation der Entwicklungsländer nicht überlagert und verdrängt wird. 

9. Variante II: Das neu zu schaffende Institut für Entwicklungsstudien soll sich auf $Ozial­
und wirtschaftswissenschaftlicher Grundlage mit den komplexen Problemen der Entwick­
lungsländer und des globalen Nord-Süd-Gegensatzes in Lehre und Forschung beschäf­
tigen. Die Einrichtung eines entwicklungssoziologischen bzw. entwicklungspolitischen 
Hauptfachstudiums sowie unterschiedlicher Nebenfachstudien erfordern eine personel­
le Ausstattung der Lehrstühle gemäß den in Punkt 4 genannten Prinzipien. 

Als selbständige Struktureinheit kooperiert dieses Institut eng mit den übrigen Instituten 
des zukünftigen Fachbereichs Orientalistik und Afrikanistik. Aus sachlichen Gründen 
sowie unter Berücksichtigung der gewachsenen wissenschaftlichen Bindungen emp­
fiehlt sich die organisatorische Verankerung des Instituts an diesem Fachbereich. Sollten 
sich im Rahmen einer strukturellen Neiordnung der Universität Leipzig andere Konstella­
tionen ergeben, müßte das Potential dieses Instituts in jedem Falle der Universität erhalten 
bleiben. 

Bezüglich Punkt 6 (Ende) wird die Auffassung vertreten, daß Fachgebiete w_ie die re~ional 
bezogene Soziologie und moderne Rechtswissenschaft (wie im Falle der O_kon~m_1e __ und 
anderer Disziplinen) unverzichtbare Bestandteile einer modernen mult1d1sz1phnaren 
orientalistischen und afrikanistischen Ausbildung sind und deshalb den entsprechenden 
Instituten zuzuordnen sind. Zuführungen aus den bisherigen Regionalbereichen, die 
sich strikt an den prognostizierbaren Lehranforderungen wie an der optimalen Struktur 
des zukünftigen lnstitus für Entwicklungsstudien orientieren, werden begrüßt (z.B. die 
übergreifenden Fachrichtungen Angewandte Weltwirtschaftslehre/ Nord-Süd-Proble­
matik und Staatsrecht der Entwicklungsländer). 

Die künftigen Institute 

Orientalisches Institut 

Als Nachfolgeeinrichtung des Lehr- und Forschungsbereiches Nordafrika und N?rdost 
wird das Orientalische Institut an die wissenschaftlichen Traditionen. durch die es 1n den 
30er Jahren seinen internationalen Ruf erlangt hat, anknüpfen, was insbesondere durch 
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Aufbau der seither vernachlässigten Altorientalistik deutlich gemacht werden soll. Dar­
über hinaus wird das Orientalische lnsritut an den Studienschwerpunkten festhalten, 
durch die es seinen gegenwärtigen Bekanntheitsgrad erreicht hat: 

breitgefächert Sprachausbildung 1n Arabisch und multidisziplinär Lehre und Forschung 
zum modernen Vorderen Orient. 

- Im Orientalischen Institut sind die philologischen Fachdisziplinen Arabistik und Altorien­
talistik vereinigt. Gegenstand der Arabistik sind die Sprache, Kultur, Literatur, Religionsge­
schichte, Wirtschaft und Recht der Araber in den Ländern des islamischen Vorderen 
Orients und Nordafrikas in der Zeit von der vorislamischen Zeit (3. Jh. n. Chr.) bis zur 
Gegenwart. Gegenstand der Altorientalistik sind die Sprachen und Literaturen, die 
politische Geschichte, die Wirtschafts-, Sozial-. Rechts- und Religionsgeschichte des 
vorhellenistischen Vorderasiens vom Ende des 4. Jt. bis zum 4. Jh. v. Chr. sowie das 
Weiterleben der babylonischen Kultur im südlichen Irak bis ins 1. Jh. n. Chr. 

- Im Orientalischen Institut werden in sinnvollen Kombinationen mit anderen Fachdiszipli­
nen Hauptfachstudenten für unterschiedliche wissenschaftliche und praktische Tätigkei­
ten ausgebildet: Universitäten, Bibliotheken, Verlage, Museen. Medien, internationale 
Organisationen, Wirtschaftsunternehmen, Entwicklungsdienst. Ein Nebenfachstudium 
Arabistik und Altorientalistik wird für andere Fachdisziplinen der Geistes- und für solche 
der Sozialwissenschaften angeboten. 

-Die Hauptfachausbildung für Diplom Übersetzer/ Diplom Dolmetscher mit Arabisch und 
für (Diplom-)Lehrer für Arabisch erfolgt am Lehrstuhl Arabistik. Eine Nebenfachausbil­
dung in Islamwissenschaft ist in Zusammenarbeit mit dem Relig1onsgeschichtlichen 
Seminar des Fachbereiches Orientalistik und Afrikanistik geplant. 

Institut für Afrikanistik 

Als Nachfolgeeinrichtung des Lehr- und Forschungsbereiches Afrika der Sektion Afrika­
und Nahostwissenschaften wird das Institut an die wissenschaftlichen Traditionen der 
Leipziger Universität anknüpfen. Die Afrikanistik ist eine multidisziplinär strukturierte 
Fachrichtung (Sprach-, Kultur-, Literatur-, Geschichts-. Wirtschaftswissenschaft), die sich 
auf die Untersuchung des subsaharischen Afrika konzentriert. Die abgeschlossene 
Ausbildung als Afrikanist ermöglicht eine Tätigkeit in unterschiedlichen Bereichen der 
Wissenschaft, des öffentlichen Lebens, im Auswärtigen sowie Entwicklungsdienst, in 
Museen und Bibliotheken, im Medienbereich. in intemaiionalen Organisationen. in 
Wirtschaftsunternehmen, wozu eine sinnvolle Kombination mit einer (obligatorisch zu 
belegenden) weiteren ausgewählten Disziplin beitragen soll. Darüber hinaus ist Afrikani­
stik als Nebenfachstudium möglich. 

Ost- und Südasien-Institut 

Der Bereich Süd- und Ostasien der Sektion Afrika- und Nahostwissenschaften wird durch 
ein Ost- und Südasien-Institut abgelöst. Seine Aufgabe besteht in Lehre und Forschung 
auf den Gebieten der Sinologie, Indologie, Zentralasienkunde und Südostasienkunde, 
wobei Sinologie und Indologie als Schwerpunkte bestimmt werden. Gegenstand sind 
Sprachen. Kulturen, Religionen, Philosophien, Literaturen sowie Geschichte und Wirt­
schaft der Regionen Ost- und Südasiens. Die Spezifik des Ost- und Südasien-Instituts im 
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Vergleich zu den anderen Instituten des Fachbereichs Orientalistik und Afrikanistik 
besteht darin, daß es die Arbeit zweier traditionsreicher Institute, des Ostasiatischen und 
des Indischen Instituts, fortsetzt. 

Das Ost- und Südasien-Institut soll folgende Ausbildungsleistungen realisieren: 

- Sinologie: Hauptfachausbildung mit den beiden Spezialisierungsrichtungen Klassische 
Sinologie und Modeme Sinologie, Nebenfachausbildung; Sprachkurse für Hörer aller 
Fakultäten und Externe 
- Indologie: Hauptfachausbildung, Nebenfachausbildung, Sprachkurse für Hörer aller 
Fakultäten und Externe 
- Zentralasienkunde/ Tibetologie: Nebenfachstudium, Sprachkurse 
- Südostasienkunde: Sprachkurse für Indonesisch für Hörer aller Fakultäten und Externe. 
Vorlesungen zur Geschichte Südostasiens 
- Japanisch: Sprachkurse für Hörer aller Fakultäten und Externe. 

Es wird vorgeschlagen, perspektivisch die Wiedererrichtung des Lehrstuhls Japanologie 
an unserer Universität ins Auge zu fassen. 

Das Ost- und Südasien-Institut wird das eigene Profil in die deutsche Wissenschaftsland­
schaft einbringen, das in besonderer Weise auf den Gebieten der Kultur- und Geistesge­
schichte und Sprachwissenschaft ausgebildet wurde. 

Institut für Ethnologie 

Als erste selbständige völkerkundliche Universitätseinrichtung des deutschsprachigen 
Raumes wurde 1914 in Leipzig ein Ethnographisches Seminar gegründet, dessen 
heutiger Nachfolger, das Institut für Ethnologie, bewährte Forschungs- und Ausbildungs­
richtungen insbesondere auf den Gebieten der Wirtschafts- und Sozialethnologie sowie 
der Geschichte der Ethnologie fortführt. Auch die Rechtsethnologie sollte künftig wieder 
vertreten sein. Die regionale ethnographische Lehre und Forschung richten sich derzeit 
vor allem auf die Völker Afrikas und des Nahen Ostens, doch ist eine regionale 
Ausweitung denkbar. Weitere Aufgaben ergeben sich aus der multiethnischen Struktur 
vieler Länder der Dritten Welt und aus Wanderbewegungen und Nationalitätenkonflikten 
in vielen Ländern der Erde. 

Die Ausbildung Im Hauptfach Ethnologie soll eine breitgefächerte berufsbezogene 
Spezialisierung ermöglichen. Weitemin ergeben sich vielfältige Möglichkeiten für ein 
ethnologisches Nebßnfachstudium, für Lehrveranstaltungen zur Ergänzung anderer 
Studiengänge. für Hörer aller Fakultäten und zur Weiterbildung. 

Ägyptologisches Institut und Ägyptisches Museum 

Ägyptologie ist eine Altertumswissenschaft. Gegenstand von Lehre und Forschung sind 
Sprachen und Geschichte, Gesellschaft. Wirtschaft, Religion, Kunst, Literatur des pharao­
nischen Ägypten. teilweise auch seiner griechisch-römischen und christlichen Epochen 
bis zur arabischen Eroberung 641 n. Chr. Das Ägyptologische Institut bildet Hauptfachstu­
denten für wissenschaftliche und kulturelle Berufe aus (Universitäten, Museen, Bibliothe­
ken, Verlage. Medien), dazu Nebenfachstudenten aus anderen altertumswissenschaft­
lichen. orientalistischen und geisteswissenschaftlichen Disziplinen (Abschluß: Magister 
bzw. Promotion). Außerdem bietet es spezielle Vorlesungen für andere Fachrichtungen 
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und allgemeine für die Univers1tätsöffentlichke1t und für Gasthörer an. Die Tradition der 
Leipziger Ägyptologie geht fast kontinuierlich in das frühe 19. Jh. zurück und ist mit 
bdeutenden Namen verbunden. Mit ihrer vorwiegend kulturgeschichtlichen Ausrichtung 
und dem Ägyptischen Museum, einer der bedeutendsten ägyptologischen Universitäts­
sammlungen Europas, hat sie ihren unumstrittenen Platz in der internationalen Fachwis· 
senschaft. Zugleich ist das Museum ein wichtiges Element im kulturellen Leben der 
Universität, der Stadt Leipzig und des sächsisch-thüringischen Raumes. 

Sektion Afrika- und Nahostwissenschaften, Lehrstuhl Soziologie: 

Stellungnahme zum Papier der"Strukturkommission" der Sektion ANW 
[14. November 1990] 

Das von der Kommission vorgelegte Papier findet unsere grundsatzlIche Zustimmung in 

dem Bemühen, Lehre und Forschung an der Sektion ANW entsprechend den Erforder­
nissen der Zeit zu erneuern. 

Wir teilen dabei insbesondere die Ausgangsannahme, daß eine inhaltliche und struktu· 
relle Neuprofilierung der an unserer Sektion vertretenen Wissenschaften sich an sachli· 
chen Erfordernissen zu orientieren hat und eine Überwindung der In der Vergangenheit 
durch die Wissenschaftspolitik der SED betriebenen Ideologisierung und lnstrumentali· 
sierung der wissenschaftlichen Arbeit ebenso einschließen muß wie den Abbau entstan­
dener Disproportionen zwischen einzelnen Disziplinen. 

Der in der Mehrheitsvariante des Papiers formulierte Vorschlag zur inhaltlichen und 
strukturellen Neuprofilierung der gegenwärtigen Sektion ANW stößt jedoch in zwei 
Punkten auf unser Bedenken: 

Erstens halten wir es für bedenklich. wenn angesichts der großen Herausforderung an 
die Wissenschaften, die von den gewaltigen gesellschaftlichen Problemen in der Dritten 
Welt ausgeht, ausgerechnet an dem Ansatz einer komplexen, mult1disz1lpinären wissen­
schaftlichen Beschäftigung (in Lehre und Forschung) mit den Völkern und Ländern der 
Dritten Welt und ihrer verschiedenen Regionen ver __ .;htet werden soll und der künftige 
Fachbereich philologisch definiert wird. Damit wird unseres Erachtens in dem verständ­
lichen und richtigen Bestreben, die Vernachlässigung bestimmter philologischer Diszipli­
nen im Prozeß eines notwendigen Abbaus von Disproportionen zu überwindenund 
stärker an philologische Traditionen der Leipziger Universität anzuknüpfen, das Kind mit 
dem Bade ausgeschüttet, denn es ist nicht das Strukturprinzip komplexer Lehre und 
Forschung, das versagt hat. Dieses erscheint uns vielmehr in hohem Maße geeignet, die 
immer :,tärker werdende Vernetzung der einzelnen Elemente der sozialen Realität in den 
Ländern der Dritten Welt zu erfassen und den Erfordernissen einer modernen wissen­
schaftlichen Arbeit zu entsprechen. 

Zweitens betreffen unsere Bedenken den Umstand. daß das der Mehmeitvariante 
zugrunde liegende Strukturprinzip, das den Fachbereich und seine Institute vornehmlich 
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philologisch definiert, im Hinblick auf den Verbleib oder Nichtverbleib nichtphilologischer 
Disziplinen an den jeweiligen Instituten nicht einheitlich gehandhabt wird. Es ist für uns 
kein aus sachlichen Erfordernissen abgeleiteter Grund ersichtlich, warum die einen 
einen Platz an dem philologischen Institut haben sollen und die anderen nicht. 

Von dieser Problematik ist auch die an der Sektion als Ausbildungs- und Forschungsdis­
ziplin existierende Soziologie unmittelbar betroffen. In der Mehrheitsvariante des Papiers 
wird davon ausgegangen, daß u.a. die Soziologie aus den Instituten für Afrikanistik und 
Orientalistik herausgelöst wird, wobei z.B. Afrikanistik als eine "multidisziplinärstrukturierte 
Fachrichtung" von Sprach-. Kultur-, Literatur-, Geschichts- und Wirtschaftswissenschaft 
verstanden wird. Dieses selektive Verständnis von multidisziplinären Fachrichtungen 
können wir aus oben erwähnten Komplexitätserwägungen und aus dem Verständnis 
einer zeitgemäßen. die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes berücksichtigenden Ausbildung 
nicht teilen. Erforderlich sind eine moderne Gesellschaftsanalyse der arabischen Welt, 
Afrikas und gegebenenfalls auch anderer Regionen und ein entsprechendes Lehrange­
bot, wie das Konzept der Kommission auch einräumt. Es bleibt daher unverständlich, 
warum die Soziologie. deren Gegenstand die empirische Untersuchung und theoreti­
sche Bewertung tradierter und moderner sozialer Beziehungen, Verhaltensweisen und 
Aktionen in den heutigen Gesellschaften Asiens, Afrikas (und Lateinamerikas) bekannter­
maßen ist, aus den vorgesehenen institutionellen Strukturen ausgeklammert werden soll. 
Ohne die Integration der Soziologie in die Afrikanistik im Rahmen einer gleichrangigen 
Anerkennung von philologischen und nichtphilologischen Disziplinen und unter Berück­
sichtigung ihrer Jeweiligen Spezifik müssen Ausbildung und Forschung fragmentarisch 
bleiben. 

Für das Verständnis des Zusammenhangs scheint es uns angebracht. die Position der 
Soziologie an der Sektion ANW zu berücksichtigen. Die Soziologie Afrikas und des 
Nahen Ostens konnte sich aufgrund bekannter ideologischer Beschränkungen erst spät 
durchsetzen. In den sogenannten Regionalwissenschaften entwickelte sie sich erst in 
den siebziger Jahren und zwar mit klar ausgewiesenem Schwerpunkt an der Sektion 
ANW in Leipzig. Sie war bei der Gründung der Sektion nicht als selbständige Disziplin im 
Strukturkonzept verankert. konnte sich aber in der Folgezeit als solche etablieren, Daher 
ist ihre Bindung an die Afrika- bzw. Orientwissenschaften eindeutig. Erst mit der Gründung 
des Lehr- und Forschungsbereiches "Grundfragen" wurde unter Hinweis auf die 
Bedeutung der sozialen Aspekte der Dritte-Welt- Problematik der Lehrstuhlinhaber aus 
dem LFB Afrika abgezogen und neben anderen Professoren in diesen Bereich zur 
Profilierung desselben integriert. Der empirische Bezug der Aktivitäten der Soziologen 
blieb die jeweilige Region. 

Die Soziologie hat sich sowohl bei der Ausbildung von Afrikanisten und Arabisten 
ausgewiesen als auch hinsichtlich ihrer Forschungsergebnisse durchaus auch interna­
tionale Anerkennung gefunden. Deshalb kann es auch unter diesen Gesichtspunkten nur 
als Rückschritt betrachtet werden. wenn sie, wie es der Strukturvorschlag der Kommis­
sion vorsieht, aus der Afrikanistik bzw. Orientalistik ausgegliedert würde. Unserer Auffas­
sung nach kann die Einbeziehung bestimmter nichtphilologischer Disziplinen wie die 
Ökonomie oder die Geschichtswissenschaft als strukturelle Bestandteile der Afrikanistik 
bzw. Arabistik nicht aber der Soziologie auch nicht mit dem Anspruch gerechtfertigt 
werden. mit den Entscheidungsvorschlägen der Kommission im internationalen Wissen-
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schaftstrend zu liegen. Es gibt international afrikanistische und orientalistische Institutio­
nen, die stark philologisch ausgerichtet sind, aber noch mehr, in denen starke soziologi­
sche, ethnologisch-anthropologische. politikwissenschaftliche. ökonomische und ande­
re nichtphilologische Komponenten dominieren. Auf keinen Fall läßt sich eine internatio­
nale Tendenz ausmachen, in der moderne Ökonomie und Geschichte, darunter Zeitge­
schichte, in philologische Institutionen organisch eingebunden wird. Auch unter diesen 
Aspekten sehen wir es als die vernünftigste Lösung an, die Erneuerung nicht auf Kosten, 
sondern unter Nutzung der vornan denen Komplexität und des produktiven Potentials der 
Sektion ANW anzustreben. 

Als problematisch erscheint uns auch die Art und Weise, In der mit dem Begriff der 
Tradition zur Befürwortung philologisch geprägter Strukturen umgegangen wird. Es bleibt 
unklar, welche Traditionen gemeint sind. Bezieht man sich auf Le1pz1ger Traditionen, auf 
Traditionen einzelner Disziplinen im allgemeinen, auf bestimmte traditionelle Inhalte oder 
knüpft man an Auffassungen bedeutender Wissenschaftler an? Wie zweifelhaft ein 
selektives Vorgehen in diesem Zusammenhang ist, bezeugt eine In letzter Zeit häufig 
herbeigezogene Argumentation, die sich bei der Definition von Afrikanistik auf den 
deutschen Afrikanisten Diedrich Westermann beruft. Westermann hat relevante Afrikator· 
schung keineswegs auf Sprache. Geschichte und Kultur reduziert. Unter Bezugnahme 
auf keinen geringeren Anlaß als die Gründung des InternatIonalen Afrika-Instituts in 
London führte er z.B. aus: 

''Die Aufgabe des Instituts sollte zunächst dann bestehen, Vermittlungsstelle für alle 
Fragen der sprachlichen, völkerkundlichen und soziologischen Forschung in Afrika zu 
sein und so eine engere Verbindung zwischen wissenschaftlicher Arbeit und praktischen 
Aufgaben herzustellen." (Westermann. D., Der Afrikaner heute und morgen, Berlin u.a„ 
1937,S.20) 

Nicht das Anknüpfen an humanistische, demokratische und progressive Traditionen soll 
hier in Zweifel gezogen werden, sondern eine selektive Argumentation, zur Untermaue­
rung einer sonst schwer sachlich zu begründenden Option. 

Ebenso wenig einleuchtend ist auch eine in der Vorlage deutlich werdende Sichtweise. 
die bestimmte Disziplinen, darunter die Soziologie, als "die Regionen übergreifend" und 
"von den Mutterwissenschaften bestimmt" charakterisiert. Dies trifft im intendierten Sinne 
auf das Profil der Soziologie an der Sektion ANW nicht in größerem Maße zu als auf andere 
nichtphilologische Disziplinen, wie sich leicht an bisherigen Ausbildungs- und For­
schungsleistungen ablesen läßt. übergreifende, komparative Sichtweisen sind nicht 
spezifisch für bestimmte Disziplinen, es sei denn, das Profil von Lehrstühlen/ Lehrgebie­
ten ist entsprechend geprägt, was aber - wie oben dargelegt - bei der Soziologie nicht in 
der unterstellten Einseitigkeit der Fall ist. Diesen Aspekt als Ausschließungskriterium im 
Falle der an den gegenwärtigen Lehr- und Forschungsbereichen Afrika und Nordafrika­
Nahost betriebenen soziolohgischen Lehre und Forschung zu setzen, widerspricht im 
übrigen dem in diesen Bereichen mehrheitlich akzeptierten Verständnis von einer 
multidisziplinären Afrikanistik bzw. Orientalistik. 

Die Auffassung, daß Soziologie und andere nichtphilologische Fachrichtungen konstitu­
tive Bestandteile von Afrikanistik und Orientalistik bzw. von nach diesen Fachrichtungen 
benannten Instituten sind, schließt nicht aus, sondern im Gegenteil völlig logisch ein, daß 
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die Soziologie auch in einem Institut für Entwicklungsstudien ihren Platz hat. Dies näher 
zu begründen erübrigt sich jedoch hier. da es in diesem Punkt keine Differenzen zum 
Konzept der Kommission gibt. Ein Zusammenhang zu einer Definition von Afrikanistik. 
Orientalistik und anderen regional orientierten Disziplinen ohne Soziologie stellt sich 
dadurch jedoch nicht zwingend her. 

Obwohl die Bemühungen der Kommission in dieser Hinsicht nicht bestritten werden 
sollen, fällt es doch insgesamt schwer, 111 dem vorgelegten Papier eine durchgängige, 
sachlich überzeugende Konzeption zu erkennen. In der Tendenz überschatten die 
vorgenommenen Fachrichtungskennze1chnungen und angestrebten Institutsgliederun­
gen oder -hierarchien den Gedanken einer strukturell unterlegten komplexen Ausbil­
dung und Forschung. die nur im Rahmen multidisziplinär zu definierender Hauptfachrich­
tungen und entsprechend zusammengesetzter Institute zu gewährleisten ist. Es ist nicht 
zu bezweifeln, daß die Kommission einen ernsthaften Versuch der Neuorientierung 
unternommen und in ihrer Mehrheit relativ einheitliche Absichten in diesem Sinne verfolgt 
hat. Was unserer Meinung nach jedoch nicht überzeugend ist, ist die angesichts der 
Bedeutung der ins Auge gefaßten Strukturveränderungen unabdingbare Zugrundele­
gung einheitlicher und analytisch stichhaltiger Rationalitätskriterien. 

Prof. Dr. sc. K. Ernst, Lehrstuhlleiter 
0oz. Dr. sc. J. Kunze, LFB Afrika 

Dr. phil. H. Müller, LFB Nordafrika/Nahost 

Franz Nuscheler (Duisburg): 

Integrierter Studiengang Regional-und Entwicklungsstudien an der 
Universität Leipzig (Diplom und Magister) [Juli 1991] 

Erläuterungen [zu nebenstehenden Übersichten] 

1. Aufgrund der Größe des Studiengangs sollte er entweder als eigene Fakultät oder als 
Zentralinstitut organisiert werden. Die Organisations- und Leitungsstruktur richtet sich 
nach dem Hochschulgesetz des Freistaates Sachsen. Wichtig ist die Einrichtung eines 
mit Weisungsbefugnissen ausgestatteten Direktoriums, das die Integration des Studien­
gangs herstellen (u.a. die Verselbständigung von "Erbhöfen" vermeiden) und das 
erforderliche Lehrangebot sicherstellen kann. 

2. Die Besonderheit und Attraktiv~ät 3ines neuen Studiengangs liegt in dem Versuch, ein 
Höchstmaß an Integration und lnterdisziplinarität zu erreichen. Das zusammenbasteln 
von Lehrangeboten aus verschiedenen Fakultäten funktioniert erfahrungsgemäß nicht, 
weil die Beständigkeit des Lehrangebots und vor allem das Interesse der lehrenden für 
solche Serviceleistungen gering sind. Integration ist die Voraussetzung für den Aufbau 
von Graduiertenkollegs. 
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1. Systematische Grundlagen (Entwicklungsstudien) 

1. Weltwirtschaft 2. Internationale 3. Entwicklungs-
Beziehungen ökonomie 

-Theonen/Gesch1chte 
-Strukturen/Mechanismen 
-Akteure/Regime 

- lnt. Organisationen 
- Nord-Süd-Bez. 
- Konfllkte/Knege 

- ökon. Theorien 
-Sektoranalyse 
- T echnolog1e-

- "Entwicklungs- transf er 
hllf e" 

4. Entwicklungs­
po litik 

-vglde. Reg1me­
analyse 

- Entw1cklungspla­
nung/ -verw. 

interdisziplinär: Entwicklungstheorien Entw1cklungsstrateg1en 

5. Entwicklungs 
soziologie/ 
Ethnologie 

- soziale Strukturen/ 
Gruppen 

-sozialer Wandel 
- Frauenforschung 

6. Demographie 

-Bevölkerungs­
theonen 

-Migra~on 
-Urbanismrung 

II. Regionalstudien (area studies) 

1. Afrika 
- Geographie/ 

Ökologie 
- Ökonomie 
- Soziologie/ 

Ethnologie 
- Politik 
- Geschichte 

2. Naher Osten 
- Geographie/ 

Ökologie 
- Ökonomie 
- Soziologie 
-Politik 
- Geschichte 
- Islam-Wissen-

schaft 

7. Geographie/ 
Ökologie 

-Ressourcen 
-Infrastruktur 
-Ökologie der 
Tropen 

3. Lateinamerika 
- Geographie/ 

Ökologie 
- Ökonomie 
- Soziologie 
- Politik 
- Geschichte 

8. Kultur­
wissenschaften 

- Kullurtheone 
- vglde. Aelig1ons-
w1ssenschaft 

- vglde. Pädagogik 

4. Südasien/Indien 
5. Südostasien 
6. Ostasien/ China 
(mit entsprechender 
Fächerbeteiligung) 

III. Kulturwissenschaften (Literatur, Kunst, Religion) und Sprachen 

• Afrikanistik" • Arabistik" "lberoamenkanistik" entsprechend 
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3. Die Integration des Studiengangs muß horizontal und vertikal organisiert werden: Die 
Studierenden sollen mindestens vier der Grundlagenfächer als Pflichtfächer und zwei 
weitere als Wahlpflichfächer belegen, sich mit einer "Entwicklungsregion intensiv 
beschäftigen, die Verkehrssprache(n) dieser Region erlernen. Unter den Grundlagenfä­
chern sollten obligatorisch sein: Internationale Beziehungen (Nord-Süd-Beziehungen), 
Entwicklungsökonomie, Entwicklungspolitik und Entwicklungssoziologie. 

4. Das umfassende Konzept der Integration geht davon aus, daß auch die Kulturwissen­
schaften und Sprachstudien (Arabistik, Afrikanistik usw.) in den Studiengang einbezogen 
werden. Liegt der Studienschwerpunkt auf diesem Bereich der Kultur- und Sprachwis­
senschaften. sind Regionalstudien (Ökonomie, Gesellschaft, Politik) als Nebenfach 
obligatorisch. Die Eingliederung der regional focussierten Kultur- und Sprachwissen­
schaften in den integrierten Studiengang wäre ungewöhnlich, aber sachlich geboten und 
für alle Beteiligten (lehrende und Studierende) fruchtbar, weil die Region den übergrei­
fenden Bezugsrahmen bildet. 

5. Das Konzept geht davon aus, daß die Universität Leipzig den Großteil der erforderlichen 
Stellen aus eigenen Personalbeständen besetzen kann. Dies gilt sowohl für die Grund­
lagenfächer als auch für die beiden Regionen Afrika und Nahost. Eine Erweiterung der 
Regionalstudien, zumindest um Lateinamerika, wäre vorteilhaft. Außerdem sollte die 
Universität Leipzig das "abgewickelte" Potential für die Region Indochina nutzen, für die 
im Westen eine Forschungslücke besteht. "Westimporte" sollten auf wenige "sensible" 
Bereiche begrenzt werden und auf das Forschungsmanagement konzentriert werden, 
um die internationale Kommunikations- und Wettbewerbsfähigkeit des Studiengangs zu 
verbessern. 

6. Dieses Konzept unterscheidet sich von der von der Sektion Afrika-und Nahostwissen­
schaften vorgelegten Studienordnung für einen Hauptstudiengang "Entwicklungsstudi­
en" in einem wesentlichen Punkt: Es strebt nicht dre, verschiedene Diplomabschlüsse 
(Entwicklungssoziologie, Entwicklungspolitologie, Entwicklungsökonomie), sondern den 
Abschluß eines Diplomentwicklungswissenschaftlers im Sinne der interdisziplinär ange­
legten development sciences an. Ansonsten könnten wesentliche Teile der vorgeschla­
genen Studienordnung übernommen werden. Allerdings müßten die "stammdisziplinä­
ren" Studienelemente zugunsten der interdisziplinären Studienelemente verringert wer­
den. Ich warne vor einer allzugroßen Ausdifferenzierung der Abschlüsse, weil schon der 
Diplom-Entwicklungsw,ssenschaftler ein Unicum wäre. 

7. Praxisorientierte Zusatzstudien in Bereichen (z.B. Entwicklungsplanung, ländliche 
Entwicklung, gewerbliche Ausbildung), die auf dem "Expertenmarkt" nachgefragt wer­
den, könnten die Atlraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Studiengangs verbessern. 
Allerdings muß vor allzu großen Hoffnungen gewarnt werden. Die Nachfrage dürfte vor 
allem von NGOs. Bildungseinrichtungen, Stiftungen und Universitäten kommen. Ein 
Praktikum in einem Land der Dritten Welt könnte auf jeden Fall die Berufschancen 
verbessern. ist allerdings nicht leicht zu organisieren und zu finanzieren (weil Programme 
wie ASA oder AISEC für eine größere Zahl von Studierenden nicht ausreichen). 

8. Die Integration des Studiengangs bietet gute Voraussetzungen für den Aufbau von 
Graduierten-Kollegs, die von der DFG gefördert werden. Die Universität Leipzig könnte 
damit eine wichtige Funktion für die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses im 
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Bereich der Entwicklungswissenschaften übernehmen, die an anderen Institutionen 
abgewickelt werden; sie könnte also einen Schwerpunkt halten, den - wie es aussieht -
die Universitäten in den neuen Bundesländern (wenn man von Berlin absieht) nicht mehr 
anbieten. Hochschulpolitisch wäre es sehr sinnvoll, im "Osten" einen solchen Schwer­
punkt zu bilden. 

Franz Nuscheler, Prof. Dr .. ist Direktor des Instituts für Entwicklung und Frieden an der 
Universität Gesamthochschule Duisburg 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM 
FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST 

Der Minister 

Aktion Toleranz 

O • 7030 Leipzig 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Dresden, denf/.03.92 
Bi/Ml 
AZ: 3·7712.24·02/3 

in Ihrem Schreiben vom 18. Februar 1992, das Sie an den 

Minieterpr!eidenten, Prof. Dr. Biedenkopf, gerichtet hatten, 

bitten Sie darum, Leipzig ale Standort einer drittweltbezogenen 
Wiesenechatt zu erhalten. 

~MIi A11:M,.~t1kl 
O-A0600...... 
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Wie Ihnen bekannt i■ t, vollzieht sich in diesem Jahr die 1.hnge­
staltung der sächsischen Hochschulstruktur auch mit der Ab· 
sicht, innerhalb eines leistungsf.lhigen Wissenschaftssystems, 
das in der ZukunfL vom Freistaat Sachsen finanzierbar sein muß, 

traditionsreiche Wissenschaftsdisziplinen zu erhalten und zu 
stArken. so trete ich jedem Versuch entgegen, Asien- und 
Afrikaforschung lediglich als philologische Disziplinen zu 
betreiben. Ausdrilcklich wird die llrforschung von Geschichte, 
Kultur und Wirtschaft asiatischer und afrikanischer Regionen 

ge!Ordert, es werden Probleme der KntwicklungslAnder einbezo­
gen. Auch im wirtschaftswisse.nschaftlichen und sozialwissen­

schaftlichen Bereich wAre eine Orientierung einzelner 
Porschungarichtungen aut afrikanische und asiatische. Probleme 

denkbar, wobei wAhrend dea Aufbauprozesses dieser Wissen­

schaftsgebiete entsprechender Gestaltungsapielraum vorhanden 

sein wird. 

Sie sprechen in Ihrem Brief auch die Zukunft des Instituts für 
tropische Landwirtschaft an. ZunAcbst möchte ich Ihnen zur 
Kenntnis geben, daß infolge des Rückgangs des Bedarfs an Agrar­

wissenschaftlern und nach Bewertung der agrarwissenschaftlichen 

PakultAt der Universität Leipzig durch den Wissenschaftsrat 

empfohlen wurde, agrarwissenschaftliche Forschung und Lehre in 

Leipzig nicht fortzusetzen. Davon ist auch das Institut für 
tropische Landwirtschaft betroffen, dessen wissenschaftliche 

Basis für den vom Institut erhobenen Anspruch, Zentrum für die 

Agrarforschung für Bntwicklungeländer zu werden, nach 
BinschAtzung des Wissenschaftsrates nicht ausreichend ist. 

M.it freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Han■ Joachim Meyer 
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PUBLIKATIONEN seit 1989 zur ostdeutschen 
Entwicklungsländerforschung 

Der Rektor der Universität Rostock (Hrsg.): 
Lateinamerika. Registerband zu den Jahrgängen 1 (1966) bis 24 (1989) 
(Lateinamerika war die Zeitschrift der Sektion Lateinamerikawissenschaften der (Wilhelm­
Pieck-)Universität Rostock). Zst. u. Beart:J. Reiner Mn ich/ Denise Kraetsch. Rostock 1990. 
68S. 

Marion Gebhardt (Hrsg.): 
Institutionen der Asienforschung und-Information in der Bundesrepublik Deutsch­
land (Stand 1990). Forschungsinstitute, Bibliotheken, Dokumentationsstellen und 
Archive (Dokumentationsdienst Asien und Südpazifik, Reihe B. Band 2) 
[mit einem 56seitigen Anhang von Dietrich Reetz: Überblick über die wichtigsten 
Institutionen der Asien-Forschung und Asien-Information in der ehemaligen DDR 
und Berlin (Ost)]. Hrsg. vom Deutschen Übersee-Institut, Übersee-Dokumentation. 
Referat Asien und Südpazifik. Hamburg 1991. 371 + X S. 

Hartmann, Angelika I Schliephake, Konrad (Hrsg.): 
Angewandte interdisziplinäre Orientforschung. Stand und Perspektiven im west­
lichen und östlichen Deutschland. Ergebnisse eines Kolloquiums an der Univer­
sität Würzburg im Juni 1990 (Mitteilungen des Deutschen Orient-Instituts Bd. 41 ). 
Hamburg 1991. 224 S. 

Reetz. Dietrich: 
Die Entwicklungsländerforschung in der DDR nach der Wende: Veränderungen 
und Struktur (Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale 
Studien 7-1991 ). Köln 1991. 49+ III S. 

Hopfmann, Arndt/ Krause. Arndl Schilling, Hartmut: 
Entwicklung und Abwicklung. Eine Dokumentation zu Entstehung, Werdegang 
und Beseitigung reglonalübergreifender "Drltte-Welt"-Forschung und-Lehre an 
der (Karl-Marx-)Universität Leipzig. In: UTOPIEkreativ, Heft 21 /22, Juli/August 1992. S. 
141-155. 

BERICHTIGUNG 

In der Gegendarstellung von Frau Anne-Sophie Arnold, Kommissarische Gleichstel­
lungsbeauftragte der Universität Leipzig (Heft 2/93, S. 38) ist beim Lay-out bedauerlicher­
weise ein Teil eines Satzes verlorengegangen. Punkt 2 der Gegendarstellung muß richtig 
lauten (der in Heft 2/93 fehlende Teil hier kursiv): 

"Es entspricht nicht den Tatsachen, daß meine Stellung als Wissenschaftlerin an der 
Universität aufgrund der Mitgliedschaft in einer solchen Kommission [Strukturkommission 
- d.Red.] gesichert sei; ich bin lediglich seit 23.12.1992 mit der Wahrnehmung von 
Lehraufgaben bis zum 30.9.1993 beauftragt.· 
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THEMA II: Wissenschaft Ost 
1989/90 Teil VIII 

Günter E iselt (Dresden): 

"Gewerkschaft Wissenschaft" - ein Modell für Deutschland? 
Die vertane Chance einer gebündelten Gewerkschaftsvertretung für den 

Bereich Wissenschaft, Hochschule und Forschung 

Als mich Ende 1992 die Bitte des verantwortlich zeichnenden Redakteurs von hochschu­
le osr erreichte, in der Artikelserie "Wissenschaft Ost 1989/90" retrospektiv meine 
Erfahrungen als Vorsitzender der Gewerkschaft Wissenschaft zu schildern, kostete mich 
dies doch einige Entschlußkraft. Den Vorsitz hatte ich inne vom 27. Januar 1990 (außer­
ordentliche zentrale Delegiertenkonferenz der Gewerkschaft Wissenschaft. im folgenden 
Text "Erneuerungskonferenz") bis zum 31. Oktober 1990, dem auf der zentralen Dele­
giertenkonferenz am 29. September 1990 (im folgenden Text "Auflösungskonferenz") 
beschlossenen Auflösungstermin. Die Einladung bemerkte, daß die Redaktion "bisher 
völlig den gewerkschaftlichen Aspekt der damaligen Entwicklungen und Auseinander­
setzungen außer acht gelassen habe" und "dies gern noch reparieren möchte". Ich frag­
te mich, ob das denn heute wirklich noch jemanden interessieren würde. von doku­
menten-sichemden Historikern einmal abgesehen. Dann erinnerte ich mich aber der von 
einigen der damaligen Mitstreiter geäußerten Auffassung, man sollte doch jemanden 
finden, der das, was Mitglieder, Vorstände. Partner. Kritiker in den eigenen Reihen und 
von außen damals bewegen wollten. einmal aufschreibt. Diesem stattzugeben, aber 
auch. um heute bereits nachzulesenden Erfolgsberichten über die erfolgreiche und 
nunmehr so gut wie "abgeschlosse Erneuerung der Hochschulen in den ostdeutschen 
Bundesländern" einen angemessenen zeitlichen Abstand anzuempfehlen, habe ich 
mich dann doch zu diesem Beitrag entschlossen. 

Vorgeschichte 

Als die DDR-Bevölkerung massenhaft auf­
brach, sich in Montagsdemonstrationen. 
Kundgebungen und Meetings friedlich das 
Recht auf Gründung neuerpolitischerGrup­
pierungen zu erzwingen, war dies von vie­
len. auch widerstreitenden Hoffnungen 
und Vorstellungen begleitet. Was heute 
schon als eine seltene historische Glücks­
konstellation für die Demokratisierung der 
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Gesellschaft und Revision der unglückse­
ligen Teilung Deutschlands gewürdigt wird. 
war damals eine vage Hoffnung. 

Ein Aspekt für das Individuum war, daß es 
sich darauf besann, daß es, falls im Ar­
beitsprozeß stehend. fast automatisch Mit­
glied im "Freien Deutschen Gewerkschafts­
bund FDGB" war und sich nach Aufdek-
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kung der Privilegienpatronage In den ver­
schiedenen Hierarchieebenen getäuscht. 
betrogen, belogen und mißachtet fühlte. 
Einerseits gedieh kollegiale Nähe, manch­
mal sogar wahre Mitmenschlichkeit am 
Arbeitsplatz trotz der von oben verordne­
ten Wettbewerbspläne (für die man unter 
sich sowieso nur noch Spott und Camou­
flage bei der Berichterstattung hatte). Oder 
man verballhornte sprachlich einfallslose 
Begriffe. z.B. "Ökonomisch-Kultureller Lei­
stungsvergleich" zu "Ökulei". 

Es stimmt: der Förderung durch Gelder 
des FDGB erfreuten sich Hochschulorche­
ster, Amateurfilmstudios. Keramikzirkel, Lai­
enkabaretts, Folklore-Ensembles, Abon­
nentenringe für Theater und Konzerte. viel­
fältige sportliche Gruppierungen - nun 
beschlich so manchen der Verdacht. daß 
das auch mit der Wahrung des gesell­
schaftlichen Friedens im Inneren, sprich 
der stillen Befriedung aufmüpfiger kulturel­
ler und politischer Neugier in der falschen 
Richtung zusammenhing. Schließlich 
konnte sich kaum einer mit einer brauch­
baren Ausrede der monatlichen "Marxi­
stisch-Leninistischen Weiterbildung" ent­
ziehen (zur Teilnahme an diesen Veran­
staltungen waren alle Angehörigen des 
lehrenden Personals verpflichtet), und nur, 
wenn ein halbwegs moderater Kollege mit 
dieser unbeliebten Aufgabe betraut war, 
konnte man wenigsten etwas "Dampf ab­
lassen". 

Richtig ist: dieser FDGB hatte einen um­
fangreichen Feriendienst, förderte Kinder­
ferienlager und private Urlaubsaustausch­
programme mit ausländischen Partner­
hochschulen und Forschungsinstituten, be­
saß sogar ein luxuriöses Kreuzfahrtschiff. 
Wie dessen Mitreisende ausgewählt wur­
den, war unter uns schon immmer spötti­
sche Kommentare wert, aber nun erfuhr 
man, daß sich die Spitze eben dieses FDGB 
in bestbewachten Häusern an exzellenten 
Standorten. ausgerüstet mit allen gesund­
heitsfördernden Apparaturen, erlesene 

Speisen auf Meißener Porzellan servieren 
ließ, dazu frisch gepreßten Orangensaft 
und Krimsekt trank und dabei sicher keine 
Tischgespräche über eine bessere Inter­
essenvertretung der Werktätigen = Mitglie­
der führte. Denn eines war dieser FDGB 
mit Sicherheit nicht: ein Gegengewicht ge­
genüber den Mächtigen. 

Als sich im Herbst 1989 In den Arbeitskol­
lektiven der Unmut in Protestschreiben 
Bahn brechen wollte und man dies nach 
ganz oben prazIse zu adressieren ver­
suchte, erinnerte man sich auch daran. 
daß man Mitglied einer Einzelgewerkschaft. 
z.B. der Gewerkschaft Wissenschaft, war. 
lronischerwe1se mußte ich bei einer derar­
tigen Initiative die Hilfe des Bez1rksvors1t­
zenden in Anspruch nehmen, um den Na­
men des Vorsitzenden (ein Prof.Rinke) und 
die Adresse des Zentralvorstandes zu er­
fragen, denn die kannten keiner der viel­
leicht zwanzig am Tisch sitzenden Ge­
werkschaftsmitglieder. 

So widerwärtig sich der damalige Vorsit­
zende des FDGB. Tisch, einer Auswech­
selung zu entziehen versuchte und jede 
Bewegung bremste - In den Einzelge­
werkschaften hatte man begriffen, daß man 
wenigstens mit einem Auswechseln der 
ersten durch die zweite Reihe Bewegung 
vorzeigen mußte. Der Zentralvorstand der 
Gewerkschaft Wissenschaft (im folgenden 
nur noch GW genannt) initiierte eine au­
ßerordentliche zentrale Delegiertenkonfe­
renz für Ende Januar 1990. Die zweite 
Reihe der Funktionäre des Zentralvorstan­
des schwärmte ins Land aus, um den Wahl­
modus für die Delegierten an Ort und Stelle 
zu erläutern, Anregungen für die zu erör­
tenden Probleme aufzunehmen und nicht 
zuletzt gehörig Imagepflege für die eigene 
Person zu betreiben. In der Technischen 
Universität Dresden erlebte ich die Vorbe­
reitung der außerordentlichen zentralen 
Delegiertenkonferenz so: 

Am 9.Januar 1990 tagte eine turbulente 
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Delegiertenkonferenz in der Sektion Infor­
mationsverarbeitung: die alte FDGB-Sekti­
onsgewerkschaftsleitung wurde zum Rück­
tritt gezwungen. Als kritische Geister inner­
halb der Belegschaft bekannte Kollegin­
nen/Kollegen stellten sich einer geheimen 
Wahl, und geheim erfolgte auch die Wahl 
der Delegierten zur Delegiertenkonferenz 

an der TU Dresden. Am 17. Januar 1990 
stellten sich In der TU-Delegiertenkonfe­
renz alle Kandidaten mit ihrer Biographie 
vor. Eine Anfrage nach früherer SED-Mit­
gliedschaft war ausdrücklich zugelassen. 
und schließlich wurde etwa die Hälfte der 
Kandidaten als Delegierte zur Erneuerungs­
konferenz in Berlin bestätigt. 

Auibruch 

Die Erneuerungskonferenz begann am 
26.Januar 1990 im neuerbauten FDGB· 
Haus am Märkischen Ufer In Berlin. Die 
aufs Äußerste gespannte Atmosphäre ent­
lud sich das erste Mal an der Tagesord­
nung. Man wollte den Rechenschaftsbe­
richt des bisherigen Vorsitzenden nicht 
hören. Die schriftlich vorliegende Fassung 
in den Kongreßpap1eren "reichte" den 
Anwesenden. Allenfalls ein kurzes State­
ment wurde dem Vorsitzenden Rinke be­
willigt. Dann liefen heftige Debatten über 
eine neue Satzung, gläserne Kassen, Auf­
deckung von Machtmißbrauch und um ein 
Programm einer erneuerten GW, das die­
sen Namen auch verdiente. 

Den Abend beschloß eine Zusammen­
kunft der jeweiligen Bezirksdelegationen 
mit der Kandidatensuche für den Haupt­
vorstand, den Vorsitzenden sowie zwei 
Stellvertreter. 

Der zweite Konferenztag wurde offenkun­
dig von Pressevertretern und Gästen aus 
den DGB-Gewerkschaften "Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft" (im folgen­
den GEW) und "Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste.Transport und Verkehr'' (im fol­
genden ÖTV) besonders gespannt ver­
folgt. Ich wußte zu diesem Zeitpunkt nichts 
mit dem lnteressee1nerlehrergewe.1<.schaft 
GEW und ebensowenig mit dem Interesse 
einer als "Müllmännergewerkschaft" be­
leumundeten ÖTV an den Geschicken 
der Beschäftigten in den Universitäten, 
Hochschulen, Ingenieurhochschulen, In­
genieurschulen, Fachschulen. der lnstitu· 
te der Akademie der Wissenschaften, der 
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wissenschaftlichen Bibliotheken und an­
derer wissenschaftlicher Einrichtungen (so 
der Organisationsbereich der GW) anzu­
fangen. Ob die Gäste zu diesem Zeitpunkt 
bereits Auseinandersetzungen um ein al­
tes Organisationsprinzip der Gewerkschaf­
ten :"Ein Betrieb, eine Einrichtung - eine 
Gewerkschaft !" im Zuge der acht Monate 
später zu bewältigenden Gewerkschafter­
vereinigung voraussahen, ist eine interes­
sante Frage an die damaligen Augenzeu­
gen. Der hier verwendete Begriff "Gewerk­
schaftervereinigung" scheint schwerfällig 
und wird zur Absetzung von einer "Verei­
nigung der Gewerkschaften" eingeführt. 
Zu letzterem ist es im Zuge des deutschen 
Einigungsprozesses de facto nur in einem 
Fall annähernd gekommen. 

Soviel jedenfalls hatten die Delegierten 
schon gelernt; dieses Prinzip "eine Ein­
richtung - eine Gewerkschaft!" wollten sie 
hochhalten. Relativ ruhig erfolgte die ge­
heime Wahl des Hauptvorstandes. (Bes­
ser: Sie war eine durch das Gremium in ge­
heimer Abstimmung erfolgende Bestäti­
gung der Kandidatenvorschläge aus den 
Bezirksdelegationen. Dieses Verfahren 
wurde als das derzeit bestmögliche akzep­
tiert, um den Hauptvorstand unter dem As­
pekt einer gleichmäßigen regionalen Ver­
tretung zu bilden.) 

Spannend wurde es dann noch einmal bei 
der Wahl von Vorsitzendem/Stellvertretern. 
Die Zurückhaltung bei Kandidaturerklärun­
gen brachte die Situation, die das "Szenario 
der Zweiten Reihe" bei "Erneuerungs­
kongressen'' in anderen DDR-Gewerk-
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scnaften nacn meinen Beobachtungen 
häufig aufgehen ließ und auch hier pro­
biert wurde. Wie es in diesen bewegten 
Zeiten nicht selten vorkam, wurden nun 
spontan aus dem Gremium weitere Kandi· 
datenvorschläge gemacht. Diese würdig­
ten zumeist eine lebhafte Teilnahme an 
den vorausgehenden Debatten, waren 
abernichtsdestoweniger auf absolute New­
comer gerichtet. So wurde Im Falle der 
Kandidatur für den Vorsitzenden wenig­
stens die Auswahl aus einer Zweierliste 
möglich. Bei der Wahl von zwei Stellvertre­
tern mußte allerdings eine Dreierliste aus­
reichen. Dabei schaffte es dann einer aus 
der "zweiten Reihe", was ich zuerst für 
vorteilhaft hielt, weil wenigstens d1eser"den 
Laden von innen kannte" und sich an Ort 
und Stelle für loyal gegenüber dem neu­
gewählten Vorsitzenden und der 1.Stell­
vertreterin erklärte. Ob der Nutzen schließ­
lich den Schaden überwog, will ich hier 
nicht allein beurteilen. 

Das neue Gespann war nun: 
Vorsitzender der GW: Dr.-lng.Günter Ei-

seit, Technische Universität Dresden. Sek­
tion Informationsverarbeitung; 
1.Stellvertretende Vorsitzende: Dr. phil. La­
rissa Klinzing, Humboldt-Universität Berlin, 
Sektion Marxismus-Leninismus; 
2. Stellvertretender Vorsitzender: Dr. 
phil.Wolfgang Mallock. Referatsleiter im 
Zentralvorstand der GW in Berlin. 

An das aus dem Stand von mir zu haltende 
Statement erinnere ich mich insofern, als 
ich Zustimmung zum Programm der Ent· 
wicklung der GW zu einer ernstzuneh­
menden Interessenvertreterin ihrer Mitglie­
der, zum Bekenntnis zu den Grundzügen 
einer von dieser Erneuerungskonferenz 
beschlossenen vorläufigen Satzung, zu 
einer neuen Beitrags- und Finanzordnung 
erhielt. Jedoch erntete ich merklichen Miß­
mut bei dem ausgedruckten Willen, auf 
eine Gewerkschaftseinheit in Deutschland 
hinzuarbeiten. Gern wurde ich mir einige 
Passagen der Mitschnittbänder dieser zwei 
Tage noch einmal anhören. doch sie sind 
verschollen„ 

Lernen, was Gewerkschaftsaufgaben sind 

Im Zusammenhang mit derzeit laufenden 
Beurteilungen der Selbständigkeit der DDR­
Einzelgewerkschaften nach deren Erneue­
rungskongressen ist es delikat, daß sich 
die Gewerkschaft Wissenschaft noch vor 
dem außerordentlichen Gewerkschaftskon­
greß des FDGB zu einer selbständigen, 
finanz- und tarifautoriomen Gewerkschaft 
für den bereits oben beschriebenen Orga­
nisationsbereich erklärte. 

Der einer Erneuerung des FDGB gew1d· 
mete außerordentliche Gewerkschaftskon • 
greßvom 31. 1./1.2.1990warvon den Initia­
toren offenbar recht mangelhaft vorbereitet 
worden. Weniger in der Organisation, der 
Unterbringung und Verpflegung. Die klapp­
ten vorzüglich. Aber schon bei den Prälimi­
narien drohte das Scheitern des Kongres­
ses. da von einigen Delegierten die Fest-
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stellung der rechtmäßigen Mandatserlan­
gung aller Delegierten gefordert wurde 
Bei dieserwaroffens1chtlich mit recht mäßi­
ger Akkuratesse vorgegangen worden. Da 
man den Schaden eines Abbruchs jedoch 
für größer hielt, wurde zähneknirschend 
fortgesetzt. Der Vor1rag des Berichtes der 
Untersuchungskommission über die Ma­
chenschaften der FDGB-Oberen bis Okto­
ber 1989 wurde mit lähmenden Entsetzen 
zur Kenntnis genommen. Entsprechend 
heftig forderten dann die Diskussionsred­
ner die völlige Offenlegung des Vermö­
gens des FDGB und dessen Übergabe an 
die durch neugewählte Vorstände legiti­
mierten Einzelgewerkschaften. Der FDGB 
sei fürderhin nichts anderes als ein Dach­
verband nach dem Vorbild des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes DGB. Das neue 
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Führungsgremium des Dachverbandes 
solle aus den Vorsitzenden der Einzelge­
werkschaften, einem auf diesem Kongreß 
zu wählenden neuen Vorsitzenden und 
wenigen ebenso zu wählenden Ressortin­
habem bestehen. Der riesige Apparat des 
FDGB sei umgehend drastisch zu verrin­
gern und der Feriendienst als selbständi­
ge Organisation abzutrennen. So wurde 
es beschlossen. und so konnte sich die 
Gewerkschaft Wissenschaft zum Dach des 
FDGB bekennen. 

Die klugen Kritiker von heute halten uns 
vor, eine Selbständigkeit der Gewerkschaft 
Wissenschaft sei allenfalls durch ihren so­
fortigen Austritt aus dem FDGB deutlich zu 
machen gewesen. Damals hätte sich kein 
Mitglied zur damit verbundenen Aufgabe 
von Vermögensansprüchen an den FDGB 
bekannt. Dieses Vermögen wird heute 
"Altvermögen" genannt und ist auf Grund 
einer von der Unabhängigen Kommission 
zur Untersuchung des Vermögens der Par­
teien und Massenorganisationen der ehe­
maligen DDR behaupteten Zwangsmitglied­
schaft der FDGB-Mitglieder zur Einziehung 
durch die Treuhandanstalt bestimmt. Zu­
dem ist der Aufbau einer gewerkschaftli­
chen Infrastruktur ein Gewaltritt, der ohne 
massiven Einsatz von Finanzmitteln und 
bestens geschultem Personal gar nicht be­
gonnen werden konnte und, wenn sofort 
begonnen, seine Zeit gedauert hätte. Die 
DGB-Gewerkschaften haben das dann 
exerziert. 

Auf dem Kongreß erschien die Forderung 
nach einem Gewerkschaftsgesetz als eine 
tolle Errungenschaft. Wir konnten gar nicht 
verstehen, warum uns DGB-Gäste in Pau­
sengesprächen beschworen, von dieser 
Forderung Abstand zu nehmen. Etwas spä­
ter begriffen wir, daß die Wirksamkeit einer 
Gewerkschaft auf der Stärke der Willens­
bekundung und Kampfbereitschaft ihrer 
Mitglieder und gesetzlich allenfalls auf der 
im Grundgesetz verbrieften Tarifautono­
mie besteht. Darüber hinaus bitte keine 
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Gesetzesschranken! Sollte sich damals je­
mand das Gewerkschaftsgesetz als golde­
nen Käfig ersonnen haben? Bestens funk­
tionierte das "Zweite-Reihe-Szenario" bei 
den Ressortinhabern. Sie versorgten we­
nig später ausgehebelte Funktionäre mit 
Stellen als Verwaltungsspezialisten. Wer 
also bei der Erneuerung einer Einzelge­
werkschaft nicht zum Zuge gekommen war, 
offerierte ihr dann wenige Wochen später 
gepfefferte marktwirtschaftliche Preise für 
Mieten und Dienstleistungen namens der 
Vermögens- und Treuhandgesellschaft 
des FDGB. 

Es klemmte bei einem Kandidaten für den 
Vorsitzenden. Wer dann über Nacht die 
bedauenswerte Helga Mausch als einzige 
Kandidatin aus dem Hut zauberte, ist auch 
heute noch eine Frage wert. Bedauerns­
wert empfand ich sie, als sie mir Wochen 
nach ihrem Amtsantritt bei einem Spazier­
gang durch den Friedrichshain ihre Ge­
wissensnöte bei dem schrecklich drasti­
schen Personalabbau im FDGB schilder­
te. Ich hatte sie aus dem "Tischkasten" 
(Berliner Jargon für das noble FDGB-Haus 
am Märkischen Ufer), wie sie sagte. zum 
ersten Male wieder tagsüber an die frische 
Luft gebracht. Sie war die Gefangene im 
Zirkel derer, die ein genaues Konzept für 
das Überleben hatten. 

In die letzte Phase des Kongresses war die 
Ankündigung des damaligen DDR-Mini­
sterpräsidenten Hans Modrow wie eine 
Bombe geplatzt, daß sich die Regierung 
um eine Konföderation mit der BRD bemü­
hen werde. Das war der letzte verzweifelte 
Versuch, die DDR als eigenständigen Staat 
noch eine Weile zu retten. Die Motive wer­
den ziemlich von denen verschieden ge• 
wesen sein, die die Bürgerbewegungen 
für ebendiese Konföderation erwärmten. 
Das Erlernen der Demokratie an den ver­
schiedenen Runden Tischen hatte etwas 
rührend Hoffnungsvolles an sich. Als ich 
Gerd Poppe am Abend seiner Ernennung 
zum Minister für besondere (gedacht aber 
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vielleicht für gar keine) Aufgaben spontan 
zu Hause gratulierte, empfand ich seinen 
Stolz, nun endlich zur Kenntnis genom­
men zu werden. Der war ihm zu gönnen. In 
Wahrtieit war die Stimmung auf den Stra­
ßen schon vom "wir sind das Volk" in das 
"wir sind ein Volk" übergegangen. Das 
hatte ich als Augen- und Ohrenzeuge der 
Ansprache von Bundeskanzler Helmut Kohl 
am 21.12.89 vor der Ruine der Frauenkir­
che in Dresden deutlich mitbekommen. 
Doch wer konnte ahnen, daß der Weg zur 
staatlichen Einheit so schnell würde be­
schritten werden können? Und wer konnte 
ahnen, was uns die durch die weltpoliti­
sche Situation angeratene Eile an Unvoll­
kommenheiten im Einigungsvertrag für 
Jahre danach an Fußangeln gelegt hatte. 

Aber dies ist ein Vorgriff. Die erste Haupt­
vorstandssitzung der GW nach Erneue­
rungskonferenz und außerordentlichem 
FDGB-Gewerkschaftskongreß am 10.2.90 
fixierte als dringendste Aufgaben: Neu­
wahlen in allen Gewerkschaftsgruppen und 
Einrichtungen, wo dies noch nicht gesche­
hen war; Ausarbeitung der neuen Satzung; 
Umstellung der Beitragskassierung auf Li­
stenkassierung mit sofortigem Verbleib von 
60% des Beitrags in den Gewerkschafts­
gliederungen der jeweiligen Einrichtung; 
Anlegen einer Mitgliederkartei; Ausgabe 
neuer Mitgliedskarten; Öffentlichkeitsarbeit; 
Schaffung von Bezirksgeschäftsstellen und 
damit Wegfall einer Funktionärsebene. 
Dementsprechend waren die früheren Re­
feratsleiter beim Zentralvorstand als Ange­
stellte des Geschäftsführenden Vorstan­
des zur Sacharbeit verpflichtet worden. ln­
nemalb der ersten drei Wochen tat sich 
Phänomenales: Wen das Gewissen plag­
te, an der Malaise des FDGB mitschuldig 
zu sein, ging in seinen alten Beruf zurück 
oder wagte einen beruflichen Neuanfang. 
Das verdiente meine Achtung. Wer sich 
dazu nicht durchringen konnte, hatte den­
noch verstanden, daß für ihn wohl die Ta­
ge im Keller anbrechen würden und such-
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te die Geborgenheit bei seinen früheren 
Freunden, die es verstanden hatten. ihren 
Platz im Licht zu behaupten. Und dieses 
Licht strahlt für manche noch heute. 

NeuP. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
wurden gesucht und eingestellt. Sie be· 
gannon zum Teil mit großem Engagement 
ihre Posten auszufüllen. Eine ganze Weile 
dauerte es aber noch. bis der verdeckte 
Mitarbeiter der "Firma Horch und Guck" 
(DDR-Deutsch für Ministerium für Staatssi­
cherheit) nach massiver Kritik an seinem 
Organisationstalent und der Liebe zum Al­
kohol aufgab. Ich wüßte gern, ob sich das 
kurzlebige Nachfolgeamt für Nationale Si­
cherheit. das Modrow zu errichten sich 
nicht verkniff, wozu er aber möglicherwei­
se auch massiv bedrängt wurde, jemals für 
mich interessier1 hat. Gemessen an den 
Qualitäten dieses Spezialisten muß der frü­
here GW-Zentralvorstand ziemlich unver­
dächtig gewesen sein. 

In den Februarwochen fanden in den 
Hochschulen, den Einrichtungen der Aka­
demie der Wissenschaften und der Aka­
demie der Landwirtschaftswissenschaften 
in Berlin Belegschaftsversammlungen statt. 
in denen der GW die M1th1lfe bei der Kap­
pung alter Seilschaften abgefordert wurde. 
Nicht überall hatte man so viel Courage, an 
den betriebsinternen Runden Tischen 
Rücktritte belasteter Leiter zu fordern und 
durchzusetzen. Ich empfand diese Wo­
chen als eine Zeit unerhörler Freiheit. Die 
Demokraten der Tat und nicht des Palavers 
hätten sie wirklich revolutionär und den­
noch unblutig nutzen können, wenn sie 
nicht so erschütternd wenige gewesen 
wären. Ich erinnere mich noch an meine 
stehende Redensart: "Ihr selbst seid die 
Gewerkschaft, nur was an der Basis durch­
gesetzt und durchgestanden wird, zählt! 
Habt Mut, probiert es. wer soll Euch jetzt 
daran hindern?". Ich erinnere mich an 
meine erste Mitarbeiterversammlung nach 
der Wahl in der heimatlichen Sektion. Ge­
gen solche Töne hatten einige Glücksritter 
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aus der Vergangenheit schnell das Lied 
von derakadem ischen Unantastbarkeit der 
Ordinarii auf den Lippen. Dabei waren sie 
selbst, und wußten es, mit Einervorschlag 
und richtigem Parteibuch nach SED-abge­
segneten Kaderentwicklungsplänen beru­
fen worden. Nun waren sie schnell partei­
los geworden, gewissenlos waren sie eh 
schon gewesen. Aber auf ihre Ordination 
pochten sie und besetzten die entschei­
denden Plätze in den neu gewählten Fa­
kultätsräten, Senaten und Institutsleitungen. 
Sie nutzten ihre alten internationalen Ver­
bindungen als Reisekader, um sich mehr­
wöchige. ja ganzjährige Studienaufenthal­
te im westlichen Ausland zu sichern. Die 
Kolleginnen und Kollegen fragten sich 
ohnmächtig, wer das vorbereitet. beschlos­
sen und schließlich auch bezahlt hat. Ein 
Jammer, daß wir den Aufbruch des Herb­
stes 1989 so wenig verinnerlicht hatten und 
schon müde wurden, bevor wir so recht 
munter geworden waren. 

Die GW nahm Verbindung zur Kammer 
der Technik, der Berufsorganisation der In­
genieure. auf. Thema: wer vertritt welche 
spezifischen Interessen der Mitglieder, und 
wie lassen sie sich benennen und abgren­
zen. Einige Wochen später war ein rang­
hoher Vertreter des Vereins deutscher In­
genieure VDI in Düsseldorf sehr darüber 
überrascht. von mir nach vereinten Aktivi­
täten von VDI und DGB gefragt zu werden. 

In der zweiten Hälfte des Monats Februar 
kamen die ersten Kontakte mit Mitgliedern 
des Geschäftsführenden Vorstands (im fol­
genden GV) der GEW zustande: Freund­
lichkeiten gepaart mit nützlichen kleinen 
Geschenken an Sekretariatstechnik. Nach 
dem "Erneuerungskongreß" der Gewerk­
schaft Unterricht und Erziehung (GUE) am 
24./25.2.1990, einem Musterbeispiel des 
"Zweite-Reihe-Szenarios", das ich als Gast 
ebenso wie Gäste der GEW beobachten 
konnte. wurde die Haltung der GEW-Spit­
ze zur GW merklich anders als zur GUE. 
Diese sah sich bald den Attacken einer 
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Mitgliederabwerbung hin zu GEW-Grün­
dungen OST ausgesetzt. Etwa zur glei­
chen Zeit hatte die ÖTV Mitglieder der GW 
in ihr Schulungsheim am Wannsee einge­
laden, ohne vorher auch nur Kontakt zur 
GW-Führung zu suchen. So begann der 
Seiltanz in die Vereinigung der Gewerk­
schafter. ob freundlich oder kühl. 

Die nun schon dritte Hauptvorstandstagung 
der GW am 9./10. März 1990 einigte sich 
darauf, daß bis 1. April durch die neuge­
wählten GW-Vorsitzenden in den Einrich­
tungen und die in der Region beheimate­
ten GW-HV-Mitgliederdie Personalauswahl 
für die Bezirksgeschäftsstellen getroffen 
würde. Die Entscheidungen fielen oft nur 
mit dünnster Mehrheit. Nach Hause ge­
schickt wurde am Ende keiner. Nur an der 
Leipziger Universität wurden zwei alte Ka­
meraden schlichtweg vergessen, da sie 
schon lange krank oder von der neuen 
GW-Leitung der Universität ignoriert wor­
den waren. Die fällige Kündigung ihres Ar­
beitsverhältnisses wurde verabsäumt, ob 
bewußt oder unbewußt. war nie herauszu­
bekommen. So fanden sich die beiden im 
Spätsommer als noch zu Kündigende auf 
der Liste wieder. zum Groll des Vorsitzen­
den und der Leipziger Mitstreiter in Sachen 
GW-Erneuerung. 

Nach ihrer Bestätigung als Angestellte des 
GW-HV fiel es den ehemaligen Bezirksvor­
sitzenden teilweise sehr schwer, ihre neue 
Rolle in Bescheidenheit zu spielen. Leider 
gaben einige ihre Loyalität zum HV auf, um 
ihr persönliches Glück in der sofortigen 
Übernahme als Gewerkschaftssekretäre in 
eine DGB-Gewerkschaft zu suchen. 

Die Wahlen zur (dann letzten) DDR-Volks· 
kammer am 18.März 1990 klärten, wohin 
die politische Entwicklung unter Führung 
der Block-CDU gehen würde, wenn auch 
nicht, wie schnell. Eine längere Wirkungs· 
periode der GW war nun zu bezweifeln, 
Dennoch übernahmen wir ein Schulungs­
heim in Feldberg/Mecklenburg, in dem 
bald die ersten neu gewählten Personalrä-

te staunend in ihre Rechte und Pflichten 
von erfahrenen Westkollegen der GEW 
eingeführt wurden. Nach einer Pressekon­
ferenz des Vorsitzenden der GEW. Dieter 
Wunder, im Ostberlin kam es zur ersten 
Begegnung mit dem Vorsitzenden derGW. 
Kurze gegenseitige Statements zur Ab­
sicht, sich kennenlernen zu wollen, waren 
der Anfang eines Dialogs. 

In der guten Absicht, den neuen Landes­
verbänden der GEW Ost im Hochschulbe­
reich zu helfen, kamen die ersten persön­
lichen Ost-West-Treffen von GEW-GW-Mit­
gliedem zustande. Wir erfuhren nun. wie 
aus der 68er Studentenbewegung die 
Bundesassistentenkonferenz seinerzeit 
den Anschluß an die GEW, eine aus dem 
Deutschen Lehrerverein hervorgegange­
ne Gewerkschaft, gefunden hatte und daß 
der Bereich Hochschule und Forschung 
sich bis heute schwertut mit dieser noch 
immer im feeling einer Standesvereinigung 
verhafteten Organisation. Jetzt wurden auf 
einmal Chancen sichtbar, als Bereich Hoch­
schule und Forschung eine eigenständi­
ge gewerkschaftliche Vertretung zu schaf­
fen. 

Die ÖTV sah das ganz anders. Mit der 
GEW über einen in Berlin (West) abgebro­
chenen Streik der Beschäftigten in Kinder­
tagesstätten im Hader, erklärte sie aus dem 
Mund ihrer Vorsitzenden, Monika Wulf­
Mathies, im Ostberliner Büro: wir können 
das allein, wozu die GEW? 

Schließlich besuchten mich honorige Her­
ren der Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft DAG. Warum nicht eine gewerk­
schaftliche Vertretung außerhalb des DGB 
anstreben? Der Vorsitzende der DDR-Ge­
werkschaft Gesundheits- und Sozialwesen, 

Sigmar Treibmann, schlug dies seinem 
Hauptvortstand vor und scheiterte. Er trat 
zurück. Der Versuchsballon einer Befrei­
ung aus etablierten Strukturen, auch aus 
dem FDGB, war geplatzt. 

Die GW versuchte immer wieder, ihren 
Mitgliedern die Vorzuge einer Gewerk­
schaft für den Organisationsbereich Wis­
senschaft. Hochschule und Forschung zu 
vermitteln. Dazu nutzte sie die Schulung 
von Personalräten zu Fragen der Mitbe­
stimmung, zur Frauenförderung und zur 
Tarifpolitik. Wir erkannten. daß wirksame 
Interessenvertretung in diesem für Gewerk­
schaftsarbeit eher untypischen Bereich sehr 
wohl dann möglich 1st, wenn hochschul­
und forschungspolitische Sachkompetenz 
vorhanden ist. Dann 1st eine Gewerkschaft 
auch als Bündnispartner der akademischen 
Selbstverwaltungsgremien akzeptiert und 
hilft, die Kräfte im immerwährenden Kampf 
um effizientere Hochschulsatzungen, zeit­
gemäße Hochschulgesetze und vor allem 
um das liebe Geld zu bündeln. Je mehrwIr 
Einblick in die Verhältnisse der überlaufe­
nen westdeutschen Hochschulen erhiel­
t_en, je deutlicher uns wurde, daß große 
Uberschreitungen der Regelstudienzeiten 
und hohe Abbrecherquoten auch durch 
die Studienbedingungen zu erklären wa­
ren, um so besser verstanden wir, daß das 
westdeutsche Hochschulsystem von un­
seren westdeutschen Kollegen (und nicht 
nurGe Nerkschaftern!) alsdnngend reform­
bedürftig angesehen wurde. Wir lernten 
engag,erte Menschen kennen, die in höch­
ste Hochschulämter gewählt oder bestellt 
worden waren und die gewerkschaftliche 
Aktivitäten durchaus z.B. mit ihrem Präsi­
dentenamt an einer Universität zu verein­
baren wußten. 

Der Weg zur Gewerkschaftseinheit 

Gewerkschaftseinheit wird hier als dritter 
Begriff für die Aufgabe der Vereinigungs­
politik aus gewerkschaftlicher Sicht einge-
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führt. Das zeigt indirekt, wie schwierig das 
Metier damals war und wie verschieden es 
angepackt wurde. 
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Auf Initiative der GW saßen Ende März die 
Vorsitzenden aller DDR-Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes zum ersten Male 
an einem Tisch, um ihre Verhandlungen 
mit der ÖTV zu koordinieren. Gegenstand 
von Beratungen im Ostberliner Büro der 
ÖTV oder beim HV in Stuttgart waren prak­
tische Schritte zum mittelfristigen Hinüber­
wachsen der DDR-Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes in eine gesamtdeut­
sche ÖTV. Nach den mehr oder weniger 
gelungenen Erneuerungsprozessen hat­
ten die Einzelgewerkschaften der DDR 
noch erstaunlich große Mitgliederzahlen. 
Verglichen mit den Mitgliederzahlen der 
Westgewerkschaften drohte eine Majori­
sierung durch Ostmitglieder. sollte es zu 
einer Vereinigung der Gewerkschaften 
durch Zusammenschluß kommen. Ob wir 
verläßliche Verhandlungspartner aus Sicht 
der ÖTV seien, darüber wird man wohl im 
GV der ÖTV in Stuttgart oft gestritten ha­
ben. Denn man fuhr eine Doppelstrategie: 
in den Bezirksstädten der DDR wurden 
Büros der ÖTV eröffnet. die die Gewerk­
schafter aufnehmen sollten, die von den, 
wenn auch erneuerten. DDR-Gewerkschaf­
ten nichts mehr hielten. Diesem verständli­
chen Ziel und der wünschenswerten Ver­
breitung dessen, was eine DGB-Gewerk­
schaft kann und will. näher zu kommen 
wurden aber zum Teil auch Mitgliederab­
werbeaktionen mit zweifelhaften Methoden 
gestartet. Die Parallelstrategie des Hinüber­
ziehens der Mitglieder in die ÖTV sollte 
nach hinreichender Zeit die DDR-Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes von 
selbst verschwinden lassen. Dann hatte 
man die Mitglieder und brauchte keinerlei 
Zugeständnisse an die Übernahme von 
Funktionären zu machen. Mir machte bei 
den Verhandlungen vor allem Sorge, daß 
der Organisationsbereich Hochschule und 
Forschung innerhalb der riesigen ÖTV 
einen recht niedrigen Stellenwert hatte und 
sich das durch Beitritt von Mitgliedern der 
GW nicht entscheidend ändern würde. 
Selbstverständlich gibt es auch in der ÖTV 
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kompetente Persönlichkeiten aus diesem 
Bereich. Doch für das Maß an Aufwand gilt 
die Zahl an Mitgliedern innerhalb der Ge­
samt-ÖTV. Ein solcher Proporz wird die­
sem so sensiblen Bereich nicht gerecht. 

Die Parallelstrategie wurde dann durch die 
Schnelligkeit der Entscheidungsfolge zur 
Herstellung der Einheit Deutschlands inef­
fizient. ja ironischerweisedrängten schließ­
lich einige Vorsitzende von DDR-Öffentli­
cher Dienst-Gewerkschaften in einer kriti­
schen Pressekonferenz den GV der ÖTV 
zur Eile beim Aufbau der Strukturen im 
Osten. In der Situation des August 1990 die 
gewerkschaftliche sommerliche Arbeitsru­
he wie in anderen Jahren zu pflegen, das 
konnten wir nicht verstehen. In Stuttgart galt 
die Aufforderung als das Äußerste an Auf­
müpfigkeit der "Partner" im Osten. 

Tatsächlich ist es später nur in Ausnahme­
fällen den Erneuerungsträgern in den DDR­
Gewerkschaften gelungen, höhere Posi­
tionen in den dann gesamtdeutschen DGB­
Gewerkschaften zu erringen. Der Weg ei­
ner Gewerkschaftsvereinigung wurden nur 
von der IG Chemie versucht. und zwar im 
Sommer 1991 (!) unter dem im DGB als 
rechts stehend geltenden Hermann Rap­
pe. 

Die Zusammenarbeit mit der GEW im Be­
reich Hochschule und Forschung gestal­
tete sich nach vielen Einzelbegegnungen 
auf der Ebene der Partnerländer wie auch 
des GEW-Fachgruppenausschusses 
Hochschule und Forschung bald vertrau­
ensvoll-partnerschaftlich, ja freundschaft­
lich. Man "konnte miteinander". mochte 
sich, lernte zuhörend und im Streit. Hier 
beflügelte Optimismus unsere Schritte in 
die Zukunft. Ein gemeinsamer Arbeitsaus­
schuß GEW/GW zur Herstellung der Ge­
werkschaftseinheit beriet den Weg zu Or­
ganisationsformen der gesamtdeutschen 
gewerkschaftlichen Interessenvertretung 
im Hochschul- und Forschungsbereich. 
Unermüdlich in seiner Antriebskraft und 
mit immer neuen Ideen hat Gerd Köhler. 
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Referatsleiter Hochschule und Forschung 
und Mitglied des Geschäftsführenden Vor­
stands der GEW, in Frankfurt/Main die ge­
meinsame Sache vorangebracht. Unser 
Vertrauensbonus bei der GEW war vor 
allem groß genug, daß wir aus den Quere­
len der GEW-Landesverbandsgründungen 
Ost mit der DDR-Lehrergewerkschaft Un­
terricht und Erziehung herausgehalten 
wurden. 

Zur gewerkschaftlichen Vereinigungspoli­
tik auf der Ebene FDGB• DGB sei hier nur 
wenig vermerkt. Den Ergebnissen des 
FDGB-Erneuerungskongresses mißtraute 
man in Düsseldorf zutiefst. Da ein Wechsel 
des DGB-Vorsitzenden bevorstand. der 
reguläre nächste DGB-Kongreß für Mai 
1990 lange vor dem Herbst 89 einberufen 
worden war, und intensive Vorbereitun­
gen bis hin zu einer Diskussion der Orga­
nisationsstruktur des DGB liefen, verwun­
derte die abwartende Haltung des DGB 
zunächst nicht. Der DGB-Vorsitzende Ernst 
Breit traf sich mehr aus Höflichkeit mit der 
neuen FDGB-Spitze. Fahrt kam erst dann 
in die Sache, als der auf dem Erneue­
rungskongreß ausgebliebene Umsturz 
nachgeholt wurde. indem sich die Vorsit­
zenden der Einzelgewerkschaften der Be­
vormundung durch die Ressortinhaber im 
Dachverband und der von diesen kaltge­
stellten Vorsitzenden Helga Mausch poli­
tisch entledigten und einem "Sprecherrat 
der Gewerkschaften" die Leitung des Dach­
verbandes übergaben. Alle Vorsitzenden 
der Einzelgewerkschaften wurden danach 
von Ernst Breit zum DGB-Gewerkschafts­
tag nach Hamburg eingeladen und end­
lich kamen auch Gespräche über die Gren­
zen der Partnergewerkschaften hinaus 
zustande. Der Kongreß hatte jedoch nicht 
die Kraft, neue Organisationsstrukturen und 
den Vereinigungsprozeß Im Zusammen­
hang anzupacken. Das Erste wurde von 
der Tagesordnung genommen und ver­
schoben, es stellt sich heute als immer 
dringender werdende Aufgabe dar. Das 
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Zweite wurde mit der damals allgegenwär­
tigen Unsicherheit in der Beurteilung der 
zeitlichen und inhaltlichen Konsequenzen 
aus der Situation der sich Bahn brechen­
den deutschen Einigung "andiskutiert". 

Hätten aber nicht wenigstens die Vorsit­
zenden von ÖTV und GEW ein Zeichen 
setzen können und den Organisationsbe­
reich Hochschule und Forschung nach 
jahrelangen fruchtlosen Ansätzen in der 
Zuordnung regeln können? Eine solche 
Vision schwebte den inzwischen leiden­
schaftlich für eine starke gewerkschaftliche 
Organisation eintretenden aktiven Kräfte 
der erneuerten GW vor. Die Verantworth· 
chen von ÖTV und GEW konnten nicht 
über ihren Schatten springen. Natürlich: es 
mußte schnell gehen. der 3. Oktober 1990 
markierte das bevorstehende Ende der 
DDR und danach standen gewaltige sozia­
le Probleme an. Der DGB und seine Ein­
zelgewerkschaften standen bei den DDR­
Bürgern unter einem gewaltigen und si­
cher auch schon unerfüllbaren Erwartungs­
druck. Dieser wurde von ÖTV und GEW 
bereits durch die Unfähigkeit enttäuscht. 
ein Fundamentalpnnzip der Gewerk­
schaftsarbeit. eben jenes "eine Einrich­
tung • eine Gewerkschaft !" zu achten. 
Strukturen nach diesem Prinzip in dieser 
einmaligen S1tuat1on In allen Bundeslän· 
dem endlich herzustellen, war die histori­
sche Chance für GEW und ÖTV für den 
Organisationsbereich Wissenschaft. Hoch­
schule und Forschung. Sie ungenutzt ver­
streichen zu sehen. war eine bittere Erfah­
rung für die Mitglieder der GW. 

Zur Hauptvorstandstagung derGW am 15./ 
16.Juni in Feldberg folgten Dieter Wunder. 
Vorsitzender der GEW, und Wolfgang War­
burg, stellvertretender ÖTV-Vorsitzender 
und zuständig für den Wissenschaftsbe­
reich, der Einladung der GW, gemeinsam 
über die Gewerkschaftseinheit zu beraten. 
Herauskam, daß jeder die traditionellen 
Vorzüge seiner Gewerkschaft darstellte. 
Mit dem Werben um Mitglieder war damit 
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das Schlachtfest derGW eröffnet. Die stell­
vertretende GEW-Vorsitzende Britta Nau­
mann. eine anerkannte Praktikerin der Ge­
werkschaftsarbeit. sagte danach, es sei 
schon gar nicht mehr interesssant, in wel­
che der beiden Gewerkschaften die GW­
Mitglieder gingen, wenn sie nur überhaupt 
Gewerkschafter blieben. Die heutigen Mi1-

gliederzahlen bestätigen ihre unterschwel­
ligen Befürchtungen. Mehr noch: Gewerk­
schafter der GW, die in Hochschulen und 
Forschungsinstituten die ersten Personal­
bzw.Betriebsratswahlen souverän gegen 
DAG und freie Listen aufgrund ihres her­
vorragenden Kandidatenangebots au,f ei­
ner mehr formal so benannten GEW-OTV-

Gemeinschaftsliste gewannen. sehen sich 
heute einer zumeist von Stuttgart aus ent­
schiedenen Konkurrenzsituation mit allen 
damit verbundenen hämischen Anwürfen 
ausgesetzt, die selbst alte Freundschaften 
zerbrechen läßt. Eine gemeinsame Liste 
dagegen würde eine Personenwahl brin­
gen. Ein so gewähltes Personalratsmitglied 
darf sich sicher sein, daß es seinen Sitz 
ausschließlich durch das Vertrauen der 
Kollegen errungen hat. Getrennte Listen 
entstehen in ihrer Reihung unter Berück­
sichtigung ganz anderer Aspekte. Treue 
zur Gewerkschaftslinie und Belohnung mit 
einer zeitweiligen Unkündbarkeit sind nicht 
die letzten ... 

Praktische Gewerkschaftsarbeit In den letzten Monaten der DDR 

Die unmittelbaren Ansprechpartner der de 
Maiziere-Aegierung für die GW waren Bil­
dungs- und Wissenschaftsminister Hans 
Joachim Meyer. zuständig sowohl für die 
Schulen wie für die Hochschulen. und 
Forschungsminister Frank Terpe. zustän­
dig insbesondere für die in der Akademie 
der Wissenschaften konzentrierte For­
schung. 

Gegenüber Minister Meyer entwickelte die 
GW bald Gedanken zu einem Sozialtarif­
vertrag, der die zu erwartenden Folgen 
eines drastischen Personalabbaus in Hoch­
schulen und Forschungsinstituten für die 
Betroffenen mildem sollte. selbstverständ­
lich für die aus der Vergangenheit Unbe­
scholtenen. Die Regierung beschloß zu­
erst die Abwicklung der Sektionen für 
Marxis-mus-Leninismus. Deren Angehöri­
ge hatten flächendeckend in alle Wissen­
schaftsbereiche die ''einzig wissenschaftli­
che Weltanschauung" und den gesell­
schaftspolitischen Optimismus der "Sie­
ger der Geschichte" hineinzutrayen. Kein 
Promotionsverfahren lief ohne Nac~weis 
des Studiums von tausenden Seiten der 
"Klassiker" und Prüfungen darüber. Ein 
Nichtbestehen riskierte keiner der Aspiran­
ten. er wäre dann selbst mit der besten 
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Dissertation etwa in Quantenphysik nicht 
zum Zuge gekommen. 

Die "Fachkräfte" aus der ML-Sektion ver­
abreichten auch die monatliche Rotlicht­
bestrahlung des Lehrkörpers, genannt 
ML-Weiterbildung. Kurz: sie waren als In­
stitution gründlich verhaßt. Aus westdeut­
schen linken GEW-Kreisen wurde die Ab­
wicklung damals vollmundig als Neuaufla­
ge der Berufsverbotspraxis gegen Kom­
munisten im Öffentlichen Dienst an den 
Pranger gestellt. Dem konnte der größte 
Teil der GW-Mitglieder nicht folgen und 
sah mit Entsetzen. daß sich dann beim 
Übertritt in eine der beiden Gewerkschaf­
ten GEW oder ÖTV eine politische Spal­
tung an dieser Argumentation festmachte. 
Ich hoffe, daß es heute an den ostdeut­
schen Universitäten noch immer möglich 
ist. einen Philosophen anzutreffen, der die 
Marx'sche politische Ökonomie und Le­
nins Revolutionstheorie lehrt. Für interna­
tional renommierte philosophische Kory­
phäen war ja wohl die Abwicklung der ML­
Sektionen nicht gedacht. Wie sich aber 
viele von deren Mitgliedern flugs noch vor 
Beginn der Abwicklung in andere Sektio­
nen flüchteten, das demonstrierte den 
Überlebenswillen der Betroffenen. 

hochschulc m1 rnai 199~ 

Die GW saß mit am Ministertisch, als von 
akademischen Berufsverbänden die ge­
nerelle Abberufung aller DDR-Professo­
ren gefordert wurde. Eine solche blinde 
Radikalität lehnten wir, wie der Minister, ab. 
Daß es sehr schwierig werden würde, ob­
jektive Kriterien für schuldhaftes Verhalten 
in der Vergangenheit zu entwickeln, war 
allen am Thema Beteiligten klar. Uns 
schwebten Ehrengerichte akademischer 
Gremien vor, auch Regelüberprüfungen 
auf Staatssicherheitsdienst-Zu- und-Mitar­
beit. Heute sind die Hauptpersonalräte, 
und damit Gewerkschaftsvertreter, auch an 
Kündigungsverfahren in Fällen, die eine 
weitere Beschäftigung im Öffentlichen 
Dienst nicht mehr zumutbar erscheinen 
lassen, beteiligt. Heute müssen sie eine 
übereifrige Ministerialbürokratie bremsen, 
die nicht verstehen will, daß ein Arbeits­
richter im Kündigungsprozeß beweiskräfti­
ge Fakten fordert. Dieselbe Ministerialbü­
rokratie plant aber Millionen für Gerichtsko­
sten ein und ist bereit, Vergleichen mit ho­
hen Geldbeträgen zuzustimmen. Was da­
bei herauskommt. spricht jedem Bemü­
hen Hohn, Recht und Gerechtigkeit unter 
einen Hut zu bekommen. 

Der neugewählte Präsident der Akademie 
der Wissenschaften, der Mediziner Horst 
Klinkmann, bedankte sich bei der GW, die 
anläßlich einer internationalen Tagung die 
Öffentlichkeit durch ein Protestmeeting auf 
die Lage der Akademieinstitute aufmerk­
sam machte. Das mag dazu beigetragen 
haben, daß sich nach anfänglicher Rede 
von der "Wissenschaftswüste DDR" die 
Kaltschnäuzigkeit einiger einflußreicher 
westlicher Evaluatoren bremsen ließ. 

Die leiseren Stimmen der um Objektivität 
bemühten Fachleute äußerten sich nach 
ihren Evaluationen z.T. erstaunt über das 
Niveau von Methodik, Handwerkszeug und 
Improvisationskunst. Das Moratorium zur 
behutsamen Umstrukturierung und teilwei­
sen Abwicklung der Akademie der Wis­
senschaften war ein greifbarer kleiner Er-

folg. Das Eingliederungsprogramm von 
AdW-Mitarbeitem in die Hochschulen war 
ohne die Rechnung der künftigen Wirte. 
der Landesfinanzminister, gemacht wor­
den. Bis heute 1st kein Rektor aus freien 
Stücken bereit, eigene Kräfte zu entlassen, 
um ehemaligen AdW-Mitarbeitem Verspre­
chungen der letzten DDR- Regierung zu 
erfüllen. 

Die GEW war auch geladen, als Anfang 
Juli (!) 1990 die DDR-Rektorenkonferenz 
zum ersten Male nach der Wende und 
zum letzten Male während ihres Beste­
hens an '1raditionsreicher Stätte" in Gosen 
bei Berlin (1n der ehemaligen zentralen 
Schule der Stasi) zusammentrat. Es war 
eine Konferenz. die in ihrer Zusammenset­
zung und ihrem Gestus so konservativ war. 
daß von ihren Köpfen wahrlich keine Hoch­
schulerneuerung erwartet werden konnte. 
Das kann nicht nur am "genius loci" gele­
gen haben: in diesem Gremium war bis da­
hin wirklich so gut wie nichts passiert. In 
Erinnerung geblieben 1st mir die Anspra­
che des Vorsitzenden der westdeutschen 
Rektorenkonferenz, Hans-Uwe Erichsen. 
der eine großherzige Geste der Aufnahme 
ostdeutscher Rektoren noch vor der Ein­
heit offerierte. Und ich erinnere mich an 
geistvoll-ironische Redebeiträge des neu­
gewählten Rektors der Ingenieurhochschu­
le Mittweida, Reinhard Schmidt. In Mittwei­
da hatte ein beherzter Lehrkörper und eine 
aufgeweckte Studentenschaft gehandelt. 
noch ehe sie von oben dazu aufgefordert 
waren. Im besten Sinne erwarben sie sich 
damit das Vertrauen, mit dem sie bereits im 
Sommer 1991 den Aufbau der ersten Fach­
hochschule auf ehemaligen DDR-Boden 
beginnen konnten. 

Die etablierten Wissenschaftsvertreter wa­
ren damals so gut wie alle aus dem Holz 
kalt berechnender Karrieristen geschnitzt, 
wie sie natürlich auch Im Westen zu finden 
sind. Bei schnell heruntergespielter politi­
scher Verantwortlichkeit für den Zustand 
von Hochschulen und Wissenschaft ver-
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standen sich diese Herren schnell, voll­
ständig und gründlich. Sie waren Webmei­
ster für das Netz der ost-westdeutschen 
Seilschaften, das es offenbar vielen Kom­
promittierten auch in Zukunft noch möglich 
machen wird, ihre Karrieren ohne Knick 
fortzusetzen. Von persönlicher Integrität. 
von Einsichtsfähigkeit in ihre Verstrickun­
gen in das vergangene System, gar von 
stiller Scham und einem Bemühen um Ge­
sten der Wiedergutmachung will ich gar 
nicht reden angesichts einer politisch füh­
renden Klasse, die von Börgerende bis 
Oberammergau sehr großzügige Ansich­
ten von Vorteilsnahme und Verant•vortung 
vor den Bürgern äußern. 

Wir wußten: es wird zu massiven Entlas­
sungen auch unbescholtener Fachleute 
aus Gründen von Stellenstreichungen kom­
men. (Die sprachliche Fassung "aus Man­
gel an Bedarf' ist so widerwärtig und heuch­
lerisch angesichts von Überlast und An­
onymität des Massenbetriebs an den deut­
schen Universitäten. daß ich hier den ge­
nialen Deuter sprachlicher Vernebelung. 
Victor Klemperer. zitiere. Sein Motto war: 
"Sprache, die für dich dichtet und denkt...", 
Goethe.) Die GW handelte mit den Ta­
riffachleuten der zuständigen Ministerien 
einen Sozialtarifvertrag unterschriftsreif aus. 
Die Unterzeichnung wurde am letztmögli­
chen Tag. den 30. Juni 1990, vom DDR­
Innenminister Reichenbach untersagt. Ei­
nen Tag später galt infolge des lnkrafttre­
tens der Währungsunion bereits BRD-Ta­
rifrecht. Es dauerte dann bis Sommer 1992. 
daß Komponenten unseres damaligen 
Vorschlages in einen Tarifvertrag für den 
Öffentlichen Dienst Ost einflossen. z.B. Ab­
findungen. 

Auch Koalitionen wurden gesucht. Die GW 

brachte im Mai 1990 das erste Treffen von 
Vertretern der DDR-Volkskammerfraktion 
der SPD mit Vorsitzenden der Einzelge­
werkschaften in der DDR zustande. 

Die Reserviertheit der Ost-SPD gegenüber 
den erneuerten DDR-Gewerkschaften war 
massiv. Es lockerte sich erst gegen Ende 
ihrer Existenz anläßlich des Vereinigungs­
parteitags der SPD im September 1992 in 
Berlin. 

Ich erinnere mich auch gern an einen 
Abend in Königswinter, wo ich mit Ulf Fink. 
dem Vorsitzenden der Christlichen Sozia­
lausschüsse und dann schon stellvertre­
tendem DGB-Vorsitzenden. im Kreise von 
Gründungsmitgliedern solcher Ausschüs­
se aus der DDR aktuelle Gewerkschaftsar­
beit diskutierte. 

Mit dem damaligen Gastprofessor für Wirt­
schaftswissenschaften an der Universität 
Leipzig, Kurt Biedenkopf. tauschte ich Ge­
danken zur Mitbestimmung in einer refor­
mierten Hochschullandschaft aus. Zur ver­
abredeten Fortsetzung des Dialogs kam es 
nicht mehr, da war er bereits aussichtsrei­
cher Kandidat für das Amt des sächsischen 
Ministerpräsidenten. 

Und die GW machte auch noch erste Er­
fahrungen in Tarifverhandlungen. Die Ge­
sprächsführung oblag bereits der ÖTV, die 
das böse Spiel getrennter Tarifverhand­
lungen für Ost/ West hinnahm. Auch hier 
liegt eine Zeitbombe für den sozialen Un­
frieden, die von den Gewerkschaften 
schleunigst entschärft werden sollte, und 
sei es um den Preis einer schlimmen Pro­
zentrelation in der unterschiedlichen Be­
zahlung Ost/West. Aber gemeinsam ver­
handelt und sofort für jedermann vergleich­
bar! 

Das Ende und doch noch kein Ende 

Am 29.September 1990 tagte die Zentrale 
Delegiertenkonferenz der Gewerkschaft 
Wissenschaft als Auflösungskonferenz. Die 
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Gäste von GEW. Dieter Wunder. und ÖTV. 
Wolfgang Warburg, fanden freundliche 
Worte für das Erreichte. Die Vergabe unse-
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res bescheidenen Neuvermögens fiel 
leicht: Sachwerte an die neuen GEW-Lan­
desverbände Ost, Geldspenden für Kinder 
aus Tschernobyl, alles andere in Geldwer­
ten an die gewerkschaftsnahe Hans-Böck­
ler-Stiftung zur Förderung arbeitsloser DDR­
Wissenschaftler, Rückforderung des der 
GW zustehenden Vermögensanteils des 
FDGB. 

Heutiger Stand: die GW in Liquidation ist 
von der Unabhängigen Kommission zur 
Untersuchung des Vermögens der Partei­
en und Massenorganisationen der DDR 
unter Sequester gestellt. Die Treuhandan-

stalt muß jeden finanziellen Geschäftsvor­
gang genehmigen. Beide sind der An­
sicht, daß der GW kein Altvermögen des 
FDGB .wsteht und das restliche Geldver­
mögen erst freigegeben wird, wenn die 
Verrect.nung mit Zahlungen, die die Ver­
mögens- und Treuhandgesellschaft des 
Dachverbandes FDGB an die GW 1990 
geleistet hat, stattgefunden hat. Dieses 
Geschäft verläuft langsam. was hauptamtli­
che Liquidatoren verständnisvoll hinneh­
men, die ehrenamtlichen L1qu1datoren der 
GW aber immer mehr verärgert, schwindet 
doch dadurch die Substanz dahin. 

Rückblick und Ausblick 

Die große Chance, 1990 eine einheitliche 
Gewerkschaftsstruktur für den Wissen­
schaftsbereich zu schaffen, wurde vertan. 

Die gewerkschaftliche Interessenvertretung 
im Wissenschaftsbereich wurde entschei­
dend geschwächt. 

Kommt es zur Organisationsreform der 
DGB, so plädiere_ ich für eine einzige Ge­
werkschaft des Offenlichen Dienstes. de­
ren Säulen dann relativ selbständige Sek­
toren wie kommunale und bundesstaatli­
che Ämter, Bahn, Post. Schulen, For­
schungsinstitute, Universitäten, kommuna­
le Dienstleistungen u.ä. sind (Vorbild: Öster­
reich). Auf dem Weg dahin wünschte ich 
mir eine GEW, die sich vom Hickhdck ums 
procedere, von lächerlichen Kleinkriegen 
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zwischen den Angehörigen der vier Säu­
len der GEW (Lehrer, Wissenschaftler, 
Sozialpädagogen, Weiterbildungsmitarbei­
ter) trennt und ihre tonnenschwere Be­
richtsflut eindämmt. Und ich wünschte mir 
eine bedeutend weniger zentralistische 
ÖTV, die nicht mehr in Stuttgart darüber 
entscheidet, ob an der TU Dresden DGB­
Schwestergewerkschaften bei Personal­
ratswahlen zusammenarbeiten sollen. 

Günter Eiselt, Dr. -Ing .. Automatisierungs­
techniker und Prozeßmformatiker, war 

1990 Vorsitzender der Gewerkschaft 
Wissenschaft in der DDR, bis Dezember 

1992 an der Fakultät Informatik der TU 
Dresden, 1st Hauptausschußmitglied der 

GEW 
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THEMA III: Verbände(-Schicksale) 
im Osten Teil 2 

llko-Sascha Kowalczuk (Berlin): 

Der Unabhängige Historiker-Verband (UHV) 

1. Entstehung und Zielsetzung 

"Auf dem Gebiet der Geisteswissenschaf­
ten herrscht eine erschreckende Situation. 
Jahrzehntelang erstickte ein ungenießba­
rer Brei aus Lüge und Halbwahrheit jede 
freie geistige Regung. Scholastische Al­
bernheiten und abgeslandene Gemein­
plätze wurden als 'einzige wissenschaftli­
che Weltanschauung' ausgegeben. Pseu­
dowissenschaftler schwangen sich auf den 
Richterstuhl marxistischer Allwissenheit 
und diffamierten in dümmlicher Arroganz 
ganze Epochen der modernen Geistes­
geschichte. Während man sich über die 
Bücherverbrennungen der Nazis moralisch 
entrüstete. fand in der DDR vierzig Jahre 
lang unter der Diktatur der SED eine 'kalte 
Bücherverbrennung' viel größeren Aus­
maßes statt." So begann der "Aufruf zur 
Bildung einer Arbeitsgruppe Unabhängi­
ger Historiker in der DDR" [1), der am 10. 
Januar 1990 von Armin Mitter und Stefan 
Wolle der Öffentlichkeit übergeben wurde. 
Der Aufruf liest sich noch heute wie ein 
befreiender Aufschrei: Endlich konnte an­
geprangert werden, was schon längst ge­
brandmarkt gehörte. 

Neben der knappen. aber kraftvollen Kritik 
an der DDR-Geschichtswissenschaft wur­
den in diesem Aufruf die Hauptaufgaben 
des Unabhängigen Historiker-Verbandes 
(UHV) formuliert: "Wir stellen uns der demo­
kratischen Oppositionsbewegung in der 
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DDR zur Verfügung und wollen mit ande­
ren unabhängigen Gruppen zusammen­
arbeiten .... Wir wollen uns an der sachkun­
digen Sicherstellung und baldigen Aus­
wertung der Akten von Staatssicherheit und 
SED beteiligen. . . . Es geht um die Bre­
chung auch des geistigen Machtmono­
pols der SED. Es geht um die Wiederher­
stellung der Würde eines Berufsstandes." 
Dieses Dokument setzte eine bis heute an­
haltende Debatte innerhalb der deutschen 
Geschichtswissenschaft in Gang.[2) 

Die DDR-Geschichtswissenschaft war in­
nerhalb der Geistes- und Sozialwissen­
schaften der DDR nach der Herbstrevoluti­
on ein Sonderfall. weil eigentlich nur hier 
eine Diskussion über ihre Funktion in der 
SED-Diktatur erfolgte, weil nurhierdie Aus­
einandersetzungen vorrangig zwischen 
ehemaligen DDR-Bürgern und -Bürgerin­
nen stattfanden und weil nur hier die De­
batte vor einer großen Öffentlichkeit ge­
führt wurde. Der UHV kann sich zugute 
halten, diese Diskussion eröffnet zu haben. 
Aber nicht nur das: Aus seinen Reihen 
kam auch die schärfste Kritik an der DDR­
Geschichtswissenschaft. Armin Mitter und 
Stefan Wolle hatten bereits im Januar 1990 
in ihrem Gründungsaufruf eindeutig und 
pointiert die Zustände auf dem Gebiet der 
historischen Forschung in der DDR so 
charakterisiert. daß auch heute. bei aller 
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Liebäugelei mit einer "Differenzierung der 
DDR-Geschichte"[3), an dieser Einschät· 
zung vom UHV nichts zurückgenommen 
werden muß: "Die Legitimation, die ihr das 
Volk vom ersten Tag ihrer Machtergreifung 
an verweigerte, versucht die SED durch 
eine neue Geschichtsideologie zu erset­
zen. 

Die Grundlage hierfür bietet die moralische 
und intellektuelle Degeneration vieler Hi­
storiker. Natürlich haben die meisten Pro­
duzenten von historischen Entstellungen 
und leicht durchschaubaren Lügen nicht 
wirklich an deren Wahrheitsgehalt geglaubt. 
Aber sie sind an ihrer eigenen Verlogen­
heit moralisch und geistig zerbrochen. Wer 
sich jahrelang in die eigene Tasche lügt, 
verliert die Fähigkeit, einfach und klar zu 
denken... Wer ständig in scholastischen 
Kapriolen die historische Wahrheit verdreht. 
verliert die Fähigkeit, wissenschaftlich zu 
arbeiten .... Wieder berufen sich viele auf 
einen angeblichen Befehlsnotstand." 

Bevor der UHV offiziell gegründet wurde, 
hatten sich die Historiker-Gesellschaft der 
DDR und einige führende SED-Historiker 
zur Situation in der DDR-Geschichtswis­
senschaft geäußert.[4) In diesen Stellung­
nahll'en warn ur sehrvorsichtig Kritik geübt 
worden. Für die Mißstände wurden "An­
dere" verantwortlich gemacht. Zwar hätte 
man selbst auch einiges mehr sagen kön­
nen, als es geschah, aber letztendlich hätte 
man - so der Tenor - die engen Grenzen 
ausgeschöpft. Viele SED-Historiker dach­
ten Ende 1989/ Anfang 1990 noch, daß die 
bevormundene SED-Macht lediglich durch 
eine reformkommunistische ersetzt wer­
den würde, und einige der sogenannten 
"weißen Flecken" ausgetilgt werden könn­
ten. Und wer, wenn nicht diejenigen, die 
diese bisher gehütet hatten, sollten sie ver­
schwinden lassen.[5] Viele SED-Historiker 
waren zu ihren Posten gekommen, weil 
sie genau diese "weißen Flecken" ent­
sprechend der SED-Doktrin hüteten. Jetzt, 
da ihr Brötchengeber verschwunden war, 
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wollten ausgerechnet sie es sein, die diese 
Flecken beseitigen, um damit abermals ih­
re Brötchen zu verdienen. Ja, es gab ferner 
Stimmen, wie die des Historikers für BRD­
Geschichte, Michael Lemke, der sogar nur 
denjenigen das Recht einräumte, sich mit 
der DDR-Geschichte zu beschäftigen, die 
dies auch schon vor der Wende in der 
DDR taten![6] Zu solch einem Ansinnen 
gehörte (und gehört) schon eine bemer­
kenswerte moralische Unverfrorenheit.[?] 

Doch die Rechnung der 'Blinden', die bis 
1989 die sogenannten "weißen Flecken· 
nicht sehen wollten, ging nicht auf.[8] 

Am 10. Februar 1990 fand In der SED­
Parteihochschule "Karl Marx" die außer­
ordentliche Mitgliederversammlung der 
Historiker-Gesellschaft statt. An diesem Ort, 
der nochmals die symbIotIsche Verknüp­
fung von SED und Geschichtswissenschaft 
symbolisierte, trafen sich knapp 600 Mit­
glieder, also etwa ein Viertel der Mitglieder 
der Historiker-Gesellschaft, um ihren Ver­
band den gesellschaftlichen Ereignissen 
anzupassen. Dieser Versuch mißlang kräf­
tig. Die während dieser Versammlung ein­
gebrachten Anträge enthielten kaum et­
was Neues. Brisante Themen wie die Re­
habilitierung verfolgter Historiker wurden 
vertagt (9), die Frage nach politischer Un­
terdrückung und Verfolgung von Studie­
renden und H1stonkern innerhalb der Ge­
schichtswissenschaft wurde überhaupt 
nicht aufgeworfen. Das neugewählte Prä­
sidium gab ein gutes Spiegelbild der DDR­
Geschichtswissenschaft ab. Der wissen­
schaftlich ausgewiesene Präsident (G. 
Vogler) setzte seine Unterschrift unter offizi­
elle Schreiben, die politisch-motivierte Ex­
matrikulationen zur Folge hatten, einige 
Mitglieder gehörten zu den Mächtigen ih· 
rer Disziplin im "Ancien Regimes" (W. 
Schmidt, J. Herrmann). andere waren als 
Scharfmacher bekannt (K. Pätzold), und 
noch andere haben nichts weiter getan, als 
artig, aus innerer Überzeugung und ohne 
wahrgenommene Einschränkung Ge-
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schichte im Sinne ihrer Partei zu "produ­
zieren". Und weil irgendetwas anders sein 
sollte als früher, wurden einige jüngere 
Kader hinzugezogen, die als Feigenblatt 
der neuen demokratischen Verhältnisse 
dienen sollten.(10) 

Schon damals sind diese restaurativen 
Bemühungen scharf kritisiert worden. In 
der Diskussion meinte Stefan Wolle: "Die 
Versammlung erscheint mir wie eine Zu­
sammenkunft von Damen vom Strich, die 
unter Leitung ihrer Zuhälter einen Sittlich­
keitsverband gründen wollen." Der darauf 
einsetzende Tumult wurde von der demo­
kratischen Forderung nach einer Abstim· 
mung beendet. Die Anwesenden wurden 
befragt, ob für Wolle nicht ein Redeverbot 
angemessen sei. Doch die Zeit für Rede­
verbote war endgültig vorbei: Stefan Wolle 
durfte weitersprechen. 

Als dann am 21. April 1990 der Unabhängi­
ge Historiker-Verband in Berlin gegründet 
wurde, waren die oppositionellen Kräfte 
unter sich. Der Präsident der Historikerge­
sellschaft der DDR. Günter Vogler. war 
zwar erschienen, hörte sich die Verhand· 
lungen aber lediglich bis zur Pause grim­
mig-schweigend an. um dann lautlos zu 
verschwinden.[11] Der Bruch innerhalb 
der Historikerschaft der DDR war späte­
stens hier endgültig. irreversibel und sieht· 
bar.(12] 

Auf der Gründungsversammlung waren 
sich die Anwesenden einig über die Ziele 
des neuen Verbands. Bewußt als Gegen­
gründung zum Verband der etablierten 
SED-Historiker, der Historiker-Gesellschaft 
der DDR, die sich zum 31. Dezember 1990 
kläglich auflöste, initiiert, machte es sich 
der UHV zur Aufgabe, "die Freiheit der 

Geschichtsforschung und -lehre in Inhalt 
und Methoden zu fördern. Er setzt sich ein 
für die Befreiung der historischen Wissen­
schaft von jeder ideologischen Bevormun­
dung, für den Theorie- und Methodenplu­
ralismus, die Förderung bislang vernach­
lässigter Forschungsthemen." (13) Außer­
dem fördert der Verein insbesondere die 
Aufarbeitung der Geschichte der SBZ/DDR, 
setzt sich für einen demokratischen Zu­
gang zu den Archiven der DDR ein und 
widmet sich der Geschichte der DDR-Ge­
schichtswissenschaft, ihrer Institutionen und 
politischen Einbindung. Ein wichtiges Be­
tätigungsfeld von vielen Mitgliedern des 
UHV war und ist die Tätigkeit in politischen 
und wissenschaftspolitischen Gremien zur 
Erneuerung und zum Wiederaufbau der 
historischen Lehre und Forschung in den 
neuen Bundesländern. 

Immer wieder ist beklagt worden. daß die 
Historiker aus der DDR zur Umwälzung 
nichts beigetragen hätten.(14] Dies ist nur 
bedingt richtig: Denn einige Mitglieder des 
UHV waren aktiv an neuralgischen Punk­
ten der Herbstrevolution tätig, andere ge­
hörten zur Oppositionsbewegung der DDR. 
Nur, und insofern ist diese Aussage richtig. 
keiner gehörte zu den etablierten Histori­
kern aus der DDR. Und doch haben gera­
de die zwei Begründer des UHV, Stefan 
Wolle und Armin Mitter, nicht nur aktiv Po­
litik betrieben. Mit der Herausgabe wichti­
ger Dokumente des MfS aus dem Jahre 
1989 haben sie sowohl auf innerwissen­
schaftliche Bedürfnisse wie auf massen­
haftes Verlangen reagiert.[15] Allein diese 
'schnelle' Publikation zeigte, daß es Histo­
riker in der DDR gab, die nicht von der 
"stalinistischen Syphilis" (W. Biermann) 
befallen waren. 

2. Die Struktur und die Mitglieder 

Der UHV wird von einem siebenköpfigen 
Vorstand geleitet, der alle zwei Jahre auf 
der Jahreshauptversammlung gewählt 
wird. Gegenwärtig gehören dem Vorstand 
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neben vier Historikern und einer Historike· 
rin (Rainer Eckert, Andreas Grat, Armin 
Mitter, lsolde Stark und Stefan Wolle), ein 
Archivar (Ulrich Geyer) und ein Student 
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(llko-Sascha Kowalczuk) an. Der Verband 
begreift sich heute zwar nicht als Alternati­
ve zum "Verband der Historiker Deutsch­
lands" (VHD), aber als eine notwendige 
Ergänzung. Beide Verbände kooperieren 
miteinander, was beispielsweise daran 
deutlich wird, daß lsolde Stark auch Mit­
glied des geschäftsführenden Ausschus­
ses des VHD ist.(16] Ein wichtiger Unter­
schied zum VHD besteht darin, daß Stu­
dierende, Lehrer, historisch Interessierte 
und Archivare dem UHV beitreten können. 

Mit vielen weiteren Verbänden und Initia­
tivgruppen arbeitet der UHV zusammen. 
Dazu zählen zum Beispiel das "Bürgerko­
mitee 15. Januar'', das "Antistalinistische 
Aktionskomitee" (Astak), die Umweltbiblio­
thek oder die Ostberliner Geschichtswerk­
statt.(17] 

Dem UHV gehören gegenwärtig rund 100 
Mitglieder an. Die meisten stammen aus 
Berlin und zählen zu den Nachwuchshi· 
storikern. Von Beginn an 1st auch West­
deutschen und Ausländern der Eintritt 
möglich. Seit 1992gibtderVorstandfüralle 
UHV-Mitglieder ein unregelmäßig erschei­
nendes Mitteilungsblatt heraus. 

Das Dilemma des UHV ist unverkennbar 
(18]: Vielen Mitgliedern war vor der Wende 
aus politisch-ideologischen Gründen eine 
wissenschaftliche Karriere verwehrt geblie­
ben. Nun, da die Gründe entfallen sind, 
fehlt ihnen die notige wissenschaftliche 
Reputation. Die Marg1nails1erung vor 1989 
ist die direkte Ursache dafur, daß viele 
auch seit 1989 am Rande stehen. Vielen ist 
der Sprung In die Profession noch nicht 
geglückt 

3. Die Diskussion um die DDR-Geschichtswissenschaft 

Im September 1990 nahm erstmals eine 
größere Öffentlichkeit - auch innerhalb der 
Historikerzunft - vom UHV Notiz.[19) Bei 
der Podiumsdiskussion "Zur Lage der Ge­
schichtswissenschaft in der DDR" (20) auf 
dem 38. Historikertag in Bochum kam es zu 
erregten Diskussionen, alsArmin Mitter die 
DDR-Geschichtswissenschaft zum wieder­
holten Male einer harschen Kritik unterzog. 
Er sagte über die Historiker aus der DDR:" ... 
sie haben nicht unter einer SED-Herrschaft 
gelitten, ... sie haben die SED-Herrschaft 
nicht nur ausgeübt, sondern sie haben sie 
auch intellektuell ausformuliert, sie haben 
einer ganzen Generation ein total falsches 
Geschichtsbild beigebracht, sie haben eine 
ganze Generation, wenn man so will, dar­
an behindert, ein mündiger Bürger zu wer­
den ... "(21) Die Diskussion um die DDR­
Geschichtswissenschaft wurde mit dieser 
Podiumsveranstaltung stärker ins öffentli­
che Licht gerückt. Dazu trugen nicht zuletzt 
die pointierten und zugespitzten Ausfüh­
rungen Mitters bei. 

Bei vielen weiteren Veranstaltungen wa-

ren Vertreter des UHV anwesend. Hervor­
zuheben wäre noch ein deutsch-amenka­
nischerHistorikerdisput im Dezember 1990 
in Berlin. Damit diente erstmals nach dem 
Sturz der SED eine internationale Tagung 
allein der Auseinandersetzung um die 
DDR-Gesch1chtsw1ssenschaft. [22] Weiter 
traten zum Beispiel auch auf dem Histori­
kertag 1992 in Hannover, auf den Jahresta­
gungen der German Studies Association 
in Buffalo und Los Angeles, auf Tagungen 
der Evangelischen Akademie Loccum, auf 
Veranstaltungen des Ostkollegs, der Bun­
deszentrale für politische Bildung, der Hi­
storischen Kommission der SPD, auf der 
internationalen Konferenz der Historiker der 
Arbeiterbewegung In Linz und bei vielen 
Fernseh- und Radioveranstaltungen Ver­
treter des UHV auf. 

Der UHV initiierte und förderte aber auch 
selbst Veranstaltungen, auf denen über 
die politische Funktion der DDR-Ge­
schichtswissenschaft und über politische 
Verfolgungen und Repressionen an der 
Sektion Geschichte der Humboldt-Univer-
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sität zu Berlin (HUB) diskutiert wurde. Am 
10. November 1990 kam es Im Senatssaal 
der HUB zu einer ersten Auseinanderset­
zung mit der Geschichte politischer Verfol­
gungen an der Berliner Universität über­
haupt.(23] Die Veranstaltung wurde von 
einem Bericht des Direktors über die Ver­
folgungen eingeleitet.[24] Nach mehreren 
Stunden kontroverser Diskussionen zeigte 
sich, daß die meisten SED-Historiker, die 
Ende der sechziger/ Anfang der siebziger 
Jahre an politischen Repressionen (Ge­
fängnis, Exmatrikulationen, befristete Re­
legationen) beteiligt waren, sich nur zu 
halbherzigen Entschuldigungen durchrin­
gen konnten. Die meisten der gestellten 
Fragen blieben unbeantwortet. Oftmals 
wurde sich mit einer Art Befehlsnotstand 
herausgeredet. 

Aus diesem Grunde wurde vom Rektor ei­
ne Kommission eingesetzt, die diese Vor­
fälle untersuchen sollte. Die Ergebnisse 
konnten nur bedingt befriedigen, da viele 
Akten noch nicht aufgefunden waren, und 
sich die Beteiligten von damals auch in den 
individuellen Gesprächen sehr bedeckt 
verhielten.[25) An die Arbeit dieser Kom­
mission knüpfte ein über mehrere Seme­
ster laufendes Forschungsseminar von 
Rainer Eckert und Stefan Wolle an.[26] 

Im Wintersemester 1991 /92 unterstützte der 
UHV die vom Studentenrat des Instituts für 
Geschichtswissenschaften der HUB orga­
niserte Ringvorlesung "Geschichtswissen­
schaft - Heute". Die Reihe der Vorträge 
(Jürgen Kocka, Winfried Schulze. Otto 
Gerhard Oexle, Jochen Martin, Lutz Niet­
hammer, Hans Georg Hockerts. Hermann 
Weber, Karin Hausen, Hartmut Zwahr, 
Wolfgang Küttler, Hans Mommsen) wurde 
von einer Podiumsdiskussion abgeschlos­
sen, bei der neben Hans Ulrich Wehler, 
Winfried Schulze, Wolfgang Küttler und 
Hartmut Zwahr die UHV-Mitglieder Rainer 
Eckert und der Verfasser, der die Veran­
staltung moderierte, teilnahmen.(27] Die 
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Veranstaltung war geprägt durch Span­
nungen, die sich zwischen den neuberu­
fenen Professoren aus den alten Bundes­
ländern und den einst repressierten Stu­
dierenden einerseits und den Historikern 
der alten Sektion Geschichte andererseits 
entwickelt hatten. Diesem Spannungsver­
hältnis ging dann auch eine öffentliche Dis­
kussion am 8. Februar 1992 nach, die eben· 
falls vom UHV und vom Studentenrat des 
Instituts organisiert worden war.(28] 

Die ausgewählten Beispiele sollen zeigen, 
daß der UHV die Auseinandersetzung um 
die DDR-Geschichtswissenschaft zu sei­
ner ureigensten Angelegenheit gemacht 
hat. Auch gegenwärtig wird diese Diskus­
sion von seinen Mitgliedern weiter beför­
dert, was sich in vielen Artikeln und Vorträ­
gen manifestiert Dies ist um so mehr erfor­
derlich, als zunehmend im Westen wie im 
Osten versucht wird, dieser notwendigen 
Diskussion aus dem Weg zu gehen. 

Dem kritischen Engagement des UHV ist 
es zuzuschreiben, daß die meisten eta­
blierten Historiker der DDR in der Regel 
vermeiden, seine Existenz überhaupt nur 
zu erwähnen. Und wenn sie ihn schon 
erwähnen, dann in der Pose von Großin­
quisitoren, die ihre einstige Aufgabe verlo­
ren haben und nun alles ins Gegenteil 
drehen. Werner Röhr meint zum Beispiel 
mit Blick auf den UHV. daß er lediglich 
denunziativ Gesinnungsverfolgung und 
Abrechnung betreibe.[29] Außerdem wird 
dem UHV von Röhr und Genossen [30] im­
mer wieder die rhetorische Frage gestellt, 
ob er seine Unabhängigkeit überhaupt hin­
reichend glaubhaft zu machen vermochte. 
Damit wird seine Entstehungsgeschichte 
völlig ignoriert, als sich der UHV von der 
etablierten Historikerzunft der DDR und dem 
SED-Staat abheben wollte. Dies soll viel­
mehr ein Hinweis darauf sein. daß der 
UHV Erfüllungsgehilfe und Abwicklungs­
kumpan der westdeutschen "Großhistori­
ker" [31] und des dahinterstehenden Groß­
kapitals sei. 
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4. Das wis~enschaftliche Engagement 

Der zweite Arbeitsschwerpunkt des UHV gut besuchten Tagung liegen mittlerweile 
besteht in der Förderung wissenschaftli- in einem Sammelband vor. [36] Der Höhe· 
eher Unternehmen, Konferenzen und Kol- punkt dieser Konferenz war eine Podiums-
loquien vor allem zur Geschichte der SBZ/ dlskussion "Nachrichtendienste im demo-
DDR. Die erste wissenschaftliche Konfe- kratischen Rechtsstaat?". Erstmals disku-
renz des UHV "Archivwesen der früheren tierten Vertreter des Bundesnachrichten-
DDR - Bilanz und Perspektiven" fand am dienstes und des Bundesamtes für Verfas-
15. Juni 1991 im Kongreßsaal der ehema- sungsschutz mit Kritikern von Geheimdien-
ligen Stasi-Zentrale in der Berliner Nor- sten über die Legitimität dieser Einrichtun-
mannenstraßestatt.[32] Die Problematik der gen in einem demokratischen deutschen 
Archive in der ehemaligen DDR war von Staat nach dem Fall der Mauer.[37] 
Beginn an für den UHV eine der wichtig­
sten Themenkomplexe, mit denen er sich 
beschäftigte(33]. Dabei orientierte er seit 
seiner Existenz vorrangig auf zwei Punkte. 
Zum einen engagierte er sich für die Si­
cherung der Akten des MfS, der SED, der 
Blockparteien, der gesellschaftlichen Or­
ganisationen und staatlichen Einrichtun­
gen. Zum anderen wurde in der öffentli· 
chen Diskussion immer wieder betont, daß 
für die kritische und wissenschaftliche Auf­
arbeitung der SBZ/DDR-Geschichte alle 
Archive gleichermaßen bedeutungsvoll 
sind. Insbesondere warnte der UHV davor 
die Akten des MfS als alleinige Quelle fü~ 
die DDR-Geschichte zu betrachten. Und 
auf noch ein Problem war - hier von Arm in 
Mitter - hingewiesen worden: "Jede Ver­
zögerung bei der Aufarbeitung der Stasi­
Vergangenheit erschwert ... die tatsächli­
che Integration der ehemaligen offiziellen 
und inoffiziellen Mitarbeiter in die Gesell­
schaft. "[34] 

Neben diesen großen Tagungen veran­
staltete der UHV eine Reihe von kleineren 
Arbeitskonferenzen. Von diesen soll die 
gemeinsam mit der Historischen Kommis­
sion Berlin am 18. September 1992 zum 
Thema "DDR-Akten und Quellenkritik" 
erwähnt werden.(38] Bei diesem Works­
hop wurde versucht zu zeigen, was die 
verschiedensten Archive tatsächlich für die 
konkrete Forschung hergeben können. 

Auch in Zukunft wird der UHV wissen­
schaftliche Konferenzen organisieren. Für 
1993 plant er gemeinsam mit dem Land 
Brandenburg eine Tagung über sowjeti­
sche Speziallager in der SBZ/DDR. Außer­
dem wird gegenwärtig eine Konferenz zum 
17. Juni 1953 vorbereitet. die im Juni statt­
finden wird. Ebenfalls im Juni wird der UHV 
eine Tagung mitvorbereiten und unterstüt­
zen. die der Treuhand gewidmet sein wird, 
Im nächsten Jahr will der UHV eine Konfe­
renz zur Theorie und Praxis des Sozialis-

Die zweite wissenschaftliche Konferenz mus durchführen, die der Frage nachge-
fand am 11./12. Januar 1992 zum Thema hen soll: "Ist der Sozialismus durch den 
"Geheimdienste und politische Polizei in real existierenden Sozialismus zur Kennt-
der modernen Gesellschaft" statt.[35] Eini- lichkeit gekommen oder bis zur Unkennt-
ge Beiträge dieser internationalen, äußerst lichkeit entstellt worden?" 

5. Das wissenschaftspolitische Engagement 

Neben den bereits geschilderten Aktivitä­
ten kommt noch ein drittes Betätigungfeld 
hinzu, welches sich zwar mehr über ein­
zelne Mitglieder vollzieht. aber dennoch 
eng mit dem Namen und den Ideen des 
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UHV verbunden ist: das wissenschaftspo­
litische Engagement. Die von Mitgliedern 
des UHV ausgeübten wissenschaftspoliti­
schen Funktionen können hier nicht alle 
aufgezählt werden. Aber um wenigstens 
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etwas von den Aktivitäten zu verdeutlichen, Beispiel Rainer Eckert zum stellvertreten-
seien einige stellvertretend genannt. den Qirektor des Instituts für Deutsche Ge­

Die Begründer des Verbands, Stefan Wol­
le und Armin Mitter, arbeiteten seit dem 
Sturm auf die Stasi-Zentrale in Berlin in 
verschiedenen Funktionen als Historiker 
bei der Auflösung der Staatssicherheit mit. 
(39) Sie waren Berater am großen Runden 
Tisch, zeitweilig Mitarbeiter des Ministeri­
um des Innern und zuletzt angestellt in der 
Gauck-Behörde. Aus dieser wurden sie im 
März 1991 fristlos entlassen. weil sie der 
veröffentlichten Meinung widersprachen, 
wonach Lothar de Maiziere nicht ino'fiziel­
ler Mitarbeiter des MfS gewesen sein soll­
te.[40) Weitere Mitglieder des UHV waren 
maßgeblich an der Auflösung des MfS be­
teiligt (z. B. Mathias Wagner als eingesetz­
ter Chef des Stasi-Archivs). 

schichte der AdW und lsolde Stark zum 
Mitglied des Runden Tisches der AdW 
gewählt. In die Expertenkommission zur 
Neukonzeption der brandenburgischen 
Gedenkstätten wurde Andreas Graf beru­
fen [41 ), vorher war er Geschäftsführer des 
Medienkontrollrates. An der Umgestaltung 
und Neustrukturierung des Historischen 
Institutes der HUB beteiligte sich derVf. als 
Mitglied der "Personal- und Strukturkom­
mission des Instituts" und als Vertreter in 
der "Struktur- und Berufungskommission 
Geschichte", die gemeinsam von der Uni­
versität und dem Berliner Senat eingesetzt 
wurde.(42) Schließlich gehört Arm in Mitter 
der Bundestags-Enquete Kommission 
"Aufarbeitung der Geschichte und Folgen 
der SED-Diktatur" als Experte der Gruppe 
"Bündnis 90/ Grüne" an. An der Arbeit 

Die Demokratiebewegung in der DDR dieser Enquete-Kommission beteiligen 
brachte weitere Mitglieder des UHV in ver- sich weitere Mitglieder des UHV (z. B. mit 
antwortliche Positionen. So wurden zum Expertisen). 

6.Ausblick 

Anläßlich des Historikertags von Bochum 
1990 erklärte Guntolf Herzberg für den 
Verband: "Einen UHV zu bilden, war nicht 
so schwer. Doch ein UHV zu sein, als sol­
cher in der Wissenschaft und in der Öffent­
lichkeit präsent zu sein, übersteigt offen­
sichtlich die Kräfte dieser kleinen Grup­
pe."[43) Nun, da mehr als zwei Jahre ver­
gangen sind, kann diese Einschätzung 
kräftig relativiert werden. Die aufgezeigten 
Aktivitäten sollten als Beweis genügen. Aber 
die Feststellung von Herzberg besitzt inso­
fern noch Aktualität. als daß die aktive Grup­
pe des UHV noch immer sehr klein ist. Es 
sieht gegenwärtig auch nicht danach aus, 
als sollte sich diese Gruppe in absehbarer 
Zeit erheblich vergrößern. Weder ist zu er­
warten, daß Historiker aus den neuen Bun­
desländern den UHV unterstützen. noch 
zeichnet sich eine solche Tendenz durch 
Historiker aus den alten Bundesländern 
ab. Dabei gehören auch im vierten Jahr 
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nach der Wende noch eine Reihe von 
ursprünglichen Aufgaben zu den aktuel­
len Problemen. 

Die Diskussion um die DDR-Geschichts­
wissenschaft ist im wissenschaftlichen Sin­
ne erst zaghaft begonnen worden. Bisher 
überwiegen gegenseitige Schuldzuwei­
sungen. Die Debatte wurde bislang mora­
lisch und politisch geführt. Die ehemals 
etablierten Historiker sind genaugenom­
men gar keine wissenschaftlichen Ge­
sprächspartner in diesem notwendigen 
Diskurs. Sie können eigentlich nur als zu 
Befragende nützen, wenn sich der Ge­
schichte der DDR-Gesch ichstwissenschaft 
methodisch auch mit der Oral History ge­
nähert wird. Die Archive werden für die 
Beurteilung der DDR-Geschichtswissen­
schaft bis jetzt kaum benutzt.[44) Hier sieht 
der UHV nach wie vor für sich eine wichtige 
Aufgabe.(45) Nachdem er es war, der 
1990 die Debatte um die DDR-Geschichts-
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wissenschaft eröffnete, und nachdem er 
es war, der sie durch die wohl provokante­
sten Beiträge am Leben hielt, will er es jetzt 
auch sein, der sie davor bewahrt, daß sie 
gänzlich versiegt. 

Eine derartige Gefahr besteht aus mehre­
ren Gründen. Der wichtigste ist wohl der, 
daß "es" keiner mehr hören will, daß "es" 
keiner mehr sagen will, ja, daß "es" zu­
nehmend keinen mehr interessiert. Das 
ominöse "Es" waren die real herrschen­
den Zustände und Machtverhältnisse in 
der DDR, die absolute Gewaltherrschaft 
der SED, der Unterdrückungsapparat des 
MfS, des Mdl und anderer Organe sowie 
das millionenfache Mitmachen. Gegenwär­
tig besteht durchaus die Möglichkeit, daß 
Personen, die schon einmal zur DDR-Ge­
schichte "forschten", abermals die DDR­
Geschichte (um-) schreiben, in der das 
"Es" fehlt oder als lebenswert frisiert wird. 
Stefan Wolle brachte dies auf eine kurze 
Formel: "Diejenigen, die ständig auf Wei­
sung der Partei die Geschichte umge­
schrieben haben, schreiben nun ihre ei­
gene Geschichte um."[46) 

Mittlerweile schieben sich die seltsamsten 
Allianzen zusammen. Sie nennen sich nicht 
mehr "Allianz für Deutschland", ihre Ziele 
sind bescheidener. Die einen wollen Pfrün­
de retten, die anderen wollen sie ergattern, 
und sie kämpfen doch Seite an Seite: Be­
sitzstanddenken hier und die Jagd nach 
dem Beamtenstatus dort. Schon längst hat 
es sich eingebürgert, die Frage nach der 
polttischen Vergangenheit als obsolet zu 
betrachten. "Nestbeschmutzer" ist der dafür 
gebrauchte Begriff. Nicht die Verursacher 
des Drecks im Nest werden verächtlich 
gemacht, sondern noch immer oder schon 
wieder die Wenigen, die sich um eine 
Reinigung bemühen. 

Es gehört eben durchaus zu den heutigen 
Eigentümlichkeiten, daß sich ein Siegfried 
Prokop als "anerkannter Zeithistoriker" 
rühmen kann, ja, daß er auch als ein sol­
cher gerühmt wird. Prokop ist dabei bei 

weitem nicht der einzige, der seine mora­
lische Integrität verloren hat, um Studieren­
de an einer Hochschule zu unterrichten, 
der aber dennoch mit allen Mitteln seinen 
alten Platz behaupten will.[47) Der UHV, 
der „ich für die Rehabilitierung derjenigen 
einsetzt, denen in der DDR eine Ausbil­
dung verweigert wurde, deren Karrieren 
abgebrochen wurden und die Berufsjahre 
verloren haben, ja, der für diejenigen ei­
nen erleichterten Zugang an Universitäten 
einklagt, die nicht das Abitur ablegen durf­
ten. wird es nicht hinnehmen können, wenn 
sich die Prokops an die erneuerten Univer­
sitäten zurückklagen. Es ist eine der Forde­
rungen des Herbstes, denen sich der UHV 
noch immer verpflichtet fühlt: die, "die rei­
ne Lehre" vertraten, die, die Wissenschaft 
verrieten. die, die nur durch die SED zu 
Amt und Würden kamen, und die, die sich 
an politischen Repressionen und Verfol­
gungen beteiligten. haben an einer Ausbil­
dungseinrichtung nichts mehr zu suchen. 

Der spezifische Beitrag des Unabhängi­
gen Historiker-Verbandes liegt also noch 
immer ,n der Beseitigung von Überresten 
des SED-Staates. Diese finden sich an 
Universitäten und Hochschulen ebenso 
wie in einigen dubiosen Neugründungen. 
bei denen nur schwer ersichtlich ist, woher 
die finanziellen Mittel für diese stammen.[48] 
Aber es geht ebenso um Rehabilitierun­
gen, die in einigen Fällen leichter möglich 
wären, wenn nicht solche Einichtungen 
wie zum Beispiel die Abteilung Bildung 
und Forschung der "Gauck-Behörde" 
hauptsächlich mit Westdeutschen und das 
Zentrum für zeithistorische Studien in Pots­
dam überwiegend mit stromlinienförmigen 
Ostdeutschen bestückt worden wären. Im­
merhin gab es schon frühzeitig Initiativen 
des UHV zur Bildung einer Forschungs­
stätte zur Geschichte der DDA.[49) Hätte 
dieser Anspruch verwirklicht werden kön­
nen, wäre also für eine aus oppositionellen 
Kreisen stammende Idee Geld zur Verfü­
gung gestellt worden, hätten hier auch 
einige einen Forschungsplatz erhalten, die 
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nach westdeutschem Muster jetzt lediglich 
Objekt der Forschung sind. 

Der UHV wird sich auch weiterhin in der 
Diskussion zur SBZ/DDR-Geschichte, zur 
Geschichte von Diktaturen, ja, von jegli­
chen Unterdrückungs- und Ausbeutungs­
systemen engagieren. Es geht dabei um 
die Offenlegung von Mechanismen, die 
massenhaftes Fehlverhalten verursachten. 

Die Auseinandersetzung, die Diskussion 
um die SBZ/DDR-Geschichte ist erst eröff­
net worden. Noch lange sind nicht alle Fra­
gen gestellt. Antworten sind bisher kaum 
auf die schon gestellten Fragen gegeben 
worden. Der Sturm auf die Archive hat ge­
rade erst begonnen. Und noch immer gibt 
es eine Chance. die Arm1n Mitter schon im 
September 1990 anmahnte: "Es gibt die 
wohl einmalige Möglichken. durch radikale 
Aufarbenung von 40Jahren SED-Herrschaft 
wesentlich zur Weiterentwicklung des de-

Anmerkungen: 

mokratischen Bewußtseins in ganz 
Deutschland beizutragen."[50) 

Rainer Eckert hat auf der Vollversammlung 
des UHV im April 1992 im Anschluß an 
Vaclav Havel eine Maxime an den Schluß 
seiner Ausführungen gestellt. die eine des 
UHV ist. aber längst nicht nur auf diesen 
gemünzt sein sollte: "Das Ziel muß es sein. 
'in der Wahrheit zu leben'. auch wenn 
denjenigen. die sich dafür einsetzen, im­
mer wieder eigennützige Ziele unterstellt 
werden. um sie damit wieder in die Welt 
der allgemeinen Demoralisierung zu inte­
grieren."[51] 

1/ko-Sascha Kowalczuk. Student der 
Geschichte. Ethnographie und Sozialwis­
senschaften an der Humboldt-Universität 

Berlin. ist Vorstandsmitglied des UHV 

Kontaktadresse: Unabhängiger-Histori­
ker-Verband e. V .. c/o Dr. Andreas Graf, 

Rheinsberger Str. 20. 0-1058 Berlin 
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[4) Vgl. z.B.: W1ss. Mill. d. H1st.-Gesell. 1990/ 1 (Tagu_ng des Präsidiums de_rHist~Gesell. V?m29. 
11. 1989; Mitgliederversammlung vom 10. 2. 1990); Knse-Umbruch-Neub9Q1nn; Fur0ffenhe1t1nder 
Geschichtsforschung. Historiker-Gesellschaft der DDR gab Erklärung ab, 1n: Neues Deutschland 
(ND)vom 14.11.1989; G.~rendler: Besonnenheit~um Mut, in:Sonntagvom 19. 11. 1989(Nr. 47); 
S. 2· Leserbrief von F. Klein an ND vom 6. 5. 1989, 1n: ebenda, S. 6; Historisches Erbe muß offen, 
ehrlfch aufgearbeitet werden. in: ND vorn 23. 11. 1989; Interview mit W. Schmidt und W. Kültler. in: 
Berliner Zeitung vom 21./22. 1 o. 1989; A. Lasch1~za: R_osa Luxemburg und die Fre1he1t der 
Andersdenkenden.in: NDvom 11./12. 11. 1989; lnterviewm1tS. Prokop,1n:NDvom18119.11.1989; 
Interview mit W. Wimmer, in: ND vom 25./26. 11. 1989; Auszug aus einer Erklärung des Zentralin­
stituts für Geschichte der AdW,in: Der Morgen vom 9110. 12. 1989undSonntagvom 10 .. 12. 1989 
(Nr. 50). S. 6; O. Badstübner: Klarer Durchblick, in: ~ung~ Weltvorr, 15.12.1989; H. Bo~: Die Erblast 
Stalins, in: Wochenpost 51 / 1989. S. 16-17; Interview m,t H. Schutzler und D. Nakath. 1n: Junge Welt 
vom 12.1.1990, 19.1.1990: Interview mit R. Badstübnerund G. Benser, 1n: Bert1nerZe1tungvom 
13./ 14. 1. 1990; J.John. W. Küttler, W. Schmidt: Für eine Erneuerung des Geschichtsverständnisses 
in der DDR, in: Einhe1t44(1989) 12, S. 1146-1151. 
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(5.J V9I. überdieb,s~eraufgef0hrte l..Jteraturhinausd1eersten beiden Stellungnahmen in den beiden 
W1Chbgsten Zeitschriften der DDR: R. Badstübner: Die Geschichtsschreibung_ über die DDR zwischen 
Krise und E~euertmg) in: Bei.träge zur Geschichte der A~e1terbewegung (BzG) 32( 1990) 4, S. 481 
-491; H. He1tzer: Fure,ne rad1kafe Erneuerung der Geschichtsschreibung über die DDR. ,n: Ztschr. 
für Geschichtswissenschaft 38 ( 1990) 6, S. 498 -509. 
[6] M. Lemke: Flecken auf Klios Weste. Deutsche Zeitgeschichtsschreibung der DDR nach der 
Wende, in; Evangelische Kommentare 1990/1 0, S. 596. 
[7] Derh1er beklagte Zustand ist deutsche Realität. Daja keinem verboten werden kann und soll, 
Sich mit dem Thema seiner Wahl zu beschäftigen und sich auch dazu zu außem nehme ich mir aber 
ebenso das Recht heraus, dies wenigstens moralisch anzuprangern. Wenn Off1z1ere im besonderen 
Einsatz (Oibe) über den "Stalinismus", Inoffizielle Mitarbeiter des MfS die Geschichte der Denun­
ziationen in der Nachbarschaft, SED-Funktionäre überdasSED-Gewaltre91me und Personen. die 
an politischen V_erfolgunQen .beteilgt waren, überDissidenz und Opposillon m der DDR anfangen zu 
forschen, halte ich dies fureine moralische Verkommenheit und für eine abermalige Verhöhnung 
ihrer einstigen Opfer. 

(8) Übrigens sind bis zu dieser Niederschrift (Februar 1993) kaum größere Arbeiten von H1stonkem 
aus der ehemaligen DDR erschienen, die tatsächlich auf fund1erterQuellenbas1s neue Erkenntnisse 
zurSBZ/DDR-Geschichte oder zur Geschichte des Kommunismus bringen und "weiße Flecken" 
tilgen. In d~m neuen Buch vo.n S. Prokop z. Bsp. (U.ntemehmen Chinese Wall, Frankfurt/Main 1992) 
werden se(ne_The~n aus f_ruheren Arbeiten led1ghch ins Gegenteil verkehrt; von neuem, aufregen­
den Matenal 1st bei ihm keine Spur, so als gäbe es dies nicht. 
[9] Vgl. dazu: Professor Dr. phil. habil. GünterMühlpfordt rehabilitieren! (14.3.1990). 1n: W1ss. M1tt. 
d. H1st.-Gesell. 1990/1, S. 137-138. 
[ 1 0) Vgl. die Mitglieder in: Informationen für die Mitglieder der Gesellschaft 1990/2. 
[11) Es waren noch einige andere "Prominente" anwesend, die aber entweder schnell verschwanden 
O?er ~chw1egen. Aus Westdeutschland waren neben dem Vorsitzenden des Verbandes der 
H1stonker Deutschlands (VHD) auch einige Vorstandsmitglieder des VHD erschienen. Das Verhält­
nis zum UHV schilderte G. Vogler 1n einem Interview mit der Berliner Zeitung vom 28./29. 7„1990. 
[1_2] Vj:jl. G. Herz~rg: Sollen linientreue Genossen DDR-Geschichte neu schreiben. Unabhängiger 
H1stonkerverband 1m Kampf gegen alten Wissenschaftsbetrieb, in: Berliner Zeitung vom 14.11.1990. 
(1 ~) § 2 der Satzung des Vereins vom 26. Januar 1991; ahnlich in derveroffentlichten Variante, 1n: 
Knse-Umbruch-Neubeginn, S. 170. 

(14) Vgl. solche politisch-gegensätzlichen Autoren wiez. B.: R. Ekkert: Zwischen den Scherben einer 
zerbroc~_enen ~elt. Hoffnung auf einen Neubeginn: Die Probleme der Historiker in den neuen 
Bundeslandem, 1n: Frankfurter Rundschau vom 2. 5, 1991; K. Patzold: What New Start? The Ende 
of Histoncal Study in den GOR, in: German History 1 0( 1992) 3, S. 393. 
[15] A. Mitter, S. Wolle (Hrsg.): Ich liebe euch doch alle! Befehle und Lagebenchte des MfS. Januar 
-November 1 ~89. Berlin 1990, vgl. dazu: A. Mitter: Angst und H1lflosigke1t1n den Köpfen. Die DDR­
Vergangenhe1\ wird zum Problem der Zukunft, in: Krise-Ur, ,bruch-Neubeg,nn, S. 108. Neben einer 
V1elz.ahlvon Ze1ts~nften-und Buchart1kelnzurGeschichtederDDR sei noch hingewiesen: E. Jesse, 
A. M1tter(Hrsg.): Die Gestaltung der deutschen Einheit. Geschichte-Politik-Gesellschaft Bonn 
Berlin 1992 (Beiträge von A. Mitter, S. Wolle, B.-R. Fischer); A. Mitter, S. Wolle: Untergang aut'Raten'. 
Unbekannte ~.ap1.tel d(!rDDR-G_eschichte. Münch.en 1993; vgl. dazu das Porträt von D. Seil: Dr 
Stefan Wolle: Be, uns 1m Osten 1st doch mehr los. Bald neues Buch: "Untergang auf Raten" zur 
DDR-Geschichte, in: Märkische0derzeitungvom5. 2. 1993. 
[16] Zu de_r Althistorikerin !.Stark vgl.: G. Herzberg, K. Meier: Karrieremuster. Wissenschaftlerpor­
träts. BPrhn 1992, S. 74-107. 

(17) Vgl. die erste_ Publikation: Ostberliner Geschichtswerkstatt (Hrsg.): Alltaglicher Stalinismus. 
(WerkstattGesch1chte, Heft 1 ), Hamburg 1992 (Beiträge von R. Eckert, 1.-S. Kowalczuk). 
[1.8) Darauf hatte schon Guntolf Herzberg hingewiesen, vgl.: G. Herzberg: Der Unabhängige 
Historikerverband stellt sich vor, In: Initial 1991/2, S. 189 (Aktueller Nachtrag). 
(19] Vorher gab es zwar auch schon Ve_ranstaltungen, auf denen derUHVauftrat, aber die Wirkung 
warm der Regel regional begrenzt. Fur Aufsehen ~orgteim Mai 1990 eine Veranstaltung der TU 
Berlin, als steh Waller Schmidt auf_dem Pod1_um spreizen durfte und Mitglieder des UHV unter Protest 
den Saal verließen. Der Tagesspiegel schneb danach: 'Wieder ergriffen die das Wort, die es schon 
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lange hatte."Tagesspiegel vom 5.5.1990; vgl. auch: W. Sträter: In der Zunft der Historiker bewegt 
sich noch nichts, in: taz vom 11. 5. 1990. 
(20] Vgl.: Bericht über die 38. Versammlung deu_tscherHi~toriker in Bochum.~- bis_29. September 
1990. Stuttgart 1991, S. 38- 53; B. Seewald: Wie der Knotench auf der Lauer, 1n: D1_e Welt vom29 
9. 1990; G. Seibt: Schwert der Erkenntnis, in: F. A. Z. vom 1. 10. 1990; K. -H. Janßen: Die Abrechnung. 
DDR-Professoren auf der Anklagebank, in: Die Zeit vom 5. 1 0. 1990 (Nr. 41 ). 
(21] Zit. in: Historische Orientierung und Geschichtskultur im Einigungsprozeß. (LoccumerProto­
kolle 8/91 ), Loccum 1991,S. 334. 
(22] Vgl. dazu Sammelband: Zwischen Parteilichkeit und Professionalität (Beiträge von A. G~f, S. 
Wolle); o. Harbauer: Intellektuelles Abenteuer mit einem passablen Ausgang, 1n: Berliner Zeitung 
vom21.12.1990. 
(23] Vgl.: G. Aly: Deutschstunde: Opfer so "".eil das Auge reich_t, in: taz vom 1_7. 10. 19~0: Offener 
Brief von Beatrix Herlemann: Ihre Entschuldigung nehme ich nicht an, HerrPätzold!. 1n. ta~ vom 7. 
11. 1990;G.Aly: "AlsMenschbleibstdueinfachdraußen", in: tazvom 14. 1 _1. 1990; Leserbnef~von 
R. EckertundJ.Judersleben,in: tazvom26.11. 1990;J. v. Flock~_n: D1ere_1neWahrhe1todern1chts 
als lahme Ausreden?, 1n: Der Morgen vom 17./18.11. 1990; M. Kupper:. D1eZe1tderre1n~nAppelle 
1st vorbei. 1n: Der Tagesspiegel vom 13.11.1990: M. Oehme: DerFursiirech beim Fursten der 
Geschichte, 1n: F.A.Z. vom 12. 1 1. 1990; J. Judersleben: Alles verloren?, in: Unaufgefordert (Die 
Studentenzeitung der HUB) Nr. 18/1990. S. 5; 1.-S. Kowalczuk, S. Vollrath: Lange Schatten ~wsder 
Vergangenheit. Noch ein Beitrag zur Geschichte der Geschichte, in: ebenda, S. 6; Interview mit 
Rainer Eckert, in: die andere 2/1991, S. 15. 
(24] A. Ruger: Kreuz zeigen. Das Institut für Geschichtswissenschaften arbeitet seine Vergangen­
heit auf, in: Humboldt-Universität, (1990/91) 1O,11, 12/13. 
(25] Vgl. den Bencht von w. Wiese, 1. Mannigel, 1.-S. Kowalcz_uk, Th. Bel~an den ~~ktor~. 5. 2. 1_991: 
Ringsumher schweigen. 1n: die andere 511991, S. 14; Geschichte der H1stonker. 1n. Berliner Zeitung 
vom18.2. 1991. 
[26) Eine erste Dokumentation wird im Band 1 des Jahrbuches für historis_che K9mmunism~sfor­
schung verolfentlicht. Vgl. weiter. R. Ekkert: Entwicklungs~ancen ~nd-ba~eren für den gesch1chts­
wissenschaftlichen Nachwuchs in der DDR, 1n: Aus Politik und Zeitgeschichte B 17-1811992, S. 28 
-34. 
(27] Eine Publikation der Ringvorlesung einschließlich der Podiumsdiskussion 1st für 1993vorgese-
hen. 
(28] Vgl. z.B. M. Claus: Die Alten und die Neuen. W~rsoll an der Humbol~t-Unive~i_tät Gesch)chte 
lehren?, in: Wochenpost vom 13. 2. 1992, S. 6; M. Kupper: So sachlich wie langweilig. Nach e~nem 
Jahr: Neuer Gesprächsversuch derHumboldt-H1stonker, 1~: "!"age~sp1egel vom 12. 2. 19~2.1.~S. 
Kowatczuk: Histonkerau1 der Suche nach ihrer Vergangenheit. 1n: Zeitung derHumboldt-Univers1tat 
(1991/92),S. 11 
(29] w. Rohr: Entwicklung oder Abwicklung der Geschichtswissenscha_ft, in: lnit~al 1991/4, S. 429. 
vgl z 8 auch: ders.: Rezension. in: BzG 34(1992) 4,S.117-119; K. Patzold: S1c~totstellen o~er 
wehr~n? -Das ist die entscheidende Frage, 1n: ND vom 29130. 12. 1990, S. 13 (bezeichnenderweise 
wurden die Reaktionen von 8. Florath und dem Vf. weder beantwortet noch abgedruckt). 
(30] v 1. z. 8. auch. G. 8enser: Wenn es gestattet 1st ... Einwürfe zu Rainer_ Eckerts Ausführungen 
im Un~bhäng1gen Historikerverband (UHV), 1n: Internationale wissenschaftliche Korrespondenz zur 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung (IWK) 28(1992) 3, S. 474-476. 
(31] so wurde der dem UHV seit kurzem angehörende P~ofessor d~r HUB, H. A. Winkler, in einer 
Rundfunksendung des WDR Köln am 17. 12. 1992 bezeichnet. In d1eserReportage_wur~~n u. a. 
neben den beleidigenden. falschen und verdrehenden Aussagen über_H. A. Wtnklerd1e polit1~hen 
o fer des Historikers K. Pätzold verhöhnt. und dem "DDR-Exp_erten _S. Prokop wurdefac_hltche 
R~putation angedichtet. Vgl. o. Köhler:_ (?1e Relegation der Geschichtswissenschaftler. Fallbe1sp1ele 
von der Ostberliner Humboldt-Universität (Sendemanusknpt). 
(32] Vgl. den Benchtvon u. Geyer. in: Der Archivar45( 1992) 1, Sp. 152-160; B. Seewald: Zwischen 
Kalkül und Schulgefühlen, in: Die Welt vom 19.6.1991: S. Haselberger: Datenschutz 1n den Archiven. 
in: Berliner Zeitung vom 19.6.1991. 
[33] Vgl z.B.: M. G. Ash. U. Geyer:Thecurrents1tuationinthearchives_oftthe~ewQerman~tate~. 
In: Arbeitskreis Nachknegsgesch1chte, Winter 1991: 2-5: A. Mitter. Dossiers allein spiegeln nicht die 
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Vergangenheit, in: Das Parlament vom 3. 4. 1992, S. 13; S. Wolle: Die Akten der DDR-Arch1ve­
Giftmulldeponie oderFund9rubefürden Historiker, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 42( 1991) 7, 
S. 428-435: ders.: Die vergiftete Gesellschaft. Das Stasi-Akten-Syndrom In der ehemaligen DDR, 
1n: Transit. Europäische Revue 1991 /2, S. 180- 186 (auch in: History WorkshopJoumal 1992/33) 
(34] A. Mitter: Angst und Hilflosigkeit in den Köpfen, S. 109. 
(35) Vgl. u.a. die Berichte in: Deutschland-Archiv25(1992) 4, S.413-415, IWK28(1992) 1, S. 97 
-103; G. Seibt: Die Stasi und ihr Volk, in: F. A. Z. vom 19. 1. 1992; E. H. M. Lange: Geheimdienste 
1mVisier,1n:Parlamentvom24.1.1992. 
[36] B. Florath, A. Mitter, S. Wolle (Hrsg.): Die Ohnmacht der Allmacht1gen. Gehe1md1enste und 
politische Polizei in dermodemen Gesellschaft. Berlin 1992. 
(37] Vgl. z.B.: Klaus-Detlef Haas: Die geheimen, aber kontrollierten Dienste. Weltpremiere: BND­
Chef-Auswertertrittöffentlich auf -mit alten Hüten, Berliner Zeitung vom 14 1 . 1992. 
(38) Vgl. den Bericht in: Deutschland-Archiv 25( 1992) 1 1, S. 1202- 1203. 
(39] V9I. dazu die Reflexionen von S. Wolle: Unendliche Geschichte. 1n: Die Weltbuhne vom 13. 8. 
1991 (Nr. 34), S. 1035-1037. 
[40)Vgl.z. B.das lnterv1ewmitS. Wolle in: tazvom6. 3. 1991: F.A Z. vom 1.3.1991 
(41) [ Vgl.: Brandenburgische Gedenkstätten für die Verfolgten des NS-Regimes. PerspektJven, Kon­
troversen und internationale Vergleiche. Beiträge des 1ntemat1onalen Gedenkstätten-Colloqu1ums 1n 
Potsdam am 8. und 9. März 1992 und Empfehfungen der Expertenkommission zur Neukonzeption 
der brandenburgischen Gedenkstäten vom Januar 1992. Berhn 1992 (Beitrage A. Graf, R. Eckert) 
(42] Vgl.: Er1<1ärung des UHV zur Umgestaltung des lnstttuts fur Gesch1chtsw1ssenschafl der HUB, 
21. 12. 19~0; Erklärung zur Entscheidung des Oberverwaltungsgenchtes Berlin zur Abwicklung von 
Fachbereichen der HUB, 18.6.1991; vgl. darüberhinaus zum Institut der HUB: 1.-S. Kowalczuk: 
"Keiner hat heute das Recht. sich abzuwenden." Gedanken zum Institut für Geschichtswissenschaf­
ten am Ende des Semesters, in: Unaufgefordert (Die Studentenzeitung der HUB) Nr. 28/ 1991, S. 
7. 
(43) G. Herzberg: Zur Tätigkeit des Unabhängigen Historiker-Verbandes. 1n: Knse-Umbruch­
Neubeginn, S. 243. 
(44]Vgl.z. B. folgende Ausnahmen: P. Schäfer: Karl Griewanl<und d1eJenaerGesch1chtswissen­
schaft nach 1945. In: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht43{ 1992): 199-208; V. D1dczune1l: 
"Für eine wirkliche deutsche Geschichte" -mit oder ohne Leipziger Gesch1chtsw1ssenschaft? Ein 
Beitrag zur Entstehungsgeschichte des Instituts für Geschichte des deutschen Volkes an der Alma 
mater Lipsiensis, in: hochschule ost 7/1992, S. 5 -1 s. 
(45) Vgl. den Hauptbeitrag der Vollversammlung des UHV vom 11. Apnl 1992 von R. Eckert: 
Vergangenheitsbewalt1gung oder überwältigt unsd1e Vergangenheit? Oder: Auf einem Sumpf 1st 
schlecht bauen, 1n: IWK 28( 1992) 2, S. 228- 232. 
(46) S. Wolle: Das Versagen der H1stonker, 1n: Krise-Umbruch-Neubeginn, S. 232. 
(47) Prokop war bis 19_91 Professor für DDR-Geschichte an der HUB. Er wurde wegen mangelnden 
Bedarfs, fachltcher N1chte1gnung und der fehlenden personltch-moralischen lnte9ntät nach den 
Vorgaben des Ein,gung_svertr~g~s gekündigt. Seine Kund1gung war eine derjenigen, die volhg 
unumstntten erfolgten. Die Arbe1tsnchtersahen dies anders, nicht zuletzt auf9rund seiner Selbstdar­
stellung, so daß er sich in erster Instanz und später auch in zweiter Instanz wieder einklagen konnte 
(vgl. Neues Deutschland vom 31.3.1993, S. 4). Zu Prokopvrgl. auch: H. Weber: Die Wandlung der 
SED u~dihre Rolle im f'.art~iensystem 1945bis 1950, in Deutschland-Archiv26(1993)2, S. 256-257. 
Zur Zeit der Niederschrift dieses Textes wurde gerade der Prozeß in der zweiten Instanz vorbereitet. 
[48] Inden letzten zwei Jahren wurde inmerwiederin derÖffentiichkeitbeklagt, daßd1eGeseüschaftswls­
senschaften der DDR plattgemacht und derüberwtegende Teil ihrer Vertreter aus ihren Fächern 
gedrängt wurde. Aus diesem Grunde versucht der UHVeine Studie zu initiieren um einmal anhand 
der Historiker genau festzustellen, wie der Arbeitsmarkt tatsächltch beschaffen isl Nach unserer 
Beobachtung sind nämlich die wenigsten Historiker tatsächlich von der Arbeitslosigkeit betroffen. 
(49] Vgl. z. Bsp.: Aufruf zur Bildung einer Forschungsstätte zur Geschichte der DDR und ihrer 
~epress1vorgane, in: Krise-Umbruch-Neubeginn, S. 105-106. 
[50] A. Mitter: Angst und Hilflosigkeit in den Köpfen, S. 11 o. 
(51) R. Eckert: Vergangenhe1tsbewält1gung oderüberwälltgt uns die Vergangenheit, S. 232. 
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THEMA IV: Institution Hochschule und 
Landeshochschulrecht Teil 2 

Michael Daxner (Oldenburg): 

Präsident, Rektor, Chef, oder was? 

1. 

Ich bin Präsident einer Universität. Wenn 
mich Kollegen, vornehmlich aus dem neu­
en Osten ansprechen, verirrt sich häufig 
die Anrede "Magnifizenz" in ihre Sprache, 
was ich leise und höflich zurückweise, mit 
einem Lächeln. Der reale Sozialismus hat­
te seine Vorstellung vom Erbe wohl etwas 
daneben plaziert. 

Die Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten hat die Hochschulgesetzgebung 
Ost schnell der gesetzlichen Realität West 
anzugleichen versucht. unnötig schnell, 
wie ich meine, aber das gehört nicht hier­
her (vgl. Schramm 1993). Ein Problem, von 
dem man meinen sollte, es sei kein vor­
dringliches, beschäftigt offenbar die Ge­
müter: sollen die Universitäten und Hoch­
schulen von Rektoren und Präsidenten 
geleitet werden? Was ist das Problem da­
bei, und warum gehen wir darauf ein, wo 
doch die Reform und vielleicht gar die 
Neukonstruktion des Hochschulwesens an 
der Tagesordnung ist? 

Schnalle Antworten: Es stehen Tradition 
gegen Modernisierung, Ehrenamtlichkeit 
gegen Professionalisierung, Innenwelt der 
Lebenswelt Hochschule gegen Außen-
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wahmehmung der Anstalt, Unsicherheiten 
im Begriff der Leitung usw. 

Es ist auch mein Problem, aber ganz an­
ders, als es die aktuelle Politik will. Wenn 
mein Alltag als Präsident es zuläßt, so um 
die 12-14 Stunden am Tag, dann schreibe 
ich seit längerem an einer Theorie der 
Institution Universität. Und dabei spielt die 
"Leitung" plötzlich historisch und systema­
tisch eine Rolle, die ihr in der Aktualität der 
Auseinandersetzung jedenfalls auf der 
Oberfläche des Diskurses nicht zukommt. 
Mit allen schnellen Antworten, siehe oben, 
korrelieren meine Gedanken, und auch 
mit Assoziationen von Autonomie, Selbst­
verwaltung, Entstaatlichung, Öffentlichkeit 
- und Verantwortung. Dann wieder der All­
tag als Präsident. Ich bin "gerne·• Präsident 
in dem Sinn, als ich mich um das Amt be­
worben habe, einmal nach 6 Jahren wie­
dergewählt wurde, und als ich den Über­
gang von der Rektoratsverfassung zur Prä­
sidialverfassung an meinem höchst perso­
nalen menschlichen Vorbild Manfred Horst­
mann in Osnabrück mitverfolgen konnte. 
als Freund, hochschulpolitischer Aktivist und 
sozialwissenschaftlicher Analytiker. Also er­
warte man in diesem kleinen Essay auch ei­
niges an subjektiver Wertung und Erfahrung. 
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2. 

Zunächst einige juristische Hinweise. §62 
HGR spricht von der Leitung der Hoch­
schule, nicht von Rektor oder Präsident. 
Die Landesgesetzgebung füllt diesen Rah­
men aus und läßt sowohl Präsidial- als 
auch Rektoratsverfassungen zu. Im (nicht 
nur für mich) maßgeblichen Kommentar 
(Denninger 1984) stellt Lüthje fest, daß der 
Regelfall des HGR die Präsidialverfassung 
ist und die Rektoratsverfassung eine Aus­
nahme darstellt, während die kollegialen 
Leitungen beider Spielarten demokratische 
Erweiterungen darstellen (Rz. 5). Die Prä­
sidialverfassung wird aus der Hauptberuf­
lichkeit abgeleitet. 

In der Ausgestaltung der Ländergesetze 
gibt es eine solche Vielfalt von Mischfor­
men, daß es sich nicht anbietet, sie hier 
aufzuzählen. Aber das Prinzip ist zugleich 
1deologiekritisch und pragmatisch zu un­
tersuchen, bevor funktionalistische Urteile 
angebracht sind. 

Hauptberuflichkeit war lange Zeit nicht das 
wichtigste Attribut des Hochschulleiters. 
Wohlgemerkt, wir reden von der DEUT­
SCHEN UNIVERSITÄT, In anderen natio­
nalen Systemen hat sich die Leitungsfrage 
erheblich anders gestellt und entfaltet. Nun 
ist Hauptberuflichkeit anscheinend dann 
nicht wichtig, wenn a) die Kollegialorgane 
per Mandat das Wichtigste im Ablauf des 
geregelten Wissenschaftsprozesses durch 
Entscheidungen beschließen, und b) der 
Staat den Rahmen und die Abläufe dieses 
Prozessesvorformulieren und bestimmen 
kann. Soweit das Berufungsrecht für Pro­
fessoren, die finanzielle Zweckbindung, 
die Genehmigung von Prüfungsordnun­
gen, die Einheitlichkeit des nationalen 
Hochschulwesens und die Verbeamtung 
des hauptberuflichen Lehrkörpers im Lauf 
der Geschichte immer stärker verwaltungs­
staatlich geregelt werden, ist das logisch. 
Der Rektor wurde vom primus inter pares 
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des Kollegiums zum Sachwalter der auto­
nomen Sphäre (der "akademischen An­
gelegenheiten" Im Sinne der Selbstver­
waltung), abgegrenzt von den staatlichen 
Aufgaben (vgl.§ 58 HAG, Denninger 767 
ff.). Die entscheidende Neuerung des HAG 
findet sich in §58 Abs. (3): "Die Hochschu­
le erfüllt ihre Aufgaben, auch soweit es sich 
um staatliche Angelegenheiten handelt, 
durch eine Einheitsverwaltung." (Herv. von 
M.D.) Dahinter verbirgt sich der reformato­
rische Versuch, die getrennten Sphären 
Wissenschaft - Staat zusammenzuführen, 
und sei es durch dIe Leitungsspitze: Der 
Leiter der Hochschule 1st nun auch haupt­
beruflicher Leiter der Verwaltung, was im 
traditionellen Rektor/ Kanzler-Dualismus 
nicht der Fall ist. Damit wird implizit "zuge­
geben", daß die lnst1tut1on Hochschule 
ambivalent konstruiert war bzw. ist, mit ei­
ner nicht abgrenzbaren, aber legal abge­
grenzten Sphare des "Staatlichen" gegen­
über dem "Akademischen", auf welch letz­
teres der Art. 5 Abs. 3 GG besonders ge­
münzt scheint. Diese Ambivalenz ist aber 
tiefgreifend: Der§ 58 Abs. 1 definiert Hoch­
schulen als Körperschaften des öffentli­
chen Rechts und zugleich staatliche Ein­
richtungen. Dieser unscharfe Rechtsbe­
griff der staatlichen Einrichtung (vgl. LüthJe 
a.a.O. Rz. 24-26 zu §58) ist jedoch juristisch 
weniger bedeutsam als In der realen staat­
lichen Machtpolitik gegenüber der Wis­
senschaft, insbesondere gegenüber den 
Hochschulen - In Deutschland praktisch 
vollständig In staatlicher Trägerschaft. Der 
Staat agiert wie ein Privatbesitzer, obwohl 
er nach der Verfassung einer demokrati­
schen Republik eigentlich nur als Sachver­
walter der Eigentümer (d.h. im weitesten 
Sinn der Bevölkerung) agieren dürfte (vgl. 
Daxner 1991 ). Ich belasse es bei diesen 
Hinweisen rechtlicher Natur, sie sind für 
eine gesetzliche Ausgestaltung von gro­
ßer Bedeutung, nicht aber für die Entschei­
dung über die Leitungsverfassung einer 
Hochschule. 
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3. 
In stark vergröberter Weise können die 
beiden Leitungsfiguren wie folgt beschrie­
ben werden: 

Der Rektor ist der akademische Repräsen­
tant der Hochschule. Er verkörpert die 
"herrschende Wissenschaftsauffassung" 
der von ihm geleiteten kollegialen Organe 
{Mandate) mit dem Anspruch der Reprä­
sentanz der Mehrheit in der Institution. Er 
agiert politisch in den Forde_rungen und 
Erwartungen an Staat und Offentlichkeit 
(nach außen) und koordiniert die akademi­
sche Willensbildung nach innen {Profil). 
Dadurch. daß er gar keine Personalhoheit 
ausübt. ist seine fiktive Jurisdiktion eben­
falls rein akademisch, man könnte sagen, 
er repräsentiert die guten Sitten an der 
Hochschule. Das ist kein geringer Status, 
setzt aber eine doppelte Dichotomie ge­
genüber dem Staat UND dem leitenden 
Verwaltungsbeamten. i.d.R. einem Kanz­
ler. Dieser repräsentiert nämlich nicht nur 
die staatliche Anstalt. er agiert auch in die­
sem Amt "selbständig" in allen Angele­
genheiten, die nicht in den Bereich der 
Selbstverwaltung gehören. und hat hier de 
facto erhebliche Eingriffs- und Regelungs­
rechte. 

Der Präsident repräsentiert die akademi­
sche Kooperation gegenüber dem Staat 
und den Staat gegenüber dieser in einer 
Person. Die Hauptberuflichkeit symbolisiert 
nicht nur Distanz gegenüber der Koopera­
tion. sondern - scheinbar paradox - auch 
gegenüber dem Staat. weil der Präsident 
als Behördenleiter die Befugnisse des klas­
sischen Kanzlers ubernimmt und diesen 
nur als ihm weisungsgebundenen Ver­
waltungschef für die "laufende Verwaltung" 
neben sich hat {bis auf das haushaltrecht­
liche Privileg des Kanzlers als "Landesbe­
auftragten für den Haushalt" - sozusagen 
die Sicherung des Haushaltgesetzgebers 
gegen willkürliche Ausgabengestaltung). 
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Weil der Präsident beides in sich vereint. 
muß er nicht aus der Kooperation. der er 
vorsteht. durch Wahl hervorgehen, son­
dern sie. die Hochschule, wählt ihn als den 
"Ihren" und schlägt ihn dem Staat als den 
"Seinen" vor. Die Tücken dieser Doppe­
lung finden sich dort, wo der Staat entwe­
der ein Vorauswahlrecht hat {Versagen 
der Kandidatur mangels Eignung) ODER 
ein Bestätigungsrecht ausübt {Versagen 
der Investitur nach erfolgter Wahl aus poli­
tischen Gründen). Die letzten Rechte sind 
übrigens bei der staatlichen Verwaltung 
und nicht beim Parlament angesiedelt, was 
verfassungsrechtlich bedeutsam ist. 

4. 

Soweit die Beschreibung. Nun zur Ideolo­
giekritik. Nur wenn Hochschulautonomie 
(d.i. die inhaltliche Bestimmung der Frei­
heit in Forschung und Lehre. d.h. im Wis­
senschaftsprozeß) und Selbstverwaltung 
{d.i. die Formgebung und Codifizierung 
dieses Prozesses und die Regelung der 
Auftragsannahme) WIRKLICH in wesentli­
chen Teilen bei der Hochschule liegen. 
kann aus dem Rektorsamt eine materielle 
Repräsentanz gefolgert werden, in der die 
Körperschaft souverän dem Staat gegen­
übertritt und ihm die Mittel zur Erfüllung der 
ihr übertragenen Aufgaben abnötigt. Aber 
hier liegt ein Widerspruch: Denn die "Auf­
gaben" leiten sich nicht nur aus den Er­
wartungen des treuhänderischen Trägers 
Staat ab, sondern genausogut aus den 
Problemen, die an die Wissenschaft her­
angetragen werden (gesellschaftliche Re­
levanz. Verwandlung von theoretischer 
Praxis in praktische Theorie - vor allem 
durch Studium. und weitgehende Ge­
schäftsfähigkeit in der Akquisition von Mit­
teln für Forschung, sowie, besonders wich­
tig, Konstitution von Aufgaben aus der Kritik 
und aus dem jeweiligen ausdifferenzierten 
Status der einzelnen Disziplin - scientific 
community). Wäre ein Rektor Repräsen­
tant einer solchen Autonomie, dann spielte 

h1-.chschulc 1is1 mai 191H 

er die Rolle der wissenschaftlichen 
"Macht", der leitende Verwaltungsbeamte 
hingegen spielte die Rolle des Sachver­
walters der pragmatischen Akzeptanz die­
ser Macht durch die staatliche zweite Ge­
walt, erwürde sozusagen "Organisations­
chef'. Nur ist dem nicht so. Verwaltungs­
recht, Beamtenrecht, Haushaltsrecht, Bau­
recht usw. sind explizit hochschulunab­
hängig gesetzt, der Rektor kann. neben ein 
paar Ausnahmen, die im HAG geregelt 
sind (z.B. Professorendienstrecht), nur im­
plizite Modifikationen dieser Regelungen 
hochschulpolitisch, aber nicht administra­
tiv durchkämpfen. Innerhalb der gleichen 
Einschränkungen handelt der Präsident 
zwar nicht autonomer. aber souveräner, 
weil er die staatliche Seite zugleich reprä­
sentiert. und also Macht und Gegenmacht 
in bescheidenen Grenzen in seiner Per­
son vereint. Die Kernfrage ist: Will man das 
eine oder das andere? 

Natürlich ist es für den ehrenamtlichen 
Rektor leichter, die Fiktion der Autonomie 
durch Überbetonung des normativen Koo­
perationsrechts aufrechtzuerhalten und 
gerade dort Staats ferne zu demonstrieren. 
wo sie nichts kostet, nämlich im Bereich 
der Forderungen zur Verbesserung wis­
senschaftlicherQualität (Geld, Räume, Ord­
nungen für Studien etc.), die Handhabung 
und Rechenschaftslegung liegt aber nicht 
so sehr in seiner Interpretation. sondern 
auf der Verwaltungs- und staatlichen Seite, 
einmal beim Kanzler, zum anderen aber. 
und wichtiger, beim Ministerium selbst. Die 
Einheitsverwaltung durch den Präsiden­
ten setzt hingegen idealtypisch das gleich­
berechtigte Gegeneinander zweier Institu­
tionen: Hochschule UND Ministerium. Da­
bei kommt es zu einem mühsamen Kampf 
innerhalb der staatlichen Interessen. Denn 
die Wissenschaftsverwaltung der Ministe­
rien 1st sogleich Sachverwalter der akade­
mischen Freiheiten und hat doch alle kon­
troversen gesellschaftlichen Interessen in 
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der jeweiligen Macht- und Kräftekonstella­
tion zu berücksichtigen und handelt ergo 
"voluntaristisch". (Der Vorwurf des "Op­
portur.:smus" bzw. der Unterwerfung un­
ter die jeweils stärksten, z.B. wirtschaftli­
chen Interessen, ist gegenüber den Mini­
sterien nicht mehr berechtigt als gegen­
über den Individuen oder Gruppen in den 
Hochschulen). 

Der Präsident ist also nichts als die realisti­
schere Spielart der deutschen Hochschul­
verfassung, die Modernisierung durch das 
HAG ist nur ein Nachvollzug. Wenn wir uns 
dieser korporationist,schen Anpassung 
nicht beugen wollen. z.B. wegen der Ab­
lehnung einer unkritischen lndienstnahme 
unter wirtschaftliche Interessen und unge­
rechtfertigte Eingriffe in die Forschungs­
struktur und Objektwahl für Forschung und 
Entwicklung, dann bedeutet die Rektorats­
verfassung KEINEN alternativen Ausweg, 
weil sie an DIESEN Verhältnissen nichts 
ändert. Wichtig wäre es, zwei Bereiche -
nennen wir sie Innen und Außen - weiter­
zuentwickeln und zu koordinieren. 

Ich gehe also vom Präsidenten aus, und 
wenn es die Magnifizenzen und anderen 
Rektoren tröstet: Wollen sie sich weiter so 
nennen, dann empfinde ich dafür die glei­
che ungekünstelte Ironie, mrt der ich die 
österreich ,sehe Dienstklasse der wirklichen 
Hofräte (etwa Ministerialdirigent oder Präsi­
dent einer hohen Behörde) betrachte. 
Natürlich 1st "Rektor" freundlicher, traditi­
onsbewußter - ''wir sind doch kein Amt!", 
richtig ... als "Präsident", aber am Amerika­
nismus der Berufsbezeichnung soll es 
doch nicht liegen. 

5. 
Wir haben drei Dimensionen zu berück­
sichtigen und miteinander in Beziehung zu 
setzen: a) Die Definition der Leitung• Pro­
fessionalisierung b) Die gesellschaftliche 
Repräsentanz gegenüber der Hochschu­
le - Accountability c) Die Repräsentanz der 
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Wissenschaft gegenüber der Gesellschaft 
- Verantwortung 

Die Anforderungen an die Professionalität 
der Leitung sind eine Funktion des jeweili­
gen Unternehmens- und Betriebssystems, 
das die Hochschule kennzeichnet. (Wem 
das zu betriebswirtschaftlich oder herzlos 
ist. der möge bedenken, was Hochsch~­
len benötigen, damit ein Student ausgebil­
det werden kann. damit eine Forschungs­
arbeit gedeihen kann • und wie diese Mittel 
angeordnet werden müssen, -~it "Unter­
nehmen" bezeichne ich zunachst ga~z 
neutral die Differenz etwa zu einem Vere~n 
oder einer gelehrten Gesellschaft). Die 
Leitung rezipiert stärker noch als die haupt· 
amtlichen Individuen der Hochschule und 

kritischen Arbeit der Disziplin verbinden 
läßt. Leitung heißt hier: a) die Vorausset­
zungen für für den Wissenscha~sprozeß 
inhaltlich und organisatorisch zu sichern b) 
die internen Unternehmens- und Betriebs· 
strukturen so zu regeln, daß sie nach au­
ßen vermittelbar sind: Vertrags- und Ge­
schäftsfähigkeil. Handlungsfähigk~it als 
Behörde c) Akquisition und Unterstützung 
der einzelnen wissenschaftlich Tätigen 
bzw. interventionsbedürftiger Projekte d) 
Außenvertretung im weitesten Sinn des 

Wortes. 

die Studierenden die gesellschaftlichen 
Erwartungen: Sie muß die "Zurechn_ungs­
fähigkeit" der von ihr geleiteten lnstitu_t1on 
unter Beweis stellen. verhandlungsfah1g 
machen, sich dem • 1a existierenden, nicht 
künstlich erzeugten. Wettbewerb zwischen 
den Hochschulen stellen bzw. diesen _"zi­
vilisieren". Sie macht Politik, und zwar nicht 
nur Hochschulpolilik. sondern Wirtschafts-, 
Sozial-, Regional-. Kultur-Politik. Und diese 
Politik muß nach "innen" vermittelt wer-

den. 

Dabei bleibt die alte Funktion der Leitung 
natürlich erhalten, muß ausgebaut wer­
den: die Verantwortung der Hochschule 
für die Gesellschaft durch Definition des 
Standards für den Wissenschaftsprozeß 
(Aufgaben) nach •·außen", in die_ Gesell­
schaft zu vermitteln. nachdem sie. 1_nn~n 
hergestellt wurden.Auch das ist Poht1k: im 
Grunde vermittelt die Leitung der Hoch· 
schule nach außen. was jedes Hochschul­
mitglied ind1v1duell tun sollte: den unkor­
rupten und unabhängigen Verm1ttlu~gs­
prozeß von Wissenschaft in die theoret1sc~ 
fundierte Praxis zu tätigen und ausz~w~i­
sen, warum die Wertent~cheidung t~r die 
Wissenschaft durch die Offenthchke1t sich 
mit den Regeln der systematischen und 
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Aus meinem eigenen Programm, das auf 
etlichen Jahren Erfahrung als Präsident 
basiert. einige zusätzliche Beobachtungen: 

Die Rolle des Präsidenten als eines Lob· 
byisten , Geldbeschaffers und l~terv~~­
tionspolitikers ist an deutschen Univers1t.~­
ten sicherlich ohne professionelle Trad1t1-
on. Diese Rolle war auch nicht angelegt, 
als neben der tarditionellen Rektoratsver­
fassung das Präsidentena~t e!n~eführt w~r­
de. Sie wurde fast zwangslauf1g immer st_ar­
ker entwickelt. als sich zeigte, daß es e1~e 
Lobby aus Öffentlichkeit, Politik und Wirt· 
schalt für die Hochschulen nach der Rah· 
mengesetzgebung (HAG) nich,t mehr ge­
ben würde. Es würde lohnen, die Schwan­
kungen in der tatsächlichen Bede~tung 
von Wissenschaftsorganisationen wie der 
WRK (HRK) oder Interessenvertretungen 
wie dem Hochschulverband genauer zu 
analysieren. Fest steht, daß ihr Einfluß im 
Vergleich zu den großen W1ssens~hafts­
organisationen, etwa D_FG_ c:<i0 r _Wiss~n­
schaftsrat. insgesamt stand1g im Sinken ist. 
Auch über die tatsächliche Beeinflussung 
von Entscheidungen durch wissenschaft· 
liehe Hochschul-Politikberatung und Hoch· 
schulforschung mache man sich keine Illu­
sionen. Das Fehlen von wirkungsvoll~n 
Zwischeninstanzen macht eine immer star­
ker werdende Konfrontation zwischen d~n 
Hochschulen und dem Staat unvermeid­
lich. In Zeiten restriktiver Gesetzgebung 
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und/oder knapper werdender Finanzen 
entwickelt sich in diesem Verhältnis eine 
Beziehung fast ohnmächtiger und oft ag­
gressiver Abhängigkeit, die aber aus ver­
ständlichen Gründen niemals konfliktfähig 
und selten austragbar wird. Das Mißver­
hältnis zwischen den Forderungen der 
Hochschulen, den hochschulpolitischen 
Entscheidungsdiskursen und den tatsäch­
lichen Spielräumen ist zu eklatant. In sol­
chen Situationen muß der Präsident per­
manent die systematische Aggressivität in 
erfolgreichen Lobbyismus und Interventio­
nen ummünzen, d.h., er muß für "seine 
Hochschule" das herausholen, was 1n den 
seltensten Fällen in politischen Entschei­
dungen Priorität hat oder, etwa auf Landes­
ebene, "gewollt wird", die regionalen Ein­
flüsse sollen nicht überschätzt werden, weil 
sie sich ja innerhalb eines Landes sehr oft 
neutralisieren und aufheben. In dieser Rolle 
erfährt der Präsident eine mehrfache Funk­
tionsspaltung: einerseits muß er gegen­
über dem Ministerium Entscheidungen, 
Strukturen, Wünsche und Einzelereignis­
se aus den Hochschulen so plausibel 
machen, daß die Bürokratie nicht in Versu­
chung gerät, durch dauernde Eingriffe die 
Bewuglichkeit in der Hochschule noch stär­
ker zu ·normalisieren", in ausgewählten 
Einzelfällen muß der Präsident aber gera­
de die Bürokratie ·zu Hilfe rufen", um 1n 
Form einer "paradoxen Intervention" Din­
ge zu regulieren, die ansonsten der Belie­
bigkeit und Privatisierung durch einzelne 
Hochschulmitglieder unterliegen. Ein ganz 
anderer Aspekt wird bei der Intervention 
bei den Abgeordneten und im parlamenta­
rischen Rahmen sichtbar: mit oder ohne 
lokale Unterstützung wendet sich hier der 
Präsident an eine stellvertretende Öffent­
lichkeit, weil der Souverän, als Eigentümer 
der öffentlichen Wissenschaft, in den sel­
tensten Fällen bereit ist, seinen Repräsen­
tanten Druck für die Hochschulen zu ma­
chen. Die Begründung für Forderungen 
aus den Hochschulen gegenüber dem 

Parlament kann niemals wissenschaftlich 
allein sein, sie muß immer den mittelbaren 
Nutzen für bestimmte Teilöffentlichkeiten 
benennen. Die subtile Verwandlung der 
universitären Prioritäten in parlamentarische 
ist hierbei Bestandteil eines wachsenden 
politischen "Barga1ning". Ich habe diesen 
Abschnitt zunächst allgemein über einen 
Typus "Präsident" abgehandelt. Um es für 
unsere Universität zu verdeutlichen. er­
wähne ich die Geschichte der Nichtein­
richtung von Jura, des Aushandelns von 
Kompensation (Informatik) und die verdeck· 
ten Verhandlungsangebote für den Fall, 
daß die Ingenieurwissenschaften 1m letz­
ten Moment noch gefährdet sein sollten. 
Hier handelt ein Prasident regelmäßig nur 
mit einem allgemeinen Mandat. aber in 
den seltensten Fällen Im Auftrage konkret 
beschlossener und innerhalb der Hoch­
schule detailliert legitimierter Planung. Das 
hat oft etwas von einer fatalen Spielmenta­
lität für mich und die Beteiligten an sich. 
weil niemals alle Betroffenen gleichzeitig 
an den Entscheidungsprozesses gleich­
berechtigt teilnehmen konnen, und wenn 
eine Sache nicht erfolgreich durchgeführt 
wird, dann werden einem die nicht reali­
sierten kleineren, billigeren, realistische­
ren Alternativen entgegengehalten. Um­
gekehrt kann man sich kaum leisten. mit 
Forderungen aus den Hochschulen posi­
tiv eingestellte Parlamentarier zu hauf1g in 
(part'elle) Niederlagen zu führen. weil sie 
durch jeweils erfolglose Interventionen für 
"ihre Hochschulen" gemeinsam mit die­
sen stigmatisiert werden. Komplizierend 
kommt hinzu, daß etwa 1m Wissenschafts­
ausschuß nicht die Grundlage einer ge­
samtstaatlichen förderativen Wissenschafts­
und Hochschulpolitik das verbindende 
Motiv der Abgeordneten ist, sondern in 
vielen Fällen eine spiegelbildliche Lob­
byistentätigkeit für "ihre" Hochschul­
standorte, was der Präsident bei Interven­
tionen natürlich einerseits ausnutzen muß, 
wodurch er andererseits aber selbst ge-
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gen die Prinzipien verstößt. die er im Hin­
blick auf eine vernünftige Landeshoch­
schulpolitik fordern müßte und fordert. Ich 
habe diesen Bereich meiner Tätigkeit im­
mer sehr ernst genommen und messe ihm 
auch für die Zukunft große Bedeutung zu. 
Das heißt aber ganz konkret, daß ich fort­
fahren muß, über die Universität Olden­
burg hinausgehende hochschulpolitische 
Beratungstätigkeit sowohl auf der Ebene 
von Landeshochschulpolitikals auch sach­
verständig in Detailfragen abzugeben. in 
wichtigen Fällen unaufgefordert oder über 
das informelle Netz politischer Beziehun­
gen. Insoweit dieses nie im Geheimen 
erfolgt, bei aller gebotenen Vertraulichkeit. 
halte ich es für einen durchaus legitimen 
Aspekt der Politik einer Universitätsleitung. 
Er konfligiert häufig mit einer weiteren Rol­
le. nämlich in der Landeshochschulkonfe­
renz und in anderen unterschiedlich for­
malisierten Abstimmungs- und Klärungs­
gremien tätig zu sein. Einerseits ist die 
Diffusität dieser Gremien ein Vorteil. weil 
sie konfliktmindernd und konsensbildend 
wirken kann. Andererseits ist der Rollen­
konflikt umso größer. Je stärker die Einbin­
dung und geforderte Solidarität zwischen 
den Hochschulen von der realen Situati­
on, Einflußmöglichkeit und relativen Macht­
position im Feld abweicht. 

Über die weiteren Rollen innerhalb der 
Hochschule habe ich bereits früher Aussa­
gen gemacht. Hier muß vor allem noch 
erwähnt werden, daß es Bereiche gibt. die 
weder auf Willensbildung noch auf Initiati­
ve aus der Universität selbst zurückgehen. 
gleichwohl nicht nur Bestandteil des Pro­
gramms des Präsidenten sind oder wer­
den, sondern sehr oft Katalysatoren für 
bestimmte Teile der Hochschulentwick­
lung. Das Vermitteln dieser Initiativen stößt 
in den Fachbereichen und Organisations­
einheiten oft auf sehr große Schwierigkei­
ten, die mehrere Ursachen haben. Einer­
seits gibt es eine durch die Erfahrung nicht 
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bestätigte Mißtrauensvermutung , daß al­
les, was zusätzlich gemacht wird, zu Lasten 
von irgend jemandem geht. zweitens wer­
den Aktivitäten des Präsidenten oft mit dem 
Vorbehalt entgegengenommen, er könn­
te dabei irgendwelche verdeckten oder 
nicht vermittelbaren Motive haben. wobei 
aber selten gefragt wird, warum das eigent­
lich der Fall sein soll. selbst wenn man 
unterstellt. das es keinen allgemeinen Aus­
druck für "das Beste für die Universität'' 
gibt. Der dritte Hinderungsgrund liegt si­
cherlich darin, daß durch jede Aktivität ein 
implizites und mühselig ausbalanciertes 
Gewicht einzelner Fächer, Einheiten und 
Personen infragegestellt wird. Das ist nun 
zwar für Institutionen dieser Größe und 
Bedeutung normal. setzt aber eine gewis­
se Professionalität im Umgang mit solchen 
Phänomenen voraus - hier ist nicht nur in 
Oldenburg, aber vielleicht bei Neugrün­
dungen besonders stark ein Mangel an 
Vermittlungstraditionen und informeller 
Konfliktabfederung deutlich spürbar. Nicht 
selten wird diese Vermittlung gerade mit 
dem Hinweis, man wolle keine harmonisti­
sche Politik, auch dort verhindert, wo die 
Alternative schlichtes Aussitzen oder Untä­
tigkeit bedeutet. In diesem Rollenkonflikt 
kann ich als Präsident nicht automatisch 
Autorität für mich beanspruchen, muß sie 
aber in vielen Einzelentscheidungen gera­
de dort einfordern. wo ich selbst unter 
Handlungszwang stehe, weil etwa Initiati­
ven an mich herangetragen werden, was 
mit den Wertungen durch beteiligte oder 
unbeteiligte Mitglieder der Universität oft 
recht wenig zu tun hat. Hier schließt sich 
der Kreis zur Argumentation der "Leader­
ship" des Präsidenten. Bestimmte Formen 
von Vertrauen entwickeln sich nicht ein­
fach. noch werden sie durch überwiegend 
positive Erfahrungen gefestigt, sie müssen 
in vielen Fällen auch dort vorausgesetzt 
werden, wo es einfach keine Strukturen 
der Selbstverwaltung gibt, die sie vorberei­
ten. Dieses Vertrauen müßte eigentlich mit 
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dem Prinzip der Schadensfreiheit und des 
begrenzten Risikos rückholbarer Experi­
mente verbunden sein. 

6. 

Das Präsidentenamt bedeutet natürlich eine 
Veränderung der Leitungs-Struktur. Daran 
fehlt es in den meisten Gesetzen und Hoch­
schulen, obwohl die partielle Einsicht not­
wendiger Reformen hier vorhanden 1st 
aber offenbar zu viele Interessen konfligie: 
ren. Ich stelle einige Probleme idealtypisch 
dar und will damit die Denkanstöße geben, 
von denen aus an jeder Hochschule und 
in jedem Ländergesetz eine maßgeschnei­
derte Regelung gefunden werden kann: 

a) Vorrang der kollegialen Leitung 

Professionalität heißt, Art>eitsteilung 1n 
durchschaubaren Strukturen organisieren. 
Die Aufgaben des Präsidenten sind im 
Vergleich zum Rektor so vielfältig, daß sich 
von allen demokratischen Modellen vor 
allem das "Regierungs-" und das "Vor­
standsmodell" anbieten. Beiden gemein­
sam ist, daß die Vizepräsidenten und der 
Kanzler eigenverantwortlich die "Geschäfts­
bereiche" leiten. für die sie kompetent sind. 
Der Präsident hat in beiden Fällen die Richt­
linienkompetenz, die Außenvertretung und 
die Planung. 

Der Unterschied zwischen beiden Model­
len ist der, daß im Regierungsmodell der 
Senat eher "parlamentarisch" agiert. im 
Vorstandsmodell aber als "Aufsichtsrat" 
fun~iert. Wieder ist beiden Funktionen ge­
meinsam, daß der Senat die weitestmögli­
chen Kontrollrechte hat. Als "parlamentari­
sches" Organ beschließt er Haushaltsan­
meldungen und die Grundzüge der Haus­
haltsverteilung; letzterem uß von der Hoch­
schulleitung durchgeführt werden. Der 
Senat ist auch zuständig für die Übertra­
gung von Rechten und Pflichten auf de­
zentrale Einheiten. Im Aufsichtsratsmodell 
würde der Senat stärker die Grundlagen 

der Planung und die Bestätigung wichtig­
ster Leitungsentscheidungen zur Agenda 
haben, aber weniger 1n die "Vorstandsge­
schafte" eingreifen können. Ich bevorzu­
ge das Regierungsmodell. 

b) Demokratie 

Eine starke Hochschulleitung, die kompe­
tent viele Aufgaben letztendlich entschei­
det. läuft Gefahr. undemokratisch zu wir­
ken, wenn sie nicht kompetent kritisiert und 
kontrolliert wird und wenn ihre internen 
Strukturen nicht e1ndeut1g geregelt sind. 
Ich plädiere für einen Präsidenten, der auf 
unbestimmte Zeit gewahlt 1st. aber durch 
konstrukllves Mißtrauensvotum (neuer Prä­
sident) oder durch qualifizierte Konz1lsmehr­
he1t nach einer Mindestamtszeit von 2 Jah­
ren abwählbar sein soll. Die Vizepräsiden­
ten sollen drei Bereiche leiten: 
• Studium, Lehre, Soziales 
- Forschung und Entwicklung 
- Dienstleistungen, Vermogen. 
Der Kanzler 1st we1terh1n Landesbeauftrag­
ter für den Haushalt und leitet den Ge­
schäftsbereich 
- Verwaltung Organisationsentscheidun­
gen werden kollektiv getroffen. Der Präsi­
dent kann Einzelfälle begründet an sich 
ziehen. 

Ich halte es für sinnvoll, Studierende und 
Angehörige der anderen Statusgruppen 
an der Leitung zu beteiligen. Da ich anneh­
me. daß dienstrechtlich Hauptamtlichkeit 
und dauernde Zugehörigkeit zur Aus­
übung der ja mit Vollmacht versehenen 
Vizepräsidentenämter rechtlich geboten ist, 
schlage ich vor, Jedem Vize einen "beige­
ordneten" Vize zur Seite zu stellen (Stu­
dentin beim ersten. Mittelbauangehörige 
beim zweiten und MTV beim dritten). Je 
nach Leitungsgeschäftsordnung sind die­
se antrags- und ausführungsberechtigt. 

Der Einwand, dies sei ein gegenüber heu­
te aufgeblähtes Modell. kann widerlegt 
werden: eine breitere Spitze kann zu bes-
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serer Arbeitsteilung bei größerer Legitima­
tion führen. auf der anderen Seite wären 
z.B. die Wechselbeziehungen zu den 
nachgeordneten Dezernaten und Stabs­
stellen eindeutig und ohne dauernde Be­
fassung der Spitze möglich. 

Zur Demokratie gehört auch die Funktion 
des Konzils in bezug auf die Leitung. Wenn 
das Konzil nur die Präsidenten und Vize­
präsidenten wählt sowie über die Grund­
ordnung beschließt. so hat es die Funktion 
einer Universitätsversammlung, aber nicht 
eines wirklich parlamentarischen Gremi­
ums (die Konzilsresolutionen sowie die 
Entgegennahme der Rechenschaftsbe­
richte sind allerorten zu Ritualen erstarrt: 
Senate und Fachbereichsräte sowie De-­
kanskollegIen spielen die eigentliche Wil­
lensbildungsrolle, die zentralen Kommis­
sionen sind die Stellen der konzentrierte­
sten Kompetenz). Dann können Konzile 
auch verkleinert werden, wobei m.E. die 
relative Professorenmehrheit so klein wie 
möglich gestaltet werden kann (Bundes­
verfassungsgericht zur Mitbestimmung -
ein eigenes Kapitel unausgetragener De­
mokratiedebatte, die nicht mit Paritätendis­
kussionen aus der Welt geschafft werden 
kann). 

Literatur: 

Auch ist ein Modell denkbar, in dem das 
Konzil eine zweite "Kammer" darstellt, 
wenn es um Grundsatzentscheidungen 
der Planung und des Profils der Hoch­
schule geht. Das kann u.U. mit Kuratoriallö­
sungen konkurrieren, die wiederum die 
staatliche Exekutive substituieren. 

FAZIT: 
Nennt den Präsidenten wie ihr wollt, die 
Einheitsverwaltung hat sich bewährt und 
soll demokratisch und kompetent ausge­
baut werden. Eines ist klar: es bleibt ein 
politisches und akademisches Amt und ist 
zugleich die Position eines Unternehmens­
leiters: darum wird es zurecht in den Geset­
zen "hoch" angesiedelt und erfordert Qua­
lifikationen, die sich allein aus vorausge­
gangener Hochschullehrertätigkeit nicht 
ergeben. Allerdings: ein Präsident ohne 
hinreichende Erfahrung mit Arbeitsweise 
und Habitus von Wissenschaftlern, wie das 
in den USA oft der Fall ist ("aus der Wirt­
schaft'') ist auch nicht vorstellbar, wenn die 
Hochschulen weiterhin wissenschaftliche 
Korporationen sein sollen und keine 
Wirtschaftsunternehmen. 

Michael Daxner, Prof. Dr. phil., Soziologe 
und Hochschulforscher. ist Präsident der 
Gart von Ossietzky-Universität Oldenburg. 

Michael Daxner: Entstaatlichung und Veröffentlichung. Heinrich-Böll-Stiftung: Köln 1991 
Erhard Denninger: Hochschulrahmengesetz Kommentar. C.H. Beck: München 1984 

Darin: Jürgen LüthJe z.d. zit. HAG 
Hilde Schramm (Hg.): Hochschule im Umbruch. Basisdruck: Berlin 1993 
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BERICHTE 

TU lmenau: Senat - quo vadis? 

Ich bin seit 1990 als Vertreterin der Studen­
ten Senatsmitglied. Seit einigen Monaten 
bin ich äußerst unzufrieden über die sich 
verschlechternde Arbeit im Senat und 
möchte deshalb an Beispielen darüber 
berichten. 

Es begann mit einer ersten Kritik vor allem 
der Studenten an der Öffentlichkeitsarbeit 
(ÖA) an unserer Uni im Frühjahr 1992. 
[)araufhin wurde Herr Dr. Frank als Leiter 
OA aufgefordert, eine Konzeption zu erar­
beiten (nachdem er bereits 1 1/2 Jahre ,m 
Amt war). Diese Konzeption wurde dann 
endlich im Dezember 1992 im Senat vor­
gestellt. Sie war aber so unzureichend, 
daß sie fast einstimmig abgelehnt wurde. 
E_s folgte der Beschluß, ein neues Konzept 
bis zum Februar 1993 zu erarbeiten. In der 
Senatssitzung am 2.2.1993 teilte das Rek­
torat jed~ch mit, daß die Vorstellung der 
uberarbe1teten Konzeption auf die März­
Sitzung verschoben wird. Ignoranz von 
Senatsbeschlüssen, ohne wenigstens zu 
fragen, ob die Senatoren damit einverstan­
den sind! Im März lag ein neus Konzept 
vor, doch der Prorektor B, der den kranken 
Rektor vertrat, informierte nur über die Ab­
stimmung der Konzeption mit dem Rekto­
rat und über den Beschluß des Rektorates 
eine halbe Stelle "Pressesprecher" einzu~ 
richten. Auf die Bemerkung der Studenten 
daß hier personelle und inhaltliche Ding~ 
vermischt werden, meinte der Prorektor, 

daß es einen Beschluß zur Vorstellung 
eines überarbeiteten Konzepts nicht gege­
ben habe. Vergeßlichkeit, Ignoranz oder 
schon Frechheit? Die Studenten legten als 
Beweis das entsprechende Protokoll vor. 
Eine inhaltliche D1skuss1on gab es aber 
trotzdem nicht. Die Studenten forderten 
dies ein, es gab jedoch nur den Ausruf 
eines Senators: "Ich will. daß hier endlich 
Ruhe einkehrt und das Problem erledigt 
ist". Wohlgemerkt erledigt und nicht ge­
löst. Ein ensprechender Antrag wurde an­
genommen. Fur mich Ausdruck dafür daß 
einige Senatoren wirklich nur Ruhe h~ben 
wollen und wohl noch nicht mal das neue 
Konzept gelesen haben. Sonst hätten sie 
doch erkannt, daß sich inhaltlich wenig 
verändert hat! Hier ein wenig mehr, dort 
etwas weniger, es 1st zwar noch ,mmer kein 
Konzept für eine ÖA, aber es ist Ja mit dem 
Rektorat abgestimmt 

Ein weiterer Punkt, bei dem es den studen­
tischen Senatsmitgliedern die Sprache 
verschlug, war die Nichtbehandlung einer 
von ihnen vorgelegten Beschlußvorlage 
und damit der Abbruch eines Tagesord• 
nungspunktes, ohne die geforderte Ab· 
stimmung vorzunehmen. Der Rektor stellte 
einfach einen gerade erst formulierten 
Antrag auf Abweisung der Vorlage zur 
Abstimmung (der angenommen wurde) 
und verstieß damit eindeutig gegen Grund· 
regeln solcher Gremien. Einfluß hatten 
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dabei wohl auch solche Argumente wie 
"Personalangelegenheiten gehören nicht 
in den Senat'' (in fast jeder Sitzung spre­
chen oder entscheiden wtr über Perso­
nen) oder "das gehört generell nicht hier­
her" wobei diese Senatoren die in unserer 
Grundordnung (GO) festgeschriebene Auf­
gabe des Senats. "maßgeblich für die Ge­
staltung des akademischen Lebens ver­
antwortlich" zu sein. dann einfach verges­
sen. Leider hat es der Senat in seinem fast 
dreijährigen Bestehen nicht geschafft. sich 
eine Geschäftsordnung zu geben, auf die 
man sich in solchen Fällen beziehen könn­
te. Der Rektor hat sogar versprocl .en, daß 
das Rektorat über die Weihnachtsfeiertage 
(1992/93!) eine solche Ordnung entwirft. 
doch es blieb beim Versprechen. 

In den letzten Sitzungen gab es noch zwei 
weitere Problempunkte. 

Erstens ging es um Berufungskommissio­
nen. Bisher wurden diese nach dem neu­
en Landeshochschulgesetz (LHG) zusam­
mengesetzt. Hierzu wurde angemerkt (dies­
mal nicht von Seiten der Studenten), daß 
unsere Grundordnung (GO) noch gültig ist 
und damit über den Bestimmungen des 
neuen LHG steht. Die einzige Antwort des 
Rektorats dazu war. daß die Grundord­
nung nie bestätigt wurde und damit nicht 
Gesetz ist. Spinnt man diesen Faden wei­
ter, heißt das, daß auch all unsere Gremien 
gesetzwidrig sind. Auf welcher Grundlage 
arbeitet dann eigentlich der Senat? Und 
warum nur hat das sonst so aufmerksame 
Ministerium das bisher nicht erkannt? 
Manchmal ist es besser. nachzudenken, 
bevor man etwas sagt. 

zweitens ging es um die Stelle unseres 
Kanzlers. Die Diskussion dazu läuft ja schon 
seit Dezember. seitdem der Rektor über 
einen Erlaß(!) des Staatssekretärs des Mi­
nisteriums, die Kanzlerstelle bundesweit 
auszuschreiben. informierte. Einstimmig 
stellte sich der Senat hinter Kanzler und 
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Rektor und wies den Erlaß als rechtswidrig 
zurück. Doch im Februar gab es ein Ge­
spräch mit dem Minister u.a. zu diesem 
Thema. Er gebrauchte die Argumente, daß 
1. die Stelle in Weimar gerade ausgeschrie­
ben wurde, und daß 2. dies für alle Kanzler­
stellen in Thüringen geschehen ist. Letzte­
res Argument ist eine Lüge! Die Kanzler­
stelle in Jena wurde nicht ausgeschrieben, 
der Kanzler dort wurde durch Amtshilfe 
eingesetzt. Leider ist unser Rektor wieder­
mal "umgefallen". Obwohl sich der Senat 
nach diesem Gespräch nochmal einstim­
mig gegen eine Ausschreibung aussprach. 
entschied der Rektor anders. Vor zwei 
Wochen schickte er einen Ausschreibung­
stext nach Erfurt. Dabei kann eine Stelle 
nur ausgeschrieben werden. wenn sie nicht 
besetzt ist. Das heißt. man müßte den Kanz­
ler erst kündigen. Eine Information des 
Senats hielt das Rektorat anscheinend -
wiedermal - nicht für nötig! Jedenfalls erst. 
als die letzte Senatssitzung schon für been­
det erklärt wurde, fiel den Studenten ein, 
nach der Entscheidung des Rektors zu 
fragen. Und dann kam o.g. Information. Im 
ersten Moment blieb vielen der Mund offen 
stehen. Empörung folgte. Leider war ja der 
Rektor selbst nicht anwesend. Aber alle 
wußten von den fadenscheinigen Argu­
menten des Ministeriums und konnten 
deshalb des Rektors (zumal GEGEN den 
Senat) nicht verstehen. Die studentischen 
Senatsmitglieder behalten sich vor, in den 
nächsten Sitzungen entsprechend zu rea­
gieren. 

Abschließend kann ich nur fragen, wozu 
der Senat eigentlich da ist. wenn sich das 
Rektorat über dessen Beschlüse hinweg­
setzt. wenn Aufgaben des Senats (lt. GO) in 
Frage gestellt werden. wenn der Senat 
nicht mal über die wichtigsten Sachverhal­
te informiert wird. 

Dipl.-Ing. Almuth Wendt 

(aus: llmenauer Uni-Nachrichten 4/93) 

Bund-~~~r-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung: 
Beschaft1g~ngsvoraussetzungen für die erfolgreiche Durchführung des 

W1ssenschaftler-lntergrationsprogramms geschaffen 

Die Wissenschaftsminister des Bundes und 
der Länder haben ein Gespräch über den 
derzeitigen Stand des Hochschulerneue­
rungsprogramms geführt. 

Im Hochschulerneuerungsprogramm sind 
Mittel zur Eingliedrung von wissenschaftli­
chen Arbeitsgruppen und Einzelforschern 
aus Akademie-Instituten in Hochschulen 
vorgesehen. Auf der Grundlage von Emp­
fehlungen des Wissenschaftsrates wird im 
sogenannten Wissenschaftler-lntergrati­
onsprogramm (WIP) derzeit 1920 Perso­
nen die Fortführung der wissenschaftlichen 
Arbeit ermöglicht; die Förderung endet für 
diejenigen am 31. Dezember 1993. deren 
Eingliederung in die Lehre an einer Uni­
versität oder Fachhochschule zu diesem 
Zeitpunkt nicht gewährleistet ist. 

Die neuen Länder und Berlin haben ihren 
politischen Willen bekräftigt, zur Integration 
der WIP-Geförderten in die Hochschulen 
spätestens zum 1. Januar 1994 zunächst 
insgesamt 1234 Beschäftigungspositionen 
zu schaffen. Es besteht Einvernehmen 
unter den neuen Ländern und Berlin, daß 
in allen Fällen, in denen sich Hochschulen 
und WIP-Geförderte über eine Integration 
einigen, die notwendigen Beschäftigungs­
möglichkeiten geschaffen werden, soweit 
dies im Rahmen der sonstigen Haushalts­
vorsorge möglich ist. Damit können die 
fachlich sinnvollen Eingliederungen in die 
Hochschulen vorgenommen werden. 

Die integrierenden Hochschulen sind da­
mit in allen Fällen, in denen die haushalts­
mäßigen Voraussetzungen bereits im 
Haushalt 1993 bestehen, bereits jetzt in der 
Lage, Arbeitsverträge abzuschließen. In 
den übrigen Fällen können sie den WIP-
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Geforderten den Abschluß von Arbeitsver­
trägen zum 1. Januar 1994 förmlich in Aus­
sicht stellen. 

Die administrativen Rahmenbedingungen 
für eine Integration sind vorhanden. Die 
Minister waren sich einig, daß es jetzt vor 
allem Sache der unmrttelbar beteiligten­
Wissenschaftler. Universitäten und Fach­
hochschulen ist. schnell aufeinander zu­
zugehen. Dabei sei erforderlich. daß Ge­
förderte und Hochschulen die individuel­
len Verbindungen deutlich verstärken. Die 
Minister der neuen Länder haben mit Nach­
druck darauf hingewiesen. daß ein Teil der 
WIP-Geförderten sich sehr viel intensiver 
als bislang um Integration in die Hochschu­
len bemühen müsse. Dazu gehöre auch 
die Bereitschaft. ihr wissenschaftliches Lehr­
gebiet so zu erweitern, daß sie in ihrem 
Fach breiter einsetzbar werden. Die Mini­
ster werden die Bemühungen der WIP­
Geförderten und der Hochschulen um sinn­
volle Integrationen nach Kräften unterstüt­
zen. 

Die Minister äußerten ihre Zuversicht daß 
es trotz der derzeitigen Stellensituatio~ und 
der vielfältigen sozialen Probleme an den 
Hochschulen gelingen wird, die vom Wis­
senschaftsrat zur Verstärkung von Lehre 
und Forschung empfohlenen Potentiale 
der ehemaligen Akademien dauerhaft auf­
zunehmen. Die neuen, im Aufbau befind­
lichen Fachhochschulen müßten neben 
den Universitäten als eine wichtige Integra­
tionsmöglichkeit erkannt werden. 

Die Vorsitzende der BLK, Anke Brunn, Mi­
nisterin für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen, erklärte: 
"Die Willensäußerung der neuen Länder 
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und Berlins ist eine entscheidende Vor­
aussetzung für das Gelingen der Integrati­
on von Akademie-Wissenschaftlern in die 
Hochschulen. Hochschulen und For­
schung in den neuen Ländern und in Ber-

lin brauchen diese Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler zu ihrer Erneuerung 
auch heute noch." 

(BlKPI) 

Die WIP-Kommission des Betriebsrates Berlin KAI e. V. hat die Redaktion 
des WIP-Express gebeten, die nachfolgende Mitteilung zu veröffentli­
chen, was wir selbstverständlich gerne tun. 

Jüngst ist den WIPianern der Vorwurf gemacht worden, sie beteiligten 
sich an den Bemühungen, sie in die vom Wissenschaftsrat benannten 
Universitäten und Hochschulen zu integrieren, nur unzureichend. In 
solcher Pauschalität ist dieser Vorwurf sicher ganz abwegig. Dennoch 
ist es angezeigt, daß die WI Pianer jede sich bietende Gelegenheit nutzen, 
an ihren Zielhochschulen mit allem Nachdruck in Erscheinung zu treten. 
Es ist unerläßlich, dort systematisch Kontakt mit den einschlägig 
befugten und zuständigen Personen zu halten. 

Dazu gehören unbedingt die Dekane der jeweiligen Fachbereiche. Falls 
gezielte Bewerbungen gemacht werden, so empfehlen wir die Hinweise 
der KAI e.V. zur Gestaltung der Bewerbungsunterlagen (vom 10.12.1992) 
mit Sorgfalt zu beachten. 

Der Lauf der eingereichten Unterlagen durch die Hochschulbehörden, 
deren Reaktion darauf etc., sollten vom WIPianer ständig verfolgt 
werden. Drängendes Nachfragen muß in kurzen Abständen stattfinden. 

Absprachen zur kontinuierlichen gegenseitigen Information sollten ge­
troffen werden, damit bei schlepender Behandlung des Integrationspro­
zesses ohne wesentliche Verz6gerung "nachgehakt" werden kann. 
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Wenden Sie sich an Ihre Betriebsratsmitgliederl Wir sind bemüht, 
entsprechende Probleme lösen zu helfen und Erfahrungen zu vermitteln. 

Die WIP-Kommission des Gesamtbetriebsrates Berlin KAI e.V. 

(aus WIP-Express 1/93) 

hochschu 1c os1 mai 1993 

Max-Planck-Gesellschaft: Haushaltsplan 1993: Auf dem Weg zur 
einheitlichen Forschungslandschaft 

Nach den zunächst bis einschließlich 1994 
für die gemeinsame Forschungsförderung 
durch Bund und Länder geltenden Über­
gangsregelungen wird der Länderanteil 
der Aufwendungen der MPG für das bis­
herige Förderungsgebiet weiterhin aus­
schließlich von den alten Bundesländern 
aufgebracht. Die neuen Länder und der 
Ostteil Berlins finanzieren zunächst nur den 
Zusatzaufwand anteilig mit, der für die MPG 
durch die Ausweitung ihrer Aktivitäten ,m 
Beitrittsgebiet entsteht. Auch der Haushalt 
1993 zerfällt damit trotz seinerformalen Ein­
heit praktisch in zwei getrennte Abrech­
nungskreise. Im Abrechnungskreis "Neue 
Länder" mitenthalten ist auch der Bedarf 
für die Förderungsgesellschaft Wissen­
schaftliche Neuvorhaben mbH, die als 
Tochtergesellschaft der MPG für einen 
befristeten Zeitraum sieben Geisteswissen­
schaftliche Zentren im Beitrittsgebiet be­
treut und mit der MPG eine Antragsge­
meinschaft bildet. Neben dem "Allgemei­
nen Teil" (Haushalt A und Förderungsge­
sellschaft) umfaßt der Gesamthaushalt der 
MPG den Haushalt des MPI für Plasmaphy­
sik, das als Großforschungseinrichtung 
vom Sitzland, dem Bund und EURATOM 
gefördert wird (Haushalt B). Im Zuge der 
Wiedervereingung hat also nicht nur das 
Volumen, sondern - zumindest vorüber­
gehend • auch die Komplexität des Haus­
haltes der MPG deutlich zugenommen. 

Der vom Senat der MPG am 20. November 
1992 festgestellte Haushaltsplan 1993 um­
faßt ein Ausgabevolumen von insgesamt 
1596 f-Aillionen DM einschließlich Projekt­
förderung und Sonderfinanzierungen. Da­
von entfallen 162 Millionen DM auf das MPI 
für Plasmaphysik. In den verbleibenden 
1434 Millionen DM sind Ausgaben aus 

dem "2. Sonderprogramm zur Sicherung 
der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 
und der Forschung" (HSP II) in Höhe von 
fast20 Millionen DM, Ausgaben aus sonsti­
gen Sonderfinanzierungen von knapp 6 
Millionen DM und die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung mit hinreichender Si­
cherheit zu erwartenden Projektmittel im 
Umfang von etwa 100 Millionen DM enthal­
ten. Den verbleibenden Ausgaben des 
"Allgemeinen T e1ls" des Haushaltes der 
MPG (einschließlich Förderungsgesell­
schaft, jedoch ohne MPI für Plasmaphysik) 
in Höhe von 1309 Millionen DM stehen 
Einnahmen aus der Anteilsfinanzierung von 
etwa 1246 Millionen DM gegenüber, die 
jeweils zur Hälfte vom Bund und den Län­
dern aufgebracht werden. Außerdem sind 
zweckgebundene Einnahmen zur Finan­
zierung von Bauinvestitionen im bisheri­
gen Förderungsgebiet in Höhe von knapp 
17 Millionen DM, Sondermittel aus dem 
Hochschulerneuerungsprogramm für Ak­
tivitäten in den neuen Ländern in Höhe von 
25 Millionen DM und sonstige Einnahmen 
in Höhe von etwa 21 Millionen DM veran­
schlagt.( ... ] 

Für dIe Aktivitäten ,n den neuen Ländern 
und im Ostteil Berlins stehen der MPG im 
Rahn ,en des Allgemeinen Haushalts 1993 
(ohne MPI für Plasmaphysik) Bund-Län­
der-Zuschüsse aus der Anteilsfinanzierung 
in Höhe von 142 Millionen DM zur Verfü­
gung. Die Zuschüsse liegen einerseits um 
44 Millionen DM (das sind 45%) über dem 
Vorjahr, andererseits aber um 45 Millionen 
DM unter der Bedarfsanmeldung derMPG, 
die bei 187 Millionen gelegen hatte. In 
dieser Bedarfsanmeldung enthalten wa­
ren die erforderlichen Mittel für 28 Arbeits­
gruppen an Universitäten, eine Außenstel-
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ledes MPI für extraterrestrische Physik, die 
Max-Planck-Institute für Mikrostrukturphy­
sik und für Kolloid- und Grenzflächenfor­
schung sowie erste Ansätze für sieben 
weitere Neuvorhaben einschließlich der 
bereits vom Senat der MPG im vergange­
genen Jahr mit Finanzierungsvorbehalt 
beschlossenen Max-Planck-Institute für In­
fektionsbiologie, für molekulare Pflanzen­
physiologie, zur Erforschung von Wirt­
schaftssystemen und für Physik komplexer 
Systeme. Knapp 32 Millionen DM entfallen 
auf den Bedarf der Förderungsgesellschaft 
Wissenschaftliche Neuvorhaben mbH zur 
Betreuung von sieben Geisteswissenschaft­
lichen Forschungsschwerpunkten. 

Im Zuge der Verhandlungen mit den Bund­
Länder-Gremien wurden gegenüber der 
Anforderung der MPG Programmkürzun­
gen in Höhe von etwa 20 Millionen DM 
vorgenommen, die Ausgabenkürzungen 
bei praktisch allen Ausgabenarten und 
zeitliche Verschiebungen bei den geplan­
ten Neuvorhaben beinhalten. Reduziert 
werden mußten auch die Ansätze für die 
Förderungsgesellschaft: Personalmittel für 
75 zusätzliche bewilligte Wissenschaftler­
stellen konnten daher zunächst nicht ver­
anschlagt werden. Zum Ausgleich der dann 
noch verbleibenden Deckungslücke von 
etwa 25 Millionen DM sind mrt Zustimmung 
der Bund-Lände-Gremien zusätzliche Ein­
nahmen aus dem Hochschulerneuerungs­
programm in den Haushalt eingestellt wor­
den. Wir wir inzwischen wissen. werden 
sich diese Einnahmeerwartungen mit Si­
cherheit nicht im veranschlagten Umfang 
erfüllen. Andererseits stehen aus dem Jahr 
1992 Restmittel in Höhe von 15 Millionen 
DM zur Verfügung, die wegen der für den 
Aufbau in den neuen Ländern typischen 
Verzögerungen nicht verausgabt wurden 
und mit Zustimmung des Bundes und der 
Länder rn das Jahr 1993 übertragen wer­
den könnten. 

Die Zahl der für die Aktivitäten in den neuen 
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Ländern zur Verfügung stehenden Plan­
stellen erhöht sich 1993 um 150 auf insge­
samt 975 Stellen. Ein erheblicher Teil die­
ser Stellen steht allerdings zunächst nur 
befristetzurVerfügung. Dies gilt auch für75 
neue Wissenschaftlerstellen, die für die 
Geisteswissenschaftlichen Forschungs­
schwerpunkte bewilligt wurden. 

Für den von der MPG erwarteten und von 
ihr gewollten Aufbau neuer Einrichtungen 
im Beitrit1sgebiet werden in erheblichen 
Umfang Erstausstattungsinvestitionen 
(auch baulicher Art) notwendig, die Haus­
haltsmittel über viele Jahre hinweg binden. 
sobald die Gründungen umgesetzt wor­
den sind. Darüberhinaus erfordert der 
schrittweise Aufbau von Instituten einen 
kontinuierlichen Anstieg auch der laufen­
den Betriebsmittel bis zum Endausbau in 
einer arbeitsfähigen Größenordnung. Die 
Aufbauplanungen der MPG in den neuen 
Ländern werden auch 1993 erheblich da­
durch beeinträchtigt, daß die vom Präsi­
denten der MPG an den Bundeskanzler 
und die Ministerpräsidenten der neuen 
Länder gerichtete dringende Bitte um ei­
nen mittelfristig gesicherten finanziellen 
Palnungskorridor bisher nicht erfüllt wor­
den ist. Auch die noch ausstehenden Stand­
ortentscheidungen und die Prognosen 
über die mögliche Inanspruchnahme von 
Mitteln aus dem Hochschulerneuerungs­
programm werden dadurch außerordent­
lich erschwert. 

Die Definition der Gegenwart (des Haus­
haltsjahrs 1993) als Übergangsphase zwi­
schen der Vergangenheit und der Zukunft 
trifft somit auf den die neuen Länder betref­
fenden Teil des Haushaltes der MPG in 
ganz besonderem Maße zu. Sie gilt auch 
für das bisherige Förderungsgebiet, bei 
dem sowohl die Einflüsse aus der Vergan· 
genheit wie auch die bevorstehenden 
Schwierigkeiten bei der Beurteilung der 
gegenwart nicht unberücksichtigt bleiben 
dürfen. Aus der Vergangenheit wirken hier 
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vor allem die über eine lange Zeit hinweg 
aus der Not heraus entstandene strukturel­
le Schieflage des Haushalts zu Lasten der 
investiven Mittel und der dadurch entstan­
dene Investitionsstau bei Baumaßnahmen 
und den wissenschaftlichen Geräten. [ ... ] 

Die Schatten der Vergangenheit überla­
gern sich insowiet im laufenden Haushalts-

jahr mit den Schatten der Zukunft. Die ver­
gleichsweise hohen Zuwachsraten des 
Jahres 1993 sollten darüber nicht hinweg­
täuschen. 

Manfred Betz 
(Leiter des Haushaltsreferates in der 

Generalve,wa/tung der MPG) 

(aus: MPG-Spiegel 1193) 

80000 Bücher im Wartestand 
Wissenschaftliche Zentralbibliothek in Adlershof muß erhalten und In den 

Standort integriert werden/ Dringender Handlungsbedarf 

Die Institute der ehemaligen AdW in Berlin­
Adlershof haben für DDR-Verhältnisse gut 
ausgestattete Spezialbibliotheken hinterlas­
sen (heute Fachbibliothek für Physik, Infor­
matik, Technik und Wirtschaft). Aus der 
Erkenntnis heraus, daß wertvolle Informati­
onsmittel brachliegen und die früheren Bi­
bliotheksmitarbeiter arbeitslos sein würden, 
gründeten diese im Januar 1992 die Wis­
senschaftliche Zentralbibliothek in Form 
zweier ABM-Projekte unterderT rägerschaft 
der KAI e.V. Ihr Ziel ist eine umfassende 
Literatur- und Informationsversorgung aller 
Nutzer im Territorium Adlershof. Dies er­
folgt abgestimmt mit den anderen Biblio­
theken des Geländes. Zur Verfügung ste­
hen insgesamt 80.000 Bestandseinheiten 
sowie 190 laufende Zeitschriften und Rei­
hen. Inzwischen kann die Bibliothek einen 
bereits zusammengeführten Alphabeti­
schen Gesamtkatalog der 6 Fachbibliothe­
ken sowie mehr als 1.500 Neuzugänge 
von Monographien anbieten. 

Neben der Einarbeitung der neuerworbe­
nen Literatur haben sechs Mitarbeiter mit 
der inhaltlichen Vereinigung der Bestände 
begonnen. Ist diese Arbeit abgeschlos-

hn,:h,chuk ,,,1 ma, I \I\IJ 

sen, steht dem Nutzer ein automatisierter 
Katalog zum Gesamtbestand der Wissen­
schaftlichen Zentralbibliothek zur Verfü­
gung. Das bleibt aber noch Zukunftsmusik. 

Die gegenwärtigen Probleme sind äußerst 
drückend. Denn leider wurden die beiden 
ABM-Projektenurb1szum31. Oktober 1993 
bei 75 % der regulären Arbeitszeit verlän­
gert, so das die kostbaren Bestände da­
nach in der Luft hängen würden. Eine 
endgültige Entscheidung ist im Interesse 
solider Arbeit ohne den psychischen Druck 
der Verunsicherung nicht längeraufschieb­
bar. Seitens der Senatsverwaltung für Wis­
senschaft und Forschung wurde die Hum­
boldt-Universität als Träger vorgeschlagen, 
allerdings im Hinblick auf die Ansiedlung 
ihres gesamten naturwissenschaftlichen 
Bereiches in Adlershof. Nun müßte geklärt 
werden, ob unter diesem Dach auch die 
Forderungen der außeruniversitären For­
schungseinrichtungen, darunter des For­
schungsverbundes Berlin, und die der 
Großforschungseinrichtungen wie Deut­
sche Forschungsanstalt für Luft-und Raum­
fahrt, Hahn-Meitner-lnst1tut, Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung und 
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später BESSY II, befriedigt werden kön­
nen. Die IGAFA hat jetzt das Konzept zu ei­
nem Gesamt-Bibliothekssystem für Adlers­
hof zur Diskussion gestellt. 

Kurzfristig geht es um den Erhalt der ver­
bliebenen Mitarbeiter. die großenteils lang­
jährige Erfahrungen haben. zum anderen 

um die Sicherung des Etats. da die Finan­
zierung der Bibliothek einschließlich der 
Mittel für Neuerwerbungen des Jahres 1993 
noch völlig offen ist. Es besteht dringender 
Handlungsbedarf. 

(aus: verbund, Zeitung des Forschungs­
verbund Berlin e. V.. 1/93) 

Greifswald: Ende Juni soll Struktur klar sein 

Der Personalrat konnte zu seiner Rechen­
schaftslegung am 13. April in der Mensa 
viele Gäste begrüßen, dagegen äußerst 
wenige Mitarbeiter der Universität. Über 
die "Zukunft der Emst-Moritz-Arndt-Uni­
versität" wollten etwa nur knapp hundert 
ihrer Angehörigen diskutieren. 

Personalratsvorsitzender Dr. Jürgen Abel 
warf eine Problemliste in die später den­
noch eher zäh verlaufende Gesprächs­
runde: Für die Zukunft der Universität müß­
ten zuallererst die berüchtigten Sperrstel­
len fallen. Die Zeit drängt zudem nach 
Verabschiedung des Hochschulgesetzes. 
damit u.a. endlich die Neuwahlen der Uni­
Gremien erfolgen kann. Die neuerlichen 
Sparmaßnahmen haben alle Hoffnungen 
und Initiativen nach Veränderungen ge­
lähmt. "Nur 3,78 Prozent des Landeshaus­
haltes für die Universitäten - das ist nicht 
mehr Sparsamkeit, sondern beabsichtigte 
Tötung!", so Dr. Abel. 

Staatssekretär Dr. Thomas de Maiziere wi­
dersprach. was die genannten Prozente 
betrifft, die höher liegen würden, nannte 
jedoch keine konkreten Angabe. Bis zum 
3. Oktober soll das Hochschulgesetz ei­
gentlich verabschiedet sein. In Schwerin 
will man so weit wie möglich die Feh1er des 
Westens vermeiden. wie lange Studien­
zeiten und starre Verwaltung. Beispiels-
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weise soll das Gesetz für eigenständige 
Finanzierungswege der Universitäten of­
fen sein. Der Staatssekretär kündigte für die 
kommenden Jahrzehnte "gigantische Bau­
vorhaben an", für die jetzt an den Universi­
täten im zusammengehen mit Landes­
bauamt und Stadt die Vorarbeiten zu lei­
sten seien. 

Die jüngsten Diskussionen über drohen­
de Stelleneinsparungen haben nach An­
sicht de Maizieres wichtiges bewirkt. Er­
stens sei es gelungen, allen Verantwortli­
chen klar zu machen. daß ohne Zuwachs 
an Finanzen die gewünschte Struktur an 
den beiden Universitäten nicht kommen 
kann. zweitens sei erreicht worden. daß es 
kurzfristig keine Streichung von Studien­
gängen geben wird, daß die Greifswalder 
Zahnmedizin und die Psychatrie nicht ge­
schlossen werden. Nun also sind die Sperr­
stellen offen, statt ihrer aber müssen Äquiva­
lente von den Universitäten angeboten 
werden. 

An diesem Punkte jedoch sieht der Rektor 
Prof. Hans-Jürgen Zobel Probleme auf die 
Universität zukommen: 161 Stellen werden 
wir nicht mit Leichtigkeit schaffen. sagte er. 
Die Reserven sind an den meisten Einrich­
tungen schon ausgeschöpft, auch in der 
Verwaltung sind weitere Rücknahmen nicht 
möglich, wenn eine qualitätsvolle Arbert 
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geleistet werden soll. Es könne kaum an­
gehen. daß die Greifswalder Universität 
nicht in der Lage ist. Mittel aus gut dotierten 
EG-Programmen einzuwerben, nur weil 
sie für die Bearbeitung keinen Mitarbeiter 
beschäftigen kann. 

Seit Wochenmitte gibt es die Art::>eitsgrup­
pe zum "Sperrenentsperrungskonzept" in 
der Landeshauptstadt. Vertreter der Uni­
versitäten und aller Parteien des Landta­
ges wirken darin mit. Bis Ende Juni soll das 

endgültige Konzept zu den Strukturen in 
Rostock und Greifswald vorliegen. 

Prof. Zobel bezeichnete die Zusammenar­
beit mit der Hansestadt als vorzüglich und 
unterstrich, daß die Alma mater sich auch 
zukünftig den Herausforderungen, die das 
Territorium an sie stellt, gewachsen zeigen 
wird. 

(aus: Univers1tätsze1tung der Emst-Moritz­
Amdt-Un,versitär Greifswald 2/93) 

Abitur in den neuen Bundesländern hat hohes Niveau 

Bezug nehmend auf die Meldung der dpa 
zur Qualität des Ost-Abiturs gibt Kultusmini­
sterin Steffi Schnoor folgende Stellungnah­
me ab: 

Ein Bericht des Schulausschusses der 
Kultusministerkonferenz zum Qualitätsstan­
dard des Abiturs in den neuen Bundeslän­
dern liegt noch nicht vor. Es gibt nur den 
Auftrag an den Schulausschuß, den Qua­
litätsstandard des Abiturs in ganz Deutsch­
land zu vergleichen. Dies ist ein komplizier­
tes und aufwendiges Verfahren, weil Ver­
gleichsmaßstäbe schwierig zu entwickeln 
sind. So gibt es in einigen Bundesländern 
das Zentralabitur. in anderen nicht. Um­
fang und Struktur des Kurssystems der 
Oberstufe erschweren die Vergleichbar­
keit. Der Schulausschuß, bestehend aus 
den Abteilungsleitern der Kultusministeri­
en der Länder. hat für diese Arbeit minde-

stens ein Jahr vereinbart. Z. Zt. gibt es nicht 
einmal ein schriftliches Zwischenergeb­
nis. 

Ein Indiz für die Qualltat des Abiturs In den 
neuen Ländern gibt es allerdings: die Teil­
nahme der Abiturienten an den Auswahl­
verfahren zum Medizinstudium. Bei die­
sem Verfahren schneiden unsere Abituri­
enten und Abiturientinnen hervorragend 
ab. 

Natürlich kann niemand ernsthaft einen 
Nachholebedarf bei den modernen Fremd­
sprachen leugnen. Das ist jedoch kein 
Sonderproblem der Länge der Schulzeit 
an Gymnasien, sondern gilt für alle Schul­
formen. Dies hat etwas mit der Übert::>eto­
nung des Russischen In der DDR zu tun. 

(PI des Kultusministeriums Mecklenburg-
Vorpommern) 
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DOKUMENTATION 

Neue Form der Förderung im Einklang mit den Prinzipien der MPG 

Anläßlich der Eröffnung der Arbeitf':gruppen der MPG an der Universität Jena hielt ~er 
Generalsekretär der MPG. Dr. Wolfgang Hasenc/ever, Ende November 1992 eine 
Ansprache, aus der wir nachfolgend Auszüge dokumentieren. 

Die 28 Arbeitsgruppen. welche die Max-Planck-Gesellschaft. 19~0 und 1991 ~n sieben 
Hochschulen der neuen Bundesländer. davon eben sechs hier 1n Jena eingerichtet hat 
und die ihre Arbeit Ende 1991, spätestens im ersten Halbjahr diesen Jahres (1992) 
aufgenommen haben. sind nicht auf Dauer angelegt, sondern sollen im Anschluß an die 
Förderung durch die Max-Planck-Gesellschaft in den Hochschulen fortgesetzt„werden. 
Daß die Max-Planck-Gesellschaft sich zu dieser neuen Form der FC?,rschungsford~run~ 
entschloß. hängt - so paradox das zunächst klingt - eng mit unserer Uberze~_gung, Ja mit 
dem Prinzip der MPG. zusammen, daß die Forschungsarbeiten nur unterstutzt werden. 
wenn sie an den Hochschulen nicht ebensogut oder sogar besser gemacht werden 
können. Im Normalfall heißt das bei den Überlegungen zu Institutsgründungen, d~ß die 
Gesellschaft nur dort tätig wird und Forschungsgebiete in ihren Instituten aufgreift, die 
wegen ihrer Neuartigkeit, ihrer lnterdisziplinarität, ihres ~sond_ers hoh.?n Aufwandes an 
Hochschulen noch keinen Platz gefunden haben oder nicht finden konnen. 

Hätten wir diesen Grundsatz vor zwei Jahren ernst genommen, so hätte un~ das 
notwendigerweise für lange Zeit quasi zur Untätigkeit in de~ neuen Ländern __ verurte1lt. Wir 
hatten abwarten müssen, bis die Hochschulen voll etabliert gewesen waren un? den 
Nachweis hätten erbringen können, was sie selbst zu leisten imstande ~!nd. W1~ alle 
anderen Akteure im pluralistischen Wissenschaftssystem unseres Landes fuhlten wir uns 
jedoch aufgerufen, auf jeden Fall möglichst schnell einen Beitrag z~r Herstellung einer 
einheitlichen Wissenschaftslandschaft in der Bundesrepublik zu leisten. Es lag d~her 
nahe, daß wir uns nicht damrt begnügten abzuwaretn, bis die Voraussetzun~en eines 
subsidiären Tätigwerdens der Max-Planck-Gesellschaft geschaffen worden waren, son­
dern daß wir versuchten. selbst daran mitzuwirken, diese Voraussetzung~n zu schaffe~. 
nämlich die Forschung innerhalb der Hochschulen zu stärken und 1hr so die Gelegenheit 
zu geben, ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu stellen. 

Vielleicht hat damals auch die irrige Meinung eine Rolle gespielt, die auf der weitgehen­
den Unkenntnis der Verhältnisse in der DDR - auch auf diesem Gebiet der. W1ssen~chafts­
strukturen -beruhte. daß. so konnte man damals als pauschale Mein~ng uberall .horen,d1e 
Forschung der DDR aus den Hochschulen herausgedrängt und 1n den Instituten ~er 
Akademie konzenrtiert worden war. Wir wissen heute, daß dieses einfache Schwarzweiß­
gemälde so nicht richtig war. und wir haben das Gott sei Dank auch früh genug g~lemt und 
unsere Konsequenzen daraus gezogen. Ich erinnere mich noch gut. daß wir unsere 
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ersten Vorstellungen über diese neue Förderungsart mit Wissenschaftlern aus den 
neuen Ländern diskutiert haben. Unter unseren Gesprächspartnern waren neben Herrn 
Geiler aus Leipzig, den Herren Sehellenberg und Parthier aus Halle Sie, Magnifizenz, 
lieber Herr Schmutzer, die Sie mit Ihrer besseren henntnis, insbesondere von dem, was 
wirklich nötig war, uns in einer Runde auf der Godesburg in Bonn den richtigen Weg 
gewiesen haben. Aus der Ursprungsüberlegung, Forschungspotential in die Hochschu­
len zurückzuführen, wurde dann bald die neue Zielvorstellung, Jede Art von Forschung, 
deren Exzellenz sich mit dem Namen noch nicht etablierter aber vielversprechender 
Wissenschaftler verband, wo auch immer sie bisher gearbeitet haben mochten, in 
Instituten der Akademie oder eben an den Hochschulen oder 1n der Industrie, für die 
Hochschulen zu fördern und damit einen Beitrag zur Verwirklichung der Grundidee der 
deutschen Hochschule zu leisten. daß Lehre nur wirklich aus der Forschung heraus 
fruchtbar und erfolgreich sein kann. 

Wie oberflächlich unsere Ausgangsüberlegungen und wie nötig Anpassungen waren, 
wird gerade hier in Jena deutlich - und Sie, Magnifizenz. haben uns das damals 
prophezeit - , da hier in Jena alle von den heute vorgestellten sechs Arbeitsgruppen aus 
Universitäten, fünf aus Jena, eine aus Erfurt, selbst stammen und somit der Bedeutung und 
Qualität der Hochschulforschung auch 1m früheren System ein beredtes Zeugnis ausstel­
len. 

In der Woche vor Weihnachten des Jahres 1990 haben wir unser verbessertes Konzept 
dann den Wissenschaftsministern der neuen Bundeslander 1n Munchen vorgestellt und 
weitere Anregungen, insbesondere aber auch Ermutigung erfahren .... Trotz dieses 
Zuspruchs und der vielen guten Ratschläge, die wir bei der Fortentw1cklung und 
Verwirklichung des Konzeptes immer wieder erfahren haben. bleibt unsere Unerfahren­
heit mit den Verhältnissen in der ehemaligen DDR eine nicht zu übersehende Schwie­
rigkeit. Besonders schwer tun wir uns in den Fällen, in denen - und das 1st natürlich 1m 
einen oder anderen Fall auch der Max-Planck-Gesellschaft nicht erspart geblieben - wir 
der Vergangenheit in Form politischer Verstrickungen mit dem früheren Regime in allen 
seinen Ausprägungen begegnen. Rein formal hätten wir uns 1n derartigen Fällen, in 
denen die Hochschule aus nicht fachlichen Gründen eine Anbindung unseres Arbeits­
gruppenleiters an die Fakultät verweigern mußte, auf den Standpunkt stellen können, daß 
damit der Förderzweck einer Stärkung des Forschungspotentials 1n den Hochschulen 
nicht erreicht werden kann und wir deshalb unsere Unterstützung einstellen müssen. 
Damit wäre aber weder den Hochschulen gedient gewesen, noch wären wir den jungen 
Wissenschaftlern gegenüber, die wir ausgewählt hatten und für die wir damit eine gewisse 
Verantwortung übernommen hatten, gerecht geworden. Wir haben es deshalb für 
unsere Pflicht gehalten, bei einem drohenden Scheitern der Förderung aus diesen 
Gründen zum einen, gemeinsam mit der Hochschule. nach personellen Alternativen zu 
suchen, zum anderen aber auch - mit allen Vorbehalten wegen unseres Handikaps bei 
der Bewertung derartiger Verstrickungen - 1ms ein eigenes Urteil zu bilden und dann zu 
prüfen, ob wir nicht aus Gründen des Vertrauensschutzes wie des Arbeitsrechts für den 
Betroffenen außerhalb der ursprünglich angestrebten Lösung einen Platz finden müssen. 
Dazu sind wir bereit, wenn wir nach eingehender Prüfung und Wertung des Einzelfalles 
und der besonderen Umstände zu dem Schluß kommen, daß das Maß an Vorwerfbarkeit 
die Förderung eines besonderen wissenschaftlichen Talents dennoch, wenn auch -
möglicherweise ja nur vorübergehend - außerhalb der Hochschule weitere Förderung 
verdient. Ich möchte nicht unerwähnt lassen, daß die vielen Gespräche, die wir mit Ihnen, 
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unseren Partnern in den jungen Bundesländern in München oder hier vor Ort geführt 
haben, für uns eine große Bereicherung sind. Eigentlich hat sich keines der Gespräche 
auf die Klärung der notwendigen formalen Voraussetzungen unserer Förderung be­
schränken müssen. Alle Gesprächspartner zumindest hatten Verständnis für meine 
Neugierde und mein Bestreben, die besonderen Umstände der Vergangenheit und 
Gegenwart in diesem neuen Teil unseres Landes besser verstehen zu können. Je mehr 
ich bei solchen Anlässen von Ihnen erfahren habe, desto unsicherer bin ich allerdings 
geworden, was für das Tagesgeschäft nicht unbedingt hilfreich war und ist. Das Wissen 
um die Komplexität eines Sachverhalts macht einen nicht unbedingt entscheidungstüch­
tiger. Aber sie hilft einem. mit der Relativität des Richtig oder Falsch besser fertig zu werden 
und bei der Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen die notwendige Behutsam­
keit walten zu lassen. 

(aus: MPG-Spiege/ 1193) 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
erörterte aktuelle Probleme der Forschungsförderung in den neuen 

Ländern 

l. 

Unter dem Vorsitz der Ministerin fi.Jr Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein­
Westfalen. Anke Brunn. erörterte die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung am 15. März 1993 aktuelle Probleme der Forschungsförderung in 
den neuen Ländern. Für den Bund nahmen der stellvertretende Vorsitzende der 
Kommission. Prof. Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, und 
der neue Bundesminister für Forschung und Technologie, Matthias Wissmann, an der 
Aussprache teil. Die neuen Länder und Berlin waren vertreten durch den Senator für 
Wissenschaft und Forschung von Berlin, Prof. Dr. Manfred Erhardt, und die Wissen­
schaftsminister Hinnch Enderlein. Brandenburg, und Dr. Ulrich Fickei. Thüringen. 

II. 

Die Kommission stellte mij Befriedigung fest. daß die Empfehlungen des Wissenschafts­
rates zur Neuordnung der außeruniversitären Forschung in den neuen Ländern und 
Berlin bereits Mitte des vergangenen Jahres weitgehend umgesetzt waren. In den neuen 
Ländern und im Ostteil von Berlin sind in kurzer Zeit zahlreiche außeruniversnäre 
Forschungseinrichtungen aufgebaut worden, darunter 34 Einrichtungen der Blauen 
Liste. drei Großforschungseinrichtungen und zehn Außenstellen von Großforschungsein­
richtungen sowie 21 Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft. Ferner bestehen zwei 
Max-Planck-Institute und zwei Außenstellen von Max-Planck-Instituten, 28 befristete 
Arbeitsgruppen der Max-Planck-Gesellschaft an sieben Universitäten und sieben eben­
falls befristete geisteswissenschaftliche Zentren. die von der Max-Planck-Gesellschaft 
betreut werden. Daneben werden 60 langfristige Vorhaben der Akademien der Wissen­
schaften gefördert. 
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In der Kommission bestand Einvernehmen darüber, daß dennoch weiterhin erhebliche 
Anstrengungen erforderlich sind, um eine einheitliche Forschungslandschaft in Deutsch­
land zu verwirklichen. Hierzu wies Bundesforschungsminister Wissmann darauf hin daß 
er 19?3 in s:inem Hau~halt insgesamt 1, 75 Mrd. DM für~ie neuen Länder vorgesehe~ hat; 
d~s s~n~ 101/o meh~ als Im Jahr 199~. Bundesminister W1ssmann erklärte, er beabsichtige, 
die Emrichtun~_en In den neuen Ländern von den für 1993 vorgesehenen Mittelsperren 
und von den fur 1994 geplanten Personaleinsparungen auszunehmen. 

Einvernehmen bestand in der Kommission auch darüber, daß der Aufbau im Osten nur 
dann gelingen kann, wenn der im Westen erreichte Standard gewahrt wird. 

Die konkreten Entscheidungen für 1994 müssen in den nunmehr bevorstehenden 
H~ushaltsberatu~gen im Rahmen der BLK und in Bund und Landern getroffen werden 
Die Aussprache m der Kommission diente dazu, strategische Le1t11nien fur die auf den 
verschiedenen Ebenen anlaufenden Haushaltsberatungen herauszuarbeiten. 

III. 

1. Die Kommission stellte mn Befriedigung fest. daß alle Fördennstrumente der Deutschen 
Forschungs~emeinschaft (DFG) in den neuen Ländern angenommen worden sind und 
zunehmend ihre Wirkung entfalten. Die qualitativ gut beurteilten Antrage im Rahmen der 
allgem_e1nen Forschungsförderung nehmen zu. Fünf Sonderforschungsbereiche sind 
e1ngenchtet, weitere sind in Vorbereitung. Neben den breits bestehenden elf Graduier­
tenkollegs werde_n weitere Initiativen zum Aufbau solcher Kollegs gefördert Im Leibniz­
Programm zur Forderung der Spnzenforschung konnten auch Forscher aus den neuen 
Ländern ausgezeichnet werden. 

~ie DFG hält für den weiteren Ausbau ihrer Fördermaßnahmen In den neuen Ländern 
eine Zuwendung von rd. 224 Mio. DM 1994 für erforderlich. 

~er Bun~es_minister für Bildung und Wissenschaft, Prof. Dr. Ortleb, hat erklärt, er werde 
sich dafur. e1nset~en, daß -~er Bundesanteil von rd. 122 Mio. DM bereitgestellt wird. Die 
ne11en Lander sind bemuht. den auf sie entfallenden Anteil von rd. 102 Mio. DM 
aufzubringen. 

2. [)ie Kommission hob die besondere Bedeutung hervor, die dem Aufbau von Einrich­
tungen der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) In den neuen Ländern zukommt. 

Nach den Vorstellungen der MPG sollen in einem mittelfristigen Zeitraum bis zu zwölf 
M_~x-Pla~ck-lnstitute in den neuen Ländern errichtet werden. Die MPG wird hierfür In 
Kurze ein umfassendes Standortkonzept vorlegen, das eine wichtige Grundlage für 
k~nkre!e _Haushaltsverhandlungen sein wird. Der Planungsrahemn, den die MPG für den 
m1ttelfnst1gen Zeitraum entwickelt hat, sieht für 1996Zuwendungen von bis zu 360 Mio. DM 
vor. 

Der Bund l~gt gro~en Wert darauf, daß möglichst bald eine angemessene Zahl von Max­
Planck-Instituten In den neuen Ländern realisiert wird. Bundesminister Wissmann hat 
deshalb zugesagt, daß er den Aufbau neuer Max-Planck-Institute Im östlichen Teil 
Deutschlands nach Kräften unterstützen werde und sich dafür einsetzen wolle, daß die 

Max-Planck-Gesellschaft eine über die geltende Finanzplanung des Bundes hinausge­
hende Zuwendung erhalte. 
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Die neuen Länder messen dem Aufbau von MPG-lnstituten ebenfalls eine große Bedeu­
tung bei; sie konnten sich aber- auch im Hinblick aufdas noch ausstehende Standortkon­
zept der MPG - noch nicht abschließend äußern. 

3. Bei den außeruniversitären Forschungseinrichtungen. insbesondere bei den Einrich­
tungen der Blauen Liste, besteht noch ein erheblicher Investitionsbedarf. Die Kommission 
hat hierzu auf das Hochschulerneuerungsprogramm (HEP) hingewiesen, in dessen 
Rahmen 1993 bis 1996 266, 7 Mio. DM für diese Zwecke zur Verfügung stehen, von denen 
der Bund 75% aufbringt. Nach vorläufigen Schätzungen der neuen Länder. die noch 
eingehender Überprüfung bedürfen, sind mittelfristig für Bau-, Sanierungs- und Gerätein­
vestitionen zusätzliche Mittel in einer Größenordnung von 800 Mio. DM erforderlich. 
Wegen der unterschiedlichen Situation bei den einzelnen Einrichtungen müssen der 
tatsächliche Bedarf und die Höhe der Zuwendungen in den jeweiligen Haushaltsberatun­
gen festgestellt werden. Dabei soll auchgeprüft werden, ob Mittel aus den EG-Regional­
fonds in größerem Umfang eingesetzt werden können. 

4. Schließlich hat die Kommission auf die Bedeutung des Akademienprogramms hinge­
wiesen, in dem 60 Vorhaben aus den neuen Ländern gefördert werden. Es handelt sich 
dabei vorwiegend um geisteswissenschaftliche Vorhaben, die der Wahrung und Pflege 
des kulturellen Erbes dienen. Das Programm soll deshalb nach Möglichkeit von Eins­
parungen ausgenommen und seiner Bedeutung entsprechend weiterentwickelt wer­
den. 

IV. 

Die Kommission wird im Dezember1993 - also etwa drei Jahre nach Herstellung der 
deutschen Einheit - ein umfassendes Gespräch über Stand und Perspektiven der 
Forschungsförderung in den neuen Ländern und in Berlin führen. 

(BLK-PI) 

Martin-Luther-Universität 1993 - wie weiter? 
Der Personalrat zum bevorstehenden Stellenabbau 

Unter dieser Überschrift hat1e der Personalrat auf der letzten Personalversammlung am 29. 
Januar diesen Jahres kritische Fragen an die Universitätsleitung und Vertreter des 
Ministeriums für Wissenschaft und Forschung gerichtet - leider ohne befriedigende 
Antworten zu erhalten. 

Mit dem Datum 1. April wird die in den Hochschulstrukturgesetzen vom Landtag beschlos­
sene Integration der Pädagogischen Hochschule Halle-Köthen und von Teilen der 
Technischen Hochschule Leuna-Merseburg in die Martin-Luther-Universität vollzogen. 
Bereits vor der Verabschiedung dieser Gestze hzat der Personalrat nachdrücklich auf sich 
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daraus ergebende personal- und arbeitsrechtliche Probleme h1ngew1esen. Inzwischen 
hat der Landtag mit dem Haushalt 1993 beschlossen. im Bereich des Ministeriums 
Wissenschaft und Forschung (MWF) wietere 50 Mio DM an Personalausgaben einzuspa­
ren. Dazu legt ein Erlaß des Ministers vom 2. März fest, daß bis zum 30. 9. 93 allein im 
Hochschulbereich der Universität 546 und bis zum Jahresende noch einmal 50 Stellen 
wegfallen. Noch härter ist die TH Leuna-Merseburg betroffen, die in diesem Erlaß 
angewiesen wird, "Mitarbeiter der nicht von der Integration erfaßten Bereiche ... unver­
züglich zu kündigen". Darüber hinaus geht aus dem Erlaß hervor. daß die im Zuge der 
Integration der Universität zugeführten Stellen insgesamt bis Ende 1995 wieder abzubau­
en sind. Es ist also genau das eingetreten, was der Personalrat seit langem befürchtet: 
eine zeitliche Vermischung von Integration und dramatischem Stellenabbau, was nach 
unserer Auffassung eine sachliche Diskussion und Entscheidungsfindung zur zukünfti­
gen Struktur der Universität fast unmöglich macht. 

Der Personalrat verkennt nicht, daß es trotz eines Stellenabbaus von über 40 Prozent an 
unserer Universität, verglichen mit Ende 1989, nach w,e vor starke Disproportionen 
hinsichtlich der Stellenauslastung einzelner Struktureinheiten gibt. die sich mit dem 
Vollzug der Integration sogar noch weiter verschärfen werden. 

So ist jedenfalls damit zu rechnen, daß in der nächsten Zeit viele Beschaftigte der 
Universität "mangels Bedarf' ihren Arbeitsplatz verlieren, obwohl nach unserer Überzeu­
gung weder hinsichtlich künftiger Strukturen noch hinsichtlich künftiger Aufgaben in 
Lehre und Forschung einigermaßen verläßliche Aussagen gemacht werden können, die 
es ermöglichten, den Bedarf oder Nichtbedarf an wissenschaftlichen Mitarbeitern und 
sonstigen Beschäftigten festzustellen. 

Vielmehr wird der Mangelnde Bedarf vor allem mit Blick auf die Stellenstruktur an den 
Universitäten der alten Bundesländer begründet. die zwar seit Jahren heftig krillsiert aber 
aus Haushaltgründen bisher nicht geändert worden ist. 

Der oben genannte Erlaß des Ministers weist den Fachbereichen bei der Diskussion um 
die künftige Struktur eine große Verantwortung zu. Der Personalrat erwartet, daß sich die 
Leitungen der Fachbereiche öffentlich zu dieser Verantwortung bekennen und die 
notwendigen Entscheidungen nach eingehender Beratung gemeinsam m,t dem zustän­
digen Selbstverwaltungsorgan treffen. 

Von der Leitung der Universität erwartet der Personalrat, daß siebe, ihren Entscheidun­
gen stets die Rechte und Probleme des einzelnen Betroffenen berücks,cht,gt und alle 
Möglichkeiten zur Vermeidung von Kündigungen ausschöpft. 

Der Personalrat wird seinen Standpunkt zu arbeitsrechtlich relevanten Aussagen des 
Ministererlasses betreffend Umsetzung der ABK-Empfehlung, Befristung von Arbeitsver­
hältnissen sowie Teilzeitangeboten umgehend veröffentlichen. 

Er steht allen Beschäftigten, insbesondere den von Kündigungen bedrohten, zur Bera­
tung und - im Rahmen seiner personalvertretungsrechtlichen Aufgaben - zur Unterstüt­
zung zur Verfügung. 

Dr. Albert Rost, 
Vorsitzender des Personalrates 
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Zur Erklärung des Personalrates: 
Die Struktur unserer Universität 

Die Diskussion um die künftige Struktur der Universität wird seit über einem Jahr geführt. 
Insbesondere bemüht sich die Haushaltkommission unter der Leitung von Prorektor Prof. 
Luckner, ein Modell vorzulegen, das bei der Zuweisung der finanziellen und personellen 
Ressourcen ausgewogen die wissenschaft:,chen Aufgaben der Fachbereiche sowie die 
Lehrbelastung berücksichtigt. Parallel dazu beschäftigt sich seit der Neuwahl des Rekto­
rates die Strukturkommission unter Leitung von Prorektor Prof. Hartwich mit Profilierung 
und Schwerpunktsetzung einzelner Bereiche. Das alles dient dem Ziel. langfristig eine 
den Aufgaben gerecht werdende Stellenstruktur zu erreichen. Die dafür durch die 
Kabinettsvorlage vorgegebene Zahl von 2756 Stellen für den nichtmedizinischen Bereich 
insgesamt ist zwar nicht übermäßig komfortabel, dient aber als gute Basis. eine leistungs­
fähige Wissenschaftsstruktur aufzubauen. Dabei sollte die finanzielle Situation des Landes 
Sachsen-Anhalt, die den Handlungsspielraum des Ministeriums stark einschränkt. be­
rücksichtigt werden. 

Leider erfolgte der Stellenabbau im vergangenen Jahr eher zufällig und nur in ganz 
wenigen Bereichen der Universität entsprechend den Vorstellungen der Haushaltkom­
mission. Das hat zur Folge, daß die aus DDR-Zeiten herrührenden Disproportionen im 
wesentlichen immer noch bestehen. Damit wird aber die Entwicklung mangels freier 
Stellen dort blockiert. wo ein Aufbau unbedingt erforderlich ist. Es ist deshalb im Interesse 
der Universität unasuweichlich, daß die Realisierung des Landtagsbeschlusses dort 
einsetzen muß. wo Stellenüberhänge existieren. Dabei wird auch vom Rektorat nicht 
verkannt, daß davon Einzelschicksale betroffen sind. Um die Folgen möglichst abzu­
schwächen und um die Beratung des Einzelsfalles zu gewährleisten. wird die Universität 
eine Beratungsstelle einrichten. 

Die Integration der Pädagogischen Hochschule und von Teilen der Technischen 
Hochschule in diesem Moment läßt die Situation nur bei oberflächlicher Betrachtung 
schwieriger erscheinen. In jedem Fall, auch bei einem späteren Integrationszeitpunkt, 
besteht das Problem der Integration darin, daß außer zwei technischen Fachbereichen 
der TH zur Universität nur Struktureinheiten kommen, die an der Universität bereits 
existieren. Sollen sich diese angemessen einordnen. so ist in jedem Fall ein Stellenabbau 
notwendig. Der Vorteil der derzeitigen Lösung besteht darin, daß bei der Auswahl der 
geeigneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Fachbereiche auf die Angehörigen aller 
drei Einrichtungen gleichberechtigt zurückgreifen können. Damit sollte gewährleistet 
sein, daß möglichst leistungsfähige Bereiche aufgebaut werden können. 

Die Universitätsleitung erhofft sich von der Zusammenarbeit mit dem Personalrat Lösun­
gen. die selbstverständlich die guten Rechte des einzelnen berücksichtigen. die aber 
andererseits nicht die erforderliche Neustrukturierung der Universität blockieren. Es ist 
uns allen wenig mit einer Festsehreihung des bestehenden Zustandes gedient. Auch die 
Mitglieder des Personalrates sind Angehörige der Universität und sollten an dem 
Entwicklung zu einer konkurrenzfähigen Bildungseinrichtung in Deutschland interessiert 
sein 
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Mecklenburg-Vorpommern: 
Kabinett beschließt Maßnahmen zur Hochschulstruktur 

Zur Vervollständigung und Konsolidierung der Hochschulstruktur In Mecklenburg-Vor­
pommern hat das Kabinett folgendes beschlossen: 

- Gründung der Hochschule für Musik und Theater 

Zum 1.1.1994 wird die Hochschule für Musik und Theater Mecklenburg-Vorpommern in 
Rostock gegründet. Erste Immatrikulationen finden schon am 1.10.1993 statt. 

- Betriebswirtschaftslehre in Greifswald 

Ab dem 1.10.1993 wird der Studiengang Betriebswirtschaftslehre an der Ernst-Moritz­
Amdt-Universität Greifswald errichtet. 

- Neue Studiengänge für die Fachhochschulen 

An den Fachhochschulen in Mecklenburg-Vorpommern werden ab 1.9.1993 folgende 
Studiengänge eingerichtet: 

Hochschule Wismar: Informatik, Verfahrens- und UmweltechnIk 

Fachhochschule Stralsund: Wirtschaftsingenieurwesen 

Fachhochschule Neubrandenburg: Vermessungswesen, Landespflege, Pflegedienst­
leitung 

Die Einrichtung dieser Studiengänge war von den Fachhochschulen beantragt worden. 

-Stellenentsperrung im Fachhochschulbereich 

Es wurde beschlossen, den Landtag um sofortige Entsperrung der zur Zeit gespernen 
204 Stellen zu bitten. 

-Stellenentsperrung an den Universitäten 

Der Landtag wird auch gebeten, die 366 im Haushalt 1993 bei den Universitäten Rostock 
und Greifswald gesperrten Stellen zu entsperren. Dafür fallen an diesen Hochschulen 
Stellen in gleicher Anzahl weg. 

-Konzept für Stelleneinsparungen 

Die Kultusministerin legt bis zum 30.6.1993 ein m It den beiden Universitäten abgestimm)es 
Hochschulkonzept zur Kooperation im Forschungs- und Lehrbereich dieser Univers,ta­
ten vor. Dieses Konzept enthält Einsparungsvorschläge für die o.g. 366 Stellen. Hierzu 
wird unverzüglich eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der Universitäten und der im Landtag 
vertretenen Parteien unter Federführung der Kultusministerin gebildet. Die Einsparungen 
werden vorrangig im Verwaltungsbereich von Universität und Universitätsklinik erfolgen, 
sowie durch Überführung der Psychatrie einschließlich der Kinder- und Jugendpsycha­
trie in Rostock in kommunale Trägerschaft. Die finanzielle Situation des Landes verlange 
eine optimale Nutzung der Ressourcen auch im Bereich der Wissenschaft. Deshalb 
könne die Entsperrung der Stellen nicht ohne jede finanzielle Gegenleistung erfolgen. 

-Kultusministerin richtet eine Hochschulstrukturkommission ein 
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Die Kultusministerin richtet In Kürze einen wissenschaftlichen Beirat zu ihrer ständigen 

Beratung ein. 

(PI des Kultusministeriums Mecklenburg-Vorpommem) 

Forschung zu Folgen von Klimaveränderungen ist neuer Schwerpunkt der 
BMFT-Umweltforschung 

Neubauplanung für den Telegrafenberg in Potsdam 

Anläßlich der Einweihung des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung e. V. (PIK) hielt 
der Bundesminister für Forschung und Technologie. Matthias Wissmann. am 19.4.1993 
in Potsdam folgende Rede. 

Das Potsdam-Institut für Klimaforschung e.V. (PIK) im Wissenschaftspark Albert Einstein 
auf dem Telegrafenberg In Potsdam wurde am 01.01.1992 gegründet. Es geht zurück auf 
eine Empfehlung des Wissenschaftsrates in Zusammenhang mit der Neuorientierung 
der Forschungslandschaft in den neuen Bundesländern. Der Wissenschaftsrat hat in 
einem Zusatzgutachten Anfang 1993 die Bedeutung und die Besonderheit dieses Instituts 
noch einmal unterstrichen. 

Das PIK ist einzigartig in Deutschland und sogar in Europa. Es widmet sich einem neuen 
Wissenschaftsgebiet. das In zusammenschauender Weise Natur-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften auf wichtige Umweltprobleme konzentriert. Hierfür gibt es bisher 
keine wissenschaftliche Tradition und somit auch keine ausgebildeten Wissenschaftler. 
Auch die Organisationsstruktur und Stellenausstattung sind mit anderen Instituten nicht 
vergleichbar. Das PIK ist als kleines, flexibles und innovatives Institut nach dem Modell 
eines "!hink tank" konzipiert, das in hohem Maße auf die Zusammenarbeit mit der 
gesamten Umweltforschung in Deutschland angelegt ist. Es hat zur Zeit 38 Mitarbeiter und 
verfügt über einen Jahresetat von rund 8 Mio DM. der vom Bundesministerium für 
Forschung und Technologie (BMFT) und vom Land Brandenburg je zur Hälfte getragen 

wird. 

Die Arbeit des PIK konzentriert sich auf das warscheinlich gravierendste Umweltproblem 
unserer Tage: eine mögliche Klimaänderung mit ihren Folgen für den Menschen und 
seine Gesundheit. seine natürliche Umwelt. aber auch die zivilisatorischen Systeme, wie 
z.B. Energiewirtschaft und Verkehr. Bisher gibt es kaum seriöse wissenschaftliche 
Aussagen darüber, was mögliche Klimaänderungen sowohl für das eigene Land. als 
auch für andere gefährdete Regionen der Erde bedeuten können. Nicht nur die 
natürliche Umwelt, sondern auch die ökonomischen Strukturen werden womöglich 
weltweit von einer Klimaänderung betroffen sein. Daher ist es wichtig zu wissen, wo 
zukünftig umweltbedingte wirtschaftliche Not zu Wanderbewegungen führen kann, und 
welche Folgen sich hieraus für Mitteleuropa, die Europäische Gemeinschaft und auch für 

Detschland ergeben können. 

In Zusammenarbeit mit der Wissenschaft wird sich die vom BMFT geförderte Forschung 
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zu Folgen einer möglichen Klimaänderung zuerst auf sensible Räume. wie zum Beispiel 
die norddeutsche Küstenregion oder die Alpen, sensible Sektoren. wie zum Beispiel die 
Lard- und Forstwirtschaft, sowie übergreifende Querschnittsthemen. wie die Verfügbar­
keit von Wasser unter veränderten Klimabedingungen konzentrieren. 

In dieser Forschungskonzeption kommt dem neu gegründeten Potsdam-Institut für 
Klimafolgenforschung eine Schlüsselrolle zu. Es soll im Rahmen seiner wissenschaftli­
chen Aufgabenstellung auch konkrete Beratungsaufgaben für Politik und Gesellschaft im 
Hinblick auf den globalen Wandel und dessen Folgen leisten. Es werden wissenschaft­
lich gut begründete Hinweise darauf erwartet, wie die Umwelt in Zukunft besser geschützt 
und gleichzeitig die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft gestärkt werden kann. Die Wissen­
schaft soll Wege zum notwendigen Strukturwandel unserer Gesellschaft im Hinblick auf 
die Versöhnung von Ökologie und Ökonomie aufzeigen .... 

Das neue Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung wurde an einem traditionsreichen 
Wissenschaftsstandort angesiedelt. Potsdam. die Landeshauptstadt Brandenburgs, ist 
nach der am 01.01.1992 durch Bund und Land Brandenburg gemeinsam erfolgten 
Gründung neuer Forschungseinrichtungen auf dem besten Wege, seinen Ruf als 
international bekannter Wissenschaftsstandort im Rahmen der Schaffung einer neuen 
Forschungslandschaft in Deutschland zu festigen und auszubauen. Begründet wurde 
der Ruf als Wissenschaftsstandort durch die Königlichen Astrophysikalischen Observato­
rien, das Magnetisch-Meteorologische Observatorium und das Geodätische Institut auf 
dem Telegrafenberg zum Ende des letzten Jahrhunderts. Heute sind eine neue Großfor­
schungseinrichtung, das Geoforschungszentrum Potsdam (GFZ). zwei Blaue-Liste­
Institute, das Astrophysikalische Institut Potsdam (AIP) und das Potsdam-Institut für Klima­
folgenforschung (PIK) sowie die Außenstelle des Alfred-Wegener-lnstituts für Polarfor­
schung (AWI), Bremerhaven, auf dem Telegrafenberg angesiedelt. 

Schon mit der Arbeitsaufnahme der neuen Institute Anfang 1992 wurde deutlich, daß die 
vorgesehenen Aktivitäten in den vorhandenen Räumlichkeiten nicht durchgeführt wer­
d~n. können. Als Ergebnis intensiver Diskussionen des BMFT mit den beteiligten 
Einrichtungen und dem Land Brandenburg 1st die Entscheidung getroffen worden, die 
größ_te Einrichtung, das Geoforschungszentrum. in einem Neubau unterzubringen und 
somIe den notwendigen Platz für die anderen Institute in den historischen Gebäuden zu 
schaffen. Der Neubau wird am Nordrand des Wissenschaftsparks Albert Einstein auf dem 
Telegrafenberg errichtet und wird sechs einzelne, durch einen Gang verbundene 
Gebäude, die sich hinsichtlich ihrer Größe und äußeren Architektur und Gestaltung 
hamionisch in das Gesamtensemble des Telegrafenberges einfügen, umfassen. Die 
Hauptnutzfläche wird 9000 Quadratmeter betragen, von denen die Hälfte für Laborräume 
vorgesehen ist. Gemeinsam für alle Institute auf dem Telegrafenberg ist ein Zentralgebäu­
de mit Bibliothek, Kantine und Hörsaal vorgesehen, über dessen Finanzierung noch 
Abstimmungsbedarf besteht. 

Weiterhin ist geplant. die behelfsmäßigen Bauten der Nachkriegszeit nach und nach 
abzureißen und somit auf dem Telegrafenberg bereits äußerlich in architektonischer und 
städtebaulicher Hinsicht die Synthese zwischen wissenschaftlicher Tradition und moder­
ner Forschung zu dokumentieren. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Potsdam 
hat bereits zugestimmt, die Neubauplanung in Form eines Vorhaben- und Erschlie-

105 



ßun s !ans der Öffentlichkeit vorzustellen (Auslegung vom. 28.4. - 28.5.1_993). Der 
Neu~:U wird zu seinem größeren Anteil (63,9 Mio DM) über die Grundfinanzierung des 
GFZ nach dem Schlüssel 90 Prozent Bund und 1 O Prozent Land Brandenburg und zu 
einem kleineren Anteil (19 Mio DM) aus dem lnvestitionssonderprogra~m nach dem 
Schlüssel 75 Prozent Bund und 25 Prozent Land Brandenburg finanziert. Von den 
Gesamtkosten in Höhe von 82,9 Mio DM tragen somit der Bund, v~rtreten durch das 
BMFT 71 8 Mio DM und das Land Brandenburg 11, 1 Mio DM. Noch 1n dte~em Jahr soll 
mit de~ er~ten Baumaßnahmen begonnen werden, um den Baukomplex bis zum Jahre 

1997 fertigstellen zu können. 
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Brussel, den 07 04 93 

Sehr geehrte Damen und Herren. 

zunächst mochte ich mi<'h herzlich bei Ihnen bedanken für die zahlreichen Antworten auf meme 
Schrift vom Herbst letzten Jahres zur Situation von Schulen und Hochschulen in den neuen 
Ländern Die Reaktionen waren überwiegend zustimmend, z.T aber auch kritisch, etwa was 
die Wurdigung der Geisteswissenschaften betriff\, und z.T skeptisch in Bezug auf die Chancen 
der Verwirklichung mancher Vorschlage. 

Inzwischen habe ich an den Bundespräsidenten geschrieben und die Antwort erhalten, daß er 
sich der Probleme der ostdeutschen Wissenschaftler nur im Rahmen seiner Möglichkeiten 
annehmen köMe. Mit meiner an prominente Wissenschaftler in den alten Bundesländern 
gerichtete Bitte, sich doch gemeinsam für Ihre Kollegen in Ostdeutschland öffentlich 
einzusetzen, habe ich bisher keinen Erfolg gehabt. 

Eine Notgemeinschaft ostdeutscher Wissenschaftler haben, wie sich herausgestellt hat , auch 
einige von Ihnen in's Auge gefaßt. Der Gedanke wird weiter verfolgt. 

Daruber hinaus möchte ich denen von Ihnen, die nicht mehr die Möglichkeit haben, cm 
wissenschaftliches Projekt zu verwirklichen, folgenden Plan unterbreiten Halten Sie es für 
denkbar, eine Sammlung solcher Projekte durchzuführen, die Sie im Kopf haben, aber eben 
nicht umsetzen köMen, und mit ihnen dann das BMFT bzw. BMWi gleichsam zu 
"bombardieren"? So kamen wir Ostdeutschen aus dem k.nmem und Betteln heraus und zu 
einer offensiven Haltung! Denn ich bin davon überzeugt, daß es unter Ihnen eine Flut von 
Ideen gibt, die nur im Sande verUluft, weil sie nicht gesammelt wird. Ob Sie sich zu diesem 
gewiß etwas ungewöhnlichen Gedanken einmal außem? 

Schließlich schicke ich Ihnen nun die angekündigte zweite, ergänzende Broschllre zur Frage 
der Neustrukturierung der gesamtdeutschen Forschungslandschaft und bine Sie wieder um Ihre 
Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Edelbert Richter 
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Walter H. Pehle!Peter Sillen (Hrsg.): Wissenschaft Im geteilten Deutschland. Restau­
ration oder Neubeginn nach 1945? Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt a. M. 1992. 
254 S. DM 24,90. Über den Buchhandel. 

Jürgen Friedrichs: Sozialwissenschaftliche Dissertationen und Habilitationen In 
der DDR 1951. 1991. Eine Dokumentation (Gesellschaften im Wandel) (Bibliogra­
phie]. Unter Mitarbeit von Vera Sparschuh/Iris Wrede. Walter de Gruyter, Berlin/New York 
1993. 475 + XII S. DM 158.-. Über den Buchhandel. 

Jörg-Dieter Gauger (Hrsg.): Die Zukunft von Forschung und Lehre in den neuen 
Ländern. Beiträge von Theodor Berchem • Volker Knoerlch • Norbert Lammert • 
Johannes Mehlig . Horst Pätzold - Hans-Ludwig Schreiber - Bernhard Vogel 
(Vorträge und Beiträge der Politischen Akademie der ~~nrad-Adenauer-Stiftung e.V., Bd. 
20). Köllen Druck+Verlag, Bonn 1992. 71 S. DM 5,-. Uber den Buchhandel. 

GetraudeBuck-Bechler/HeidrunJahn: Hochschulerneuerung In den neuen Bundes­
ländern. Inhaltlich-strukturelle Entwicklungen. Hrsg. von der Projektgruppe Berlin­
Karlshorst. Mitarbeit Dirk Lewin. Gerhard Schreiber. Berlin 1993. 111 S. Bestellungen an: 
Projektgruppe Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. Aristotelessteig 4. 0 - 1157 Berlin, 
Tel. 030/504 2949. Fax 504 2941. 

Gerhard Barkleit (Hrsg.): Die Erneuerung der sächsischen Hochschulen. Eine 
Dokumentation [beschränkt sich weitgehend auf die Dresdner Hochschulerneuerung]. 
Sonderausgabe der Sächsischen Landeszentrale für Politische Bildung. Hellerau-Ver­
lag, Dresden 1993.211 S. Über den Buchhandel bzw. (für sächsische lnteressentl_nnen) 
kostenlos bei: Sächsische Landeszentrale für Politische Bildung, Ref. Pubhkat,onen. 
Schützenhofstr. 36-38, 0- 8023 Dresden, Tel. 0351/589 7502. 

Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung an der Universität Hannover 
(Hrsg.): Nachfrage nach Hochschulbildung In Sachsen-Anhalt. Stand und Per­
spektiven. Untersuchungsbericht im Rahmen des Pr~jek1es "~rund-und Struk1ur­
daten für die Hochschulplanung In Sachsen-Anhalt (IES-Benchte, 112.92). Hanno­
ver/Magdeburg 1992.115 S. Bezug bei: IES an der Uni Hannover, Grotefendstr. 2. W -3000 

Hannover 1 . Tel. 0511 /1603-1. 

Getraude Buck-Bechler/Heidrun Jahn: Hochschullandschaft Berlin. Tell ~: ~ac~­
hochschulen. Hrsg. von der Projektgruppe Berlin-Karlshorst. In Zusammenarbeit mit D!rk 
Lewin. Berlin 1992. 31 S. Bestellungen an: Projektgruppe Hochschulforschung Berhn­
Karlshorst. Aristotelessteig 4, 0- 1157 Berlin. Tel. 030/504 2949. Fax 504 2941. 

Bärbel Last/Hans-Dieter Schäfer (Hrsg.): Attraktivität durch lnter~atlonal_ltät. Die 
Wissenschaftsbeziehungen der Hochschulen der neuen Bundeslander mit Osteu­
ropa auf dem Prüfstand. Beiträge einer Tagung am 10. November 19~2 an der 
Universität Potsdam. Hrsg. von der Universität Potsdam und der ProJektgruppe 
Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. Potsdam 1993. 175 + XII S.Bestellungen an: 
Universität Potsdam. Am Neuen Palais 10. 0 - 1571 Potsdam. 
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Eurapa-Universität Viadrina Frankfurt/Oder (Hrsg.): Wer ist Wer an der Europa­
Universität Vladrina? Professoren - Profile - Publikationen. Frankfurt/O. 1993.19 S. 
Kostenlos zu beziehen bei: Europa-Universität, Pressestelle, Große Seharmstr. 59. 0 -
1200Frankfurt/O. 

Der Rektor der Universität Leipzig (Hrsg.): Feierliche Immatrikulation 1992/93. Reden 
gehalten Im Neuen Gewandhaus zu Leipzig am 19. Oktober 1992. (Leipziger 
Universitätsreden Neue Folge Heft 73) Leipzig 1993. 28 S. Kostenloser Bezug bei: 
Universität Leipzig, Öffentlichke1tsarbeit, PF 920, 0- 7010 Leipzig. 

Werner Thieme: Fortbestand und Erneuerung der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften. Carl Heymanns Verlag, Köln 1992. 79 + IX S.DM 48,-. Über den 
Buchhandel. 

Benno Parthier(Hrsg.): Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldlna zu Halle 
(Saale) (gegründet 1652 in Schweinfurt). Geschichte Struktur Aufgaben. Halle/S. 
1993. 20 S. Kostenlos bei: Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina e.V„ 
August-Bebel-Str. 50a, 0-4020 Halle/S .. Tel. 0345/250 14, Fax 217 27. 

VADEMECUM Deutscher Lehr- und Forschungsstätten, Stätten der der For­
schung. 10. völlig überarbeitete Auflage [erstmalig für die gesamte Bundesrepublik]. 2 
Bde. Dr. Josef Raabe Verlag. Stuttgart 1992. 2200 S. DM 590.-. Auch auf CD-Room: 
Einzellieferung DM 2.600.-, Abonnement: Erstlieferung DM 1.800,- + Folgehelerung DM 
1.400,-. 

Heinrich Best(Hrsg.): Sozialwissenschaften in der DDR und in den neuen Bundes­
ländern. Ein Vademecum. Bearb. von Manfred Krause/Ute Koch. Informationszentrum 
Sozialwissenschaften, Abt. Berlin. Berlin 1992. 557 S. Über den Buchhandel oder bei: 
Informationszentrum Sozialwissenschaften, Lennestr, 30, W - 5300 Bonn 1, Tel. 0228/ 
2281-0. 

Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e. V. 
AiF (Hrsg.): Selbständige wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen in den neuen 
Bundesländern. Berlin 1992.191 S. Kostenlos zu beziehen über: AiF-Außenstelle Berlin, 
Leipziger Str. 5-7, 0- 1086 Berlin. 

Kommission für die Erforschung des sozialen und politischen Wandels ,n den neuen 
Bundesländern e. V. KSPW (Hrsg.): Arbeitsphase 1: Die Kurzstudien [Verzeichnis der 
KSPW-geförderten Studien]. Halle/S. 1992.o.S. (103 S.) Kostenlos bei: KSPW. Brand­
bergweg 23, 0 - 5050 Halle/S., Tel. 0345/649 102. 

Gesellschaft Deutscher Chemiker GdCh (Hrsg.): Chemiestudium in den Neuen 
Bundesländern. Ein Studienführer. Frankfurt a.M. 1993. 46 S. Kostenlos zu beziehen 
bei: Gesellschaft Deutscher Chemiker, PF 90 04 40, W-6000 Frankfun a.M. 90, Tel. 069/ 
79171. 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung: Jahresbe­
richt 1992 Kostenlos über: BLK-Geschäftsstelle, Friedrich-Ebert-Allee 39, W- 5300 Bonn 
1, Tel. 0228/5402-0, Fax 540 21 50. 

Jenaer Forum für Bildung und Wissenschaft e. V. (Hrsg.): Dokumente zur Erinnerung an 
den Jenaer Denkmalsturz 1991/92 .. Anläßlich des 175. Geburtstages von Karl Marx 
am 5. Mai 1993. Jena 1993. o.S. 32 S. 
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